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Recht der Kapitalgeber, sich direkt oder indirekt vertreten
zu lassen. Die Kapitalgeber durch ihre Geldinvestitionen
sowie die Arbeitnehmer durch ihre Arbeitsleistung sind im
Grunde genommen beide Gläubiger der Unternehmung,
die berechtigt sein müssen, gleichmässig ihre Interessen
zu wahren.
Zum dritten: Das Abstimmungsergebnis im Nationalrat
wurde vom Ständerat, zum Teil aber auch von der natio-
nalrätlichen Kommission als nicht überzeugend bezeich-
net. Ich überlasse es den Juristen im Bundeshaus, die um
die Angemessenheit der Mitbestimmung so gründlich
nachgegrübelt haben, mir eine überzeugende Definition
des «überzeugenden Abstimmungsergebnisses» nach der
ständerätlichen Version zu geben.
Zum Abstimmungsergebnis möchte ich noch kurz folgen-
des bemerken: Die Vergleiche der Abstimmungsergebnis-
se in den beiden Kammern können nicht gerecht ausfal-
len, weil die politischen Kräfteverhältnisse ungleich zum
Ausdruck kommen. Sachlich betrachtet ist der Volkswille
im Nationalrat sicher mehr zum Ausdruck gekommen als
im Ständerat. Bei der Beurteilung der Abstimmungen im
Nationalrat müssen auch die verhältnismässig vielen
Stimmenthaltungen berücksichtigt werden, da manche Be-
fürworter der Initiative aus Konsequenz den bundesrätli-
chen Vorschlag nicht unterstützt haben.
Der Minderheitsantrag des Ständerates hat grosse Enttäu-
schung unter den Initianten hervorgerufen und die schon
schwankende Bereitschaft zu einem Kompromiss vollstän-
dig annulliert. Die sogenannte angemessene Lösung bedeu-
tet nicht nur die Negation der Mitbestimmung, sondern
sogar eine Verminderung der Möglichkeiten, die das gel-
tende Recht aufgrund von Artikel 34ter der Bundesverfas-
sung schon vorsieht.
Die Diskussion sowie die Beschlüsse, besonders im Stän-
derat, bestätigen, dass eine konvergierende Lösung zwi-
schen dem bundesrätlichen Gegenvorschlag und der In-
itiative nicht mehr wahrscheinlich ist. Dagegen zeichnen
sich Lösungen ab, die nicht als Alternativen zur Initiative
betrachtet werden können. Da unter den gegebenen Um-
ständen die Chancen einer überzeugenden Uebereinstim-
mung, die vom Ständerat gewünscht wird, durch eine
Fristverlängerung nicht erhöht werden, beantrage ich im
Namen der sozialdemokratischen Fraktion die Ablehnung
der vorgeschlagenen Fristverlängerung und die Unterbrei-
tung der Initiative der Volksabstimmung innerhalb der vor-
geschriebenen Termine.

Binder, Berichterstatter der Mehrheit: Wir führen hier
keine Sachdebatte. Wir müssen uns nicht entscheiden, ob
wir für oder gegen die Mitbestimmung einstehen wollen.
Wir müssen uns auch nicht darüber entscheiden, ob wir
für oder gegen die Gewerkschaften eingestellt sind. Es
geht nicht einmal um eine Frage der Toleranz, sondern es
geht ganz einfach darum, ob wir uns noch bemühen wol-
len, während eines Jahres eine Lösung zu finden. Wenn
ich Canonica heissen würde und wenn ich zu den Initian-
ten gehören würde, dann würde ich selbstverständlich
auch so sprechen, wie er jetzt gesprochen hat, denn die
Initianten sind primär nicht sehr daran interessiert, dass
ein tragfähiger Gegenvorschlag im Parlament zustande
kommt. Auch wenn ich Herrn Canonica persönlich verste-
he, möchte ich trotzdem bitten, unserem Antrag zuzustim-
men. Trölerisch haben wir diese Sache nicht behandelt.
Es war nicht möglich, während eines Jahres ein so schwie-
riges Problem sauber und vernünftig auf der Stufe der Ver-
fassung zu lösen. Wir haben während fünf Tagen Sitzun-
gen abgehalten. Ich glaube, es wäre falsch und un-
klug, bereits zu kapitulieren. In diesem Sinne möchte ich
Sie nochmals bitten, dem Antrag der Kommissionsmehrheit
zuzustimmen.

M. Richter, rapporteur de la majorité: Je ne répondrai pas
aujourd'hui aux considérations générales de M. Canonica
puisque nous sommes ici pour régler une question de
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procédure. Voulons-nous prendre cette semaine une dé-
cision à l'arraché? Voulons-nous risquer de soumettre au
vote du peuple suisse et des cantons le texte de l'initiative
sans contre-projet? La majorité de la commission répond
non à ces deux questions. Elle vous propose d'accepter de
prolonger le délai pour donner au peuple suisse la possi-
bilité de s'exprimer sur des propositions qui constituent
les termes d'une alternative valable.

Bundespräsident Brugger: Es ist natürlich an sich Ihre Sa-
che, wie weit Sie von Ihren Möglichkeiten und Rechten
Gebrauch machen wollen. Man kann im Zusammenhang
mit der Fristverlängerung allerlei taktische Ueberlegungen
anstellen, übrigens nicht nur auf der einen Seite, sondern
ebensosehr auf der anderen. Die Möglichkeit, am Schluss
vor einem Scherbenhaufen zu stehen, gibt es natürlich
auch. Für den Bundesrat ist die Frage der Mitbestimmung
nicht eine Frage des Taktierens, und es ist für ihn auch,
Herr Nationalrat Canonica, kein «politischer Wauwau», wie
Sie gesagt haben, sondern es ist für uns eine eminent
wichtige Sachfrage, eine politische Frage auch, die im
Räume liegt, die einer Lösung entgegengeführt werden
sollte, einer Lösung, die schweizerischen Umständen und
Verhältnissen gerecht wird. Wir glauben deshalb, dass
man nicht im jetzigen Moment das Werkzeug ablegen
sollte, nachdem schon so viel investiert worden ist und
nachdem immerhin festgestellt werden kann, dass sich
hier auch so .etwas wie ein Reifungsprozess abspielt. Man
sollte die Bemühungen fortsetzen, weil es sich um ein ech-
tes Problem handelt, das gelöst werden sollte. Aus dieser
Sicht empfiehlt Ihnen der Bundesrat, der Fristverlängerung
zuzustimmen.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Mehrheit 105 Stimmen
(Fristverlängerung)
Für den Antrag der Minderheit 44 Stimmen
(Ablehnung)

An den Ständerat - Au Conseil des Etats
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Antrag der Kommission
Eintreten

Proposition de la commission
Passer à la discussion des articles

Bürgi, Berichterstatter: Die Arbeit der Kommission unterlag
einem gewissen Zwang zur Beschleunigung, damit der ge-
setzte Fahrplan mit einer Abstimmung von Volk und Stän-
den im Dezember eingehalten werden kann. Dennoch
hat die Kommission ein überstürztes Verfahren vermie-
den. Sie hat sich zunächst zwei Tage intensiver Arbeit
gewidmet; dann wurde ein Unterbruch von zwei Wochen
eingeschaltet, welcher der Bereitstellung zusätzlicher Un-
terlagen und dem Ueberdenken des anspruchsvollen Fra-
genkomplexes diente. Trotz der gebotenen Dringlichkeit
wurde die Sorgfalt gewahrt, welche einer derart bedeut-
samen Vorlage gebührt.
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Der neue Vorsteher des Finanz- und Zolldepartements,
Herr Bundesrat Chevallaz, erwies sich trotz kurzer Amts-
tätigkeit als ausgezeichnet informierter Departements-
chef, dem die helvetischen Realitäten wohl vertraut sind.
Die Beratungen der Kommission wurden im übrigen durch
die ausgeprägte Dienstbereitschaft der Eidgenössischen
Finanzverwaltung und der Eidgenössischen Steuerverwal-
tung wirksam unterstützt, was hier mit Dank vermerkt sei.
Wende oder Betriebsunfall? In jedem Finanzhaushalt kann
es einmal ein vorübergehendes Ungleichgewicht geben.
Entscheidend ist die Tatsache, ob sich die Lage mit den
vorhandenen Mitteln wieder meistern lässt. Wenn diese
Problemstellung auf die gegenwärtige Lage der Bundesfi-
nanzen angewendet wird, ergibt sich eine eindeutige
Schlussfolgerung. Die eingetretene Lage übersteigt bei
weitem den Rahmen eines Betriebsunfalles, der durch
hauseigene Mittel behoben werden kann. Es muss von
einer eigentlichen Wende im Bundeshaushalt gesprochen
werden. Dieser Beurteilung der Lage durch den Bundesrat
schliesst sich die Kommission in vollem Umfange an. Die
Hoffnung auf das «Finanzwunder um die nächste Ecke»,
das in den letzten zwei Jahrzehnten im richtigen Augen-
blick immer wieder eingetreten war, muss begraben wer-
den. Das sind keine Ueberlegungen vorsätzlicher Pessimi-
sten, sondern nüchterne Schlussfolgerungen erfahrener
Pragmatiker.
Die öffentliche Meinung fragt sich mit Recht, wie es zu die-
ser zugespitzten Situation im Bundeshaushalt kommen
konnte. Mit Bezug auf die Ausgabenexplosion ist die
Analyse im Grunde genommen einfach. Die Aufwendungen
für die soziale Wohlfahrt, für Unterricht und Forschung so-
wie den Umwelt- und Gewässerschutz sind weit über den
Zuwachs des Bruttosozialproduktes hinaus angestiegen.
Wenn der Bundesrat auf diesen Gebieten Ausgaben bean-
tragte und das Parlament diese in der Folge bewilligte und
öfter auch überbot, bewegten sich die Behörden im Rah-
men von Erwartungen und Forderungen des ganzen Volkes
oder wichtiger Teile davon. Der Ruf nach einer wirkungs-
vollen Unterstützung des Gewässerschutzes erscholl bei-
spielsweise mit gewaltiger Lautstärke aus allen Teilen des
Landes; die Einführung von existenzsichernden Renten bei
der AHV wurde vom Grossteil des Schweizervolkes als
eine berechtigte Besserstellung der älteren Generation be-
trachtet.
Die Gewährung von rasch steigenden Bundesbeiträgen für
die Hochschulen beruhte auf der unbestreitbaren Feststel-
lung, dass die Hochschulkantone nicht mehr in der Lage
waren, die Last allein zu tragen. Die erhebliche Besserstel-
lung der beruflichen Ausbildung im Rahmen des Bundes-
haushaltes beruhte schliesslich auf der Erkenntnis, dass
ein ausgewogenes, alle Schichten des Volkes umfassendes
Bildungswesen notwendig ist.
So ergab sich eine Kumulierung von Ausgaben, denen das
gegenwärtige Steuersystem der Eidgenossenschaft nicht
mehr gewachsen ist. Schon die Kommission Jöhr hatte im
Jahre 1966 auf die hohe Inflationsempfindlichkeit des Bun-
deshaushaltes hingewiesen. Bei einer Inflationsrate von 10
Prozent muss diese Empfindlichkeit besonders deutlich in
Erscheinung treten. Das gilt besonders für die Zölle, einst-
mals die Haupteinnahmequelle der Eidgenossenschaft,
die infolge des Gewichtszollsystems und des integrations-
bedingten Abbaues anteilmässig immer mehr zurückgehen.
Die Konjunkturabschwächung im zweiten Halbjahr 1973 hat
sodann zu Mindererträgen bei der WUST, der Tabaksteuer,
den Treibstoffzuschlägen und den Stempelabgaben ge-
führt. Der Mehrertrag bei der Wehrsteuer genügt bei wei-
tem nicht, um einen Ausgleich zu schaffen. Als Ergebnis
beider Trendbewegungen - Ausgaben über und Einnah-
men unter der Zunahme des Sozialproduktes - ergeben
sich die erschreckenden Defizitprognosen für die Finanz-
rechnung des Bundes der nächsten Jahre, welche über
den Ernst der Lage keine Zweifel lassen.
Wohl am gravierendsten ist die Tatsache, dass der Bund
zur Finanzierung dieser Fehlbeträge auf einen äusserst an-

gespannten Kapitalmarkt zurückgreifen muss. Die Defizit-
beiträge, die sich bei ungehemmtem Wachstum der Bun-
desausgaben mit Sicherheit einstellen, würden einen
wachsenden Anteil der Sparquote des Landes beanspru-
chen. Die legitimen Bedürfnisse der Kantone, der Gemein-
den und der Privatwirtschaft würden dadurch in gefährli-
cher Weise beschnitten. Die Schlussfolgerung ist klar: die
in Aussicht stehenden Fehlbeträge müssen drastisch redu-
ziert werden, und zwar durch die Kombination von Spar-
massnahmen und Einnahmenvermehrung.
Ausgaben - gebremster Wachstum: Der Begriff Sparen be-
darf in der aktuellen Situation der sinngemässen Ausle-
gung. Es wäre verlockend, ich bin mir dessen wohl be-
wusst, mit einer rücksichtslos durchgezogenen Sparübung
das Gleichgewicht im Bundeshaushalt schlagartig wieder
herzustellen. Dies könnte indessen nur um den Preis
schwerster Erschütterungen bei den Kantonen, den Ge-
meinden und ganzer Bevölkerungsgruppen verwirklicht
werden. Der Bund ist in ein anspruchsvolles System von
Verpflichtungen hineingewachsen, die nicht einfach mit
einer Handbewegung beiseite geschoben werden können.
Es muss deshalb eine realistisch angelegte Ausgaben-
bremsung verwirklicht werden, auf welche sich alle Betrof-
fenen einrichten können. Das zur Beratung stehende neue
Bundesgesetz über die Wiederherstellung des Gleichge-
wichtes im Bundeshaushalt stellt hiezu das notwendige In-
strumentarium bereit.
Entscheidend ist nun die Handhabung dieses Instrumenta-
riums durch das Parlament, was in Zusammenhang mit der
Beratung des Budgets zu geschehen hat. Der Bundesrat
wird jeweils zusammen mit der Budgetbotschaft seine An-
träge zur Ausgabendämpfung unterbreiten. Zum ersten Mal
wird dieses System für das Budget 1975 zur Anwendung
gelangen. Bis zum Zeitpunkt der voraussichtlichen Volks-
abstimmung am 8. Dezember dieses Jahres dürften die
Budgetberatungen in den beiden Räten noch nicht abge-
schlossen sein. Um so grösseres Gewicht kommt dann den
Anträgen der beiden Finanzkommissionen zu. Daraus muss
der Wille des Parlamentes zur Sparsamkeit sichtbar wer-
den, was eine entscheidende Voraussetzung für die An-
nahme der vorgeschlagenen Steuererhöhungen durch Volk
und Stände darstellt.
Die Kommission empfiehlt mit 21 :0 Stimmen und ohne
Enthaltungen Eintreten auf das Bundesgesetz. Ich hoffe,
dass diese Einmütigkeit sich wiederholt, wenn es gilt, die
konkreten Sparbeschlüsse zu fassen.
Einnahmenvermehrung ist unerlässlich: ich wies schon dar-
auf hin, dass das gebremste Ausgabenwachstum steigen-
de Fehlbeträge in der Finanzrechnung bis 1979 nicht zu be-
seitigen vermag. Deshalb ist eine ins Gewicht fallende
Einnahmenvermehrung nicht zu vermeiden. Nachdem die
Ertragsausfälle einseitig bei den indirekten Abgaben zu
verzeichnen sind, ist es logisch, die Einnahmenvermehrung
vorwiegend in diesem Bereich zu suchen. In diesem Sinne
soll die Warenumsatzsteuer ab I.April 1975 bei den Detail-
lieferungen von 4,4 auf 6 Prozent und für Engroslieferun-
gen von 6,6 auf 9 Prozent erhöht werden. Die mutmassli-
chen Mehreinnahmen steigen von 685 Millionen im Jahre
1975 auf gegen 2 Milliarden Franken im Jahre 1979 an. Die
Kommission hat dieser Satzerhöhung der WUST nicht mit
Begeisterung, indessen aus der Einsicht heraus zuge-
stimmt, dass sich eine Massnahme von gleicher Ergiebig-
keit überhaupt nicht anbietet.
Bei der direkten Bundessteuer ist weit grössere Zurückhal-
tung geboten. Zunächst besteht schon heute, kombiniert
mit den Staats- und Gemeindesteuern, eine Belastung der
mittleren und grösseren Einkommen, die nicht bagatelli-
siert werden darf. Sodann bewegt sich hier der Bund in
der angestammten Steuerdomäne der Kantone und Ge-
meinden. Aus diesem Grunde hat sich die Kommission in
ihrer Mehrheit an die Linie des Bundesrates gehalten, der
aus wohlerwogenen Gründen eine Kollision mit den Kanto-
nen zu vermeiden trachtet. Die einzige Abweichung, wel-
che die Kommissionsmehrheit gegenüber den Anträgen
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der Landesregierung für verantwortbar betrachtet, ist eine
Erhöhung der Sozialabzüge zum teilweisen Ausgleich der .
kalten Progression. Als Kompensationsmassnahme für den
Ausbau soll bei den juristischen Personen der Maximalsatz
von 9 auf 10 Prozent heraufgesetzt werden. Wir werden in
der Detailberatung Gelegenheit haben, uns ausgiebig über
die Belastung der Einkommen im Rahmen der direkten
Bundessteuer und durch die Summe aller direkten Steuern
insgesamt zu unterhalten. Im Interesse der politischen
Realisierbarkeit der Steuervorlage, die ein obligatori-
sches Referendum von Volk und Ständen zu bestehen hat,
werden die Referenten alle über die Kommissionsbe-
schlüsss hinausgehenden Anträge nachdrücklich ablehnen
müssen. Strukturverändernde Massnahmen müssen auf
eine zweite Runde verwiesen werden und eignen sich nach
unserer Auffassung nicht zur Beratung im beschleunigten
Verfahren, wie es die derzeitige Vorlage erfordert.
Die Kommission beantragt mit 18 :0 Stimmen Eintreten auf
die Anpassung von Artikel 41ter BV und von Artikel 8 der
Uebergangsbestimmungen BV. Die sechs Enthaltungen
verteilen sich gleichmässig auf Ratsmitglieder, welchen die
vorgeschlagenen Satzerhöhungen entweder zu bescheiden
oder zu hoch erscheinen.
Lassen Sie mich einige knappe Ausführungen über eine
Ausgabenbremse machen.
Ausgabenbremse: Der Bundesrat verzichtet darauf, einen
Antrag auf Einführung einer Ausgabenbremse zu stellen.
Dies wohl in der Meinung, es sei primär Aufgabe des
Parlamentes selber, darüber einen Entscheid zu fällen. Die
Kommission befasste sich eingehend mit diesem Problem-
kreis und kam zum Schluss, Ihnen einen entsprechenden
Artikel in den Uebergangsbestimmungen der BV vorzu-
schlagen. Damit soll der Sparwille des Parlamentes zuhan-
den der Oeffentlichkeit verdeutlicht werden. Für die Einzel-
heiten der vorgeschlagenen Regelung verweise ich auf die
Detailberatung.
Die kombinierte Wirkung der in Aussicht genommenen
Sparmassnahmen und der vorgeschlagenen Steuererhe-
bungen führten nicht zu einer völligen Beseitigung der
Defizite in der Finanzrechnung in den Jahren 1975 bis
1979. Diese werden indessen auf ein einigermassen verant-
wortbares Mass reduziert. Eine weitere Konjunkturverfla-
chung könnte die vorgesehenen Einnahmen schnell unter
die gegenwärtigen Erwartungen drücken. Die Annahme
des Massnahmenpaketes wird uns demzufolge nicht der
Sorge um die Bundesfinanzen entheben. Die Vermeidung
von untragbaren Fehlbeträgen erfordert eine Daueran-
strengung in den nächsten Jahren. Ich wage deshalb zu
hoffen, dass das Parlament die ihm aufgetragene erhöhte
Verantwortung für das Gleichgewicht der Bundesfinanzen
mit Mut und Zähigkeit übernimmt. Erst so entsteht die rich-
tige Ausgangslage für den unvermeidlichen Dialog mit den
Stimmbürgern dieses Landes. Daraus muss die Erkenntnis
wachsen, dass die Eidgenossenschaft ihre Finanzen nur in
Ordnung halten kann, wenn die Bürger ihre Forderungen
an den Staat den gegebenen Möglichkeiten anpassen.

M. Bussey, rapporteur: Le compte financier de la Confédé-
ration a connu des bouclements équilibrés ou excéden-
taires jusqu'en 1971, à l'exception de 1967. La situation
s'est alourdie dès 1971, où les comptes ont présenté un
déficit de 300 millions de francs, mais l'optimisme est resté
vivace jusqu'à l'automne 1973. Le déficit de l'année 1972
n'a pas dépassé 250 millions. Celui des budgets des
années 1973 et 1974, passés au laminoir, ne devait pas
atteindre 200 millions. Comme on le sait, le compte de
l'exercice 1973 accuse un déficit de 780 millions. Tout con-
duit à penser que le déficit sera plus évident cette année
et qu'il s'aggravera nettement ces prochaines années. Se-
lon les prévisions publiées l'automne dernier, l'excédent
des dépenses sur les recettes en 1975 et 1976, après
correction des chiffres - réduction des dépenses et rééva-
luation des recettes - sera de l'ordre de 1,1 milliard. A la
fin de l'année 1973, soit quelques semaines plus tard, le

déficit était supputé à 1,5 milliard pour 1975 et à 3,4
milliards pour 1979. Ces prévisions, déjà très inquiétantes,
se sont aggravées de 300 à 400 millions de francs après un
examen attentif des comptes de 1973. L'analyse des
rentrées décevantes des trois premiers mois de 1974 ne
contredit pas ces lourdes prévisions.

Ainsi se terminent vingt-cinq années d'euphorie financière
à deux exercices près, au cours desquelles les amortisse-
ments ont atteint 6 milliards de francs. Enonçons le
diagnostic. Les recettes fiscales, dans l'ensemble, indi-
quent à elles seules une chute de tension de 550 millions
par rapport au budget. Cette moins-value est corrigée de
quelque 235 millions dans la présentation des comptes de
1973 par le bénéfice amélioré de la Régie des alcools, des
ventes d'argent par la Monnaie, des rendements des capi-
taux et de la perception d'émoluments. Ce sont là,
avouons-le, des recettes vraisemblablement occasionnel-
les. Elles ne doivent pas nous faire -perdre de vue
l'essentiel, soit la dégradation progressive mais rapide de
nos ressources.
Cela était prévisible au chapitre des douanes. On ne con-
clut pas des accords de libre-échange dans le cadre du
GATT, de l'AELE ou de la Communauté économique
européenne sans une perte de substance. Cela avait été
annoncé et il eût été sage d'en procurer simultanément la
compensation. Pour 1973, la moins-value a'été de 170 mil-
lions. Pour l'année 1975, la libération douanière entraîne-
ra un manque à gagner de l'ordre de 1 milliard. De plus,
en matière douanière, nous taxons au poids spécifique.
Nous ne bénéficions -pas de l'heureuse évolution d'un sys-
tème ad valorem. Nous sommes en mesure de constater la
différence mais nous devons douter qu'il soit encore
temps de changer le fusil d'épaule au moment où nous en-
trons dans la démobilisation des tarifs avec nos
partenaires européens. Quoi qu'il en soit, revenus de la
douane, qui représentaient 21,5 pour cent de nos ressour-
ces fiscales en 1964, sont tombés à 13 pour cent en 1973
et ils n'ont pas été compensés par d'autres ressources
indirectes. Dans le même temps, d'autres ressources fis-
cales de la Confédération n'ont pas donné les résultats
escomptés: impôt sur le tabac (-164 millions); impôt sur
le chiffre d'affaires (-180 millions); impôt anticipé (-86
millions); droits de timbre (-49 millions). Ces chiffres ont
leur signification. Nous ne sommes pas en période de
récession. Le plein emploi et la pénurie de main-d'œuvre
même continuent mais il y a des modérations certaines.
Les comptes de 1973 ne sont pas un accident, mais un
tournant. Il intéressera notre assemblée de savoir que,
pour janvier et février 1974, le rendement des recettes
douanières a été inférieur de 32 millions à celui des deux
mois correspondants de l'année précédente. C'est la con-

• séquence normale, ici encore, de l'application des accords
de libre-échange.

La diminution au titre de la taxe sur l'essence est de 38
millions. La situation du marché du pétrole l'explique
autant que la forte importation de l'an dernier. Au cours
des trois premiers mois de cette année, les droits de
timbre ont baissé de 10 pour cent, soit de quelque 10
millions. Cela signifie qu'il faut admettre que la chute de
tension de nos recettes fiscales n'est pas un accident, un
phénomène occasionnel. Bien des signes et des commen-
taires donnent à penser qu'il y a un changement de rythme
et un changement de climat, une stabilisation de
l'économie dont les rentrées fiscales subissent le contre-
coup.

Qu'en est-il des dépenses? Un effort de modération des
dépenses a été accompli' ces deux dernières années dans
le domaine du budget courant et l'on peut, dans une pé-
riode d'inflation, considérer comme réjouissant le fait que
l'augmentation des dépenses n'a été en 1973 que de 265
millions par rapport au budget de 11 milliards. Ce qui in-
quiète, c'est, malgré cette modération réelle,
l'incompressibilité même de leur croissance sous l'effet de
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l'inflation, alors que les resources diminuent en valeur re-
lative et en valeur absolue.
A cela s'ajoute le fait que l'on ne saurait limiter
dangereusement les interventions nouvelles de la Confédé-
ration en divers domaines ou la dynamisation, pour re-
prendre un terme à la mode, de ses engagements, qu'il
s'agisse de choses votées ou de projets en portefeuille,
d'études en cours ou d'initiatives.
Pendant vingt-cinq ans, nous avons vécu des déficits an-
noncés et constamment démentis par des impôts crois-
sant d'eux-mêmes, par le jeu de la croissance d'une infla-
tion modérée, d'une augmentation réelle de la production
et des revenus. Ainsi certains retards ont été rattrapés
dans l'équipement, dans de multiples domaines, dans la
sécurité sociale, dans la recherche, dans les universités,
dans une aide d'ailleurs modeste aux pays en voie de dé-
veloppement. Cela était nécessaire. Or, aujourd'hui,
l'adaptation automatique des ressources ne joue plus et
ne jouera plus. Certes le bilan de la Confédération est
sain. Les quelque 8 milliards de découvert des années
quarante se sont réduits à moins de 2 milliards. La dette
de la Confédération équivaut à un demi-budget annuel. Ici
on est tenté de relever que, pour certains cantons et pour
certaines communes, il faudrait cinq, voire plus, budgets
annuels pour éponger leurs dettes.
La situation saine de notre Etat rassure un peu facilement
certains. La Confédération peut, selon eux, se permettre
de s'endetter. Le budget n'est qu'un instrument de la poli-
tique de l'Etat, dit-on, il n'est pas une valeur en soi. Il peut
être manipulé en fonction d'objectifs plus importants:
l'équipement économique, la défense du pays, l'équité
sociale, la lutte contre le chômage, etc. Nous avons vécu
de telles périodes, de telles nécessités: les deux guerres,
la crise des années trente. Mais c'est précisément cet im-
pact économique et financier du budget public qui devrait
nous interdire en période de plein emploi, de pleine
activité économique, d'accumuler les déficits, de spéculer
sur l'endettement. Un Etat comme le nôtre, économique-
ment dépendant de ses échanges en marchandises et en
capitaux, par là prospère mais d'une prospérité fragile et
constamment précaire, ne saurait trop s'écarter d'une
doctrine financière objective. Les déficits de la Confédé-
ration, par 800 millions, par 1,5 milliard, par 2 et 3 milliards
pour ces années prochaines, s'ajoutant aux conversions,
aux demandes de crédit des cantons et des communes,
aux prélèvements sur le fonds de compensation de l'AVS,
aux besoins supplémentaires et accrus des CFF (1 milliard)
et des PTT (500 millions), à la nécessité de financer de
nouvelles centrales d'énergie, pèsent sur le marché des
capitaux, contribuent à la hausse du taux de l'intérêt et
rendent nécessaires le recours à des capitaux étrangers.
Il nous faut admettre que nos déficits sont un appoint
substantiel à l'inflation, une entrave au développement et à
la maintenance économique. Ils signifient d'autre part
une diminution des possibilités d'action de la Confédéra-
tion, la destruction de réserves, l'endettement et le dange-
reux alourdissement des budgets futurs.
Enfin, il ne doit pas nous échapper que prolongés, institués
en habitude, les déficits de la Confédération porteraient un
préjudice grave au crédit de notre pays et de son
économie. Que la Confédération donne l'exemple de la
désinvolture, se finance par l'inflation, ne fasse pas l'effort
fiscal correspondant à ses missions et à ses engagements,
n'exerce pas une sélection rigoureuse de ses investisse-
ments, c'est alors le crédit du pays dans son ensemble qui
est atteint.
Il faut le dire ici: on a feint d'ignorer une situation
financière dont le moins que l'on puisse dire est qu'elle
était prévisible. La Confédération savait, dès 1971, qu'elle
dépenserait au-delà de ses ressources. Pourquoi? C'est un
effet logique d'une succession d'actes volontaires. Consta-
ter en le regrettant le manque de sens prévisionnel reste
conforme à l'esprit d'une critique vigilante. Mais la critique
n'autorise pas pour autant le renvoi à plus tard - réforme

fondamentale - de mesures propres pour l'immédiat à limi-
ter une dégradation progressive.
C'est dans cet esprit que les membres de votre commis-
sion ont abordé et examiné le message du 3 avril 1974, ob-
jet de nos délibérations. Le programme que propose le
Conseil fédéral tend à rétablir l'équilibre des finances, du
moins à réduire substantiellement les déficits pour les cinq
prochaines années. Ce programme a fait l'objet de consul-
tations orales avec les formations politiques représentées
au Parlament, avec les grandes associations. Les mesures
proposées sont jugées diversement et on lira avec intérêt
la prise de position de la conférence des directeurs canto-
naux des finances, position dont nous aurons probable-
ment quelque écho dans le cours de notre débat. Tenons
pour acquis que les milieux consultés se sont félicités de
la volonté gouvernementale de contrôler sévèrement
révolution des dépenses et qu'ils ne contestent pas la
nécessité pour la Confédération de se procurer de nou-
velles recettes. Le premier volet des mesures que nous
examinons porte sur les dépenses et revêt la forme d'une
loi. Rien de spectaculaire, mais une volonté bien arrêtée,
confirmée dans les textes de la loi d'ailleurs, heureuse-
ment amendé comme l'indique le dépliant par votre com-
mission. Le but de la loi est le suivant: permettre de
procéder légalement à des compressions raisonnées des
dépenses courantes et des dépenses d'investissement.
Certes on ne saurait, dans ces domaines particuliers,
oublier les engagements qu'il faut tenir - des contrats, des
subventions engagées, des travaux à terminer et à honorer
- certes on ne saurait abruptement couper partie des
vivres aux cantons, refuser de payer ou retarder le paie-
ment de ce qui a été engagé, de ce qui a été assuré par la
législation. En revance, il reste admissible, d'entente avec
les cantons, de modifier en substance, d'étaler dans les
délais, de renvoyer ce qui n'est pas urgent, de revoir les
normes et les exigences; en un mot comme un cent, une
modération sélective, sans porter préjudice à notre écono-
mie par le refus d'un équipement essentiel réalisé en
temps voulu; non pas bloquer mais opérer les priorités
avec objectivité.
L'exercice de modération, de sélection est difficile à réali-
ser face aux cas concrets. Il n'en est que plus louable et
postule l'appui et la collaboration du législatif.
Cette volonté, que nous voulons souhaiter méthodique, ne
peut être chiffrée. Une modération progressive de 200 à
300 millions pour les deux prochaines années, d'un demi-
milliard au moins pour les trois années suivantes reste
plausible. Voilà situé pour l'essentiel le premier volet des
mesures envisagées dans cette nouvelle loi soumise au
référendum facultatif.
Le second volet des mesures envisagées fait l'objet d'un
arrêté fédéral concernant le régime financier de la Confé-
dération. Il est soumis au vote du peuple et des cantons.
Cet arrêté traite des modifications fiscales souhaitées.
L'effort principal tendant à restaurer l'équilibre de nos fi-
nances est ainsi porté sur l'impôt, particulièrement sur
l'impôt sur le chiffre d'affaires et le Conseil fédéral s'en
explique: 1° parce que l'imposition indirecte est le domaine
particulier de la Confédération; 2° parce que nos difficultés
présentes proviennent en bonne partie de la réduction
délibérée des droits de douane; 3° parce que, par rapport
à la fiscalité de nos voisins, la fiscalité indirecte est, chez
nous, très en retrait, sa proportion s'étant réduite à
l'avantage de l'impôt direct. Notons ici que, selon le pro-
gramme soumis, le montant global des recettes supplé-
mentaires provenant du nouveau prélèvement fiscal est
considéré comme le minimum jugé indispensable dans la
situation présente. Ainsi les allégements éventuels qui
pourraient être proposés et retenus par le législatif
devraient être compensés. Votre commission partage cette
détermination du gouvernement. Nous aurons l'occasion
d'y revenir.
On connaît les taux proposés par le gouvernement et
nous commenterons les travaux et les prises de position
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de votre commission lorsque nous aborderons l'examen dit
de détail de l'arrêté fédéral.
Relevons que l'augmentation de l'ICHA dans les proposi-
tions souhaitées par l'exécutif aurait une influence de 0,3-
0,5 pour cent sur l'évolution de l'indice des prix, la liste des
produits non frappés par cet impôt n'étant pas modifiée.
D'aucuns souhaiteraient que l'imposition indirecte ne soit
plus compris dans le calcul de l'indice. La discussion qui
suivra nous renseignera.
En ce qui concerne l'impôt direct, il faut relever que la
progression proposée est jugée diversement, particulière-
ment quant à ses incidences limitées sur les gros revenus
La correction de la progression à froid a, bien sûr, des
partisans convaincus. Les uns préconisent une ou
plusieurs formes d'allégement, persuadés qu'ils sont
qu'elles correspondraient à l'équité, singulièrement à
l'endroit des catégories de contribuables les moins favori-
sées. On appréciera le chemin parcouru par votre com-
mission dans cette voie.
Le problème des déductions pour cotisations et primes
d'assurance - nous pensons ici au deuxième pilier AVS -
a été évoqué. Il n'échappe pas à la vigilance de l'exécutif.
L'introduction généralisée de la taxation annuelle étant à
l'examen, d'aucuns souhaiteraient son introduction immé-
diate pour la catégorie des personnes morales au moins.
Alors que votre commission s'est déterminée à l'unanimité
en faveur du projet de loi amendé, 18 de ses membres se
sont prononcés en faveur du projet amendé de l'arrêté fé-
déral, 6 membres s'étant abstenus. Il s'ajoute que les
délibérations de votre commission ont conduit une majori-
té de ses membres à préconiser une mesure complémen-
taire. D'une portée politique qu'il s'agit maintenant
d'apprécier, cette proposition tend à limiter les initiatives
parlementaires lors de l'examen des dépenses présentées
par le gouvernement. L'importance politique et les inciden-
ces techniques prévisibles que pourrait comporter cette
mesure complémentaire n'échapperont pas à la sagacité
de votre parlement. Nous commenterons l'arrêté y relatif
lorsque notre Conseil se sera déterminé sur les deux
volets compte tenu des propositions du Conseil fédéral et
sur les déterminations de votre commission, qu'il s'agisse
des propositions de majorité ou de minorité.
Le Conseil fédéral le dit lui-même, le problème qui nous
est soumis est à moyen terme. Il n'a pas d'effets en 1974.
Notre système politique et notre système fiscal ne l'autori-
seraient pas. Il devrait permettre d'attendre une réforme
plus fondamentale des finances fédérales impliquant une
plus claire répartition de tâches et des ressources entre la
Confédération et les cantons, une harmonisation de
l'impôt direct, une péréquation rationnelle, un impôt de
consommation mieux articulé, et aussi mieux adapté aux
conditions économique, un examen des diverses initiatives
fiscales, toutes choses que l'on déclare en cours d'étude
mais qui demanderont sans doute encore un délai de trois
à quatre ans pour devenir réalité.
Mais il serait hautement coupable de renvoyer au-delà de
ce délai la présentation d'une réforme plus fondamentale
des finances fédérales. Toute mansuétude serait alors
dangereusement interprétée.
Le programme qui nous est soumis pare au plus pressé
mais sans couvrir intégralement les déficits, sans trop
d'optimisme quant aux économies, toutes choses restant
égales quant aux conditions de notre marché fiscal, il
permettrait de réduire d'un milliard, donc de ramener à
quelque 800 millions le déficit de 1975, de boucler à peu
près le compte de 1976, d'abaisser à moins d'un demi-mil-
liard le déficit de 1977. Ce programme, qui postule un effort
très substantiel des contribuables, peut être amendé, cer-
tes, mais il ne saurait être réduit dans ses effets car nous
irions au-devant de dangers qu'il serait coupable d'ignorer.
Votre commission vous propose d'entrer en matière.

M. Corbat: II m'échoit l'honneur de vous faire part de la
position du groupe radical-démocratique sur les pro-

jets 11936 concernant les mesures propres à restaurer
l'équilibre des finances fédérales.
En guise de préambule, permettez-moi de vous rappeler
qu'au nombre des attributions de l'Assemblée fédérale fi-
gurent rétablissement du budget annuel, l'approbation des
comptes de l'Etat et les arrêtés autorisant les emprunts,
cette dernière compétence étant déléguée par arrêté en
début de législature, comme vous le savez.
En adoptant cette disposition constitutionnelle, le législa-
teur a voulu marquer que, sous réserve des droits du peu-
ple et des cantons, l'Assemblée fédérale exerce en cette
matière l'autorité suprême de la Confédération. Cette au-
torité lui confère, bien entendu, la responsabilité de l'équi-
libre des finances fédérales. Or peut-on dire que les
Chambres assument cette responsabilité si, parrallèle-
ment, elles sont en mesure d'aggraver tout au long de
l'année les propositions du Conseil fédéral - auquel la
constitution confère le soin d'administrer les finances de
la Confédération - en prenant des décisions pouvant en-
traîner de fortes augmentations de dépenses ou des dimi-
nutions de recettes non moins importantes et cela sans
même que soit requise la majorité des membres des deux
Conseils.
Lorsque les finances sont déséquilibrées, comme c'est
aujourd'hui le cas, au point de compromettre notre politi-
que d'emprunt, on feint alors de s'étonner et on rejette
volontiers la responsabilité sur le Conseil fédéral. Il faut
bien trouver un bouc émissaire lorsqu'on refuse d'assumer
soi-même ses responsabilités. Pensez-vous que j'exagère
dans mes propos? Les faits sont là qui crèvent les yeux et
qui choquent aussi le citoyen. J'en cite deux pour mé-
moire: il y a quelques années, le Conseil fédéral chargeait
une commission d'experts d'établir des directives finan-
cières en vue de remédier au déséquilibre escompté des
finances fédérales, en raison des charges toujours plus
lourdes pesant sur la Confédération. C'était la commission
Jöhr dont les avertissements sont restés sans aucune au-
dience devant le Parlement. En 1966, ce dernier rejetait le
«Sofortprogramm». Aujourd'hui, les prévisions Jöhr,
comme l'a rappelé notre ministre des finances, se réali-
sent à la lettre.
Parallèlement, le Conseil fédéral faisait l'inventaire des
subventions, ce qui fut à l'origine du rapport Stocker, con-
tenant des propositions en vue d'admettre des critères
économiques valabes établissant la capacité financière
des destinataires, les priorités à accorder et la revision
régulière des subventions selon les buts poursuivis et les
résultats obtenus. Rien de tout cela ne fut retenu. Au con-
traire, au cours des années qui suivirent, une «subvention-
nite» aiguë et galopante s'empara de tous les milieux: en
l'espace de quatre ans, de 1968 à 1972 les subventions ont
plus que doublé, 52,3 pour cent, soit beaucoup plus forte-
ment que le renchérissement qui est pour la môme pé-
riode de 20,7 pour cent. Si l'on tient également compte de
l'année écoulée, on obtient pour la période 1968-1973 les
taux d'accroissement suivants: subventions fédérales,
+78,5 pour cent; indice suisse des prix à la consomma-
tion, +31,3 pour cent; produit national brut, +76,6 pour
cent et dépenses fédérales - comment s'en étonner -
+ 79 pour cent.
Ces deux exemples sont éloquents. Ils démontrent aussi
un état d'esprit qui ne laisse pas d'être inquiétant. Sans
tenir le moindre compte des déficits présumés - 1,8 mil-
liard en 1975, 4 milliards en 1979 - notre Parlement se ras-
sure en constatant que, par rapport à d'autres pays indus-
trialisés, la part des dépenses publiques par rapport au
produit national brut reste modérée. On établit des com-
paraisons avec l'Italie et l'Angleterre (est-ce peut-être par
goût de l'échec?) ou avec l'Allemagne fédérale et les
Etats-Unis (n'avons-nous pas tendance à oublier la fable
du bœuf et de la grenouille?). En effet, que signifie pour
un Etat comme le nôtre un déficit allant en s'aggravant?
Le chef du Département des finances a répondu claire-
ment à cette question en remarquant notamment: «L'èqui-
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libre du budget, certes, n'est pas un tabou absolu et l'on
pourrait admettre un certain déséquilibre si nous vivions un
temps de crise, ce qui n'est nullement le cas. Nous
sommes dans une période de plein emploi, de confort et
de prospérité. C'est agir gravement à contretemps que de
donner une impulsion forte à l'inflation en recourant exa-
gérément au crédit pour alimenter les dépenses publi-
ques. A ces considérations conjoncturelles, poursuit M. le
conseiller fédéral Chevallaz, s'ajoutent des réflexions gé-
nérales qu'il qualifie de «ménagères». Le bon sens des
Etats comme des particuliers veut en effet que l'on ne
s'endette pas en période de pleine santé. Notre économie
est à la fois très prospère et pourtant fragile. Nous
sommes fortement dépendants de nos relations exté-
rieures, commerciales et financières. Notre prospérité dé-
pend de notre travail, de la paix sociale, de notre capacité
concurrentielle, du prix de nos produits, mais également
de notre crédit et de la confiance qui nous est faite.
L'équilibre des finances publiques de la Confédération en
particulier constitue un élément concret, l'un des tests,
l'une des justifications de ce crédit et de cette confiance.»
Notre Parlement entendra-t-il aujourd'hui ces paroles de
sagesse? Car, pour sortir de l'impasse budgétaire dans la-
quelle nous nous trouvons, il y a une série de mesures à
prendre dont celles qui nous sont proposées aujourd'hui
ne constituent qu'un début. Soyons certains que, si nous
ne voulons pas compromettre notre politique et très parti-
culièrement nos engagements sociaux, nous devons ob-
server aujourd'hui une priorité qui conditionne toutes les
autres, à savoir celle de restaurer l'équilibre de nos fi-
nances. Il va sans dire que les mesures fiscales propo-
sées, notamment le relèvement de l'ICHA, ne vont pas
sans engagements précis dans le sens des économies.
Ces engagements ne peuvent se limiter à de purs effets
déclamatoires. Aussi souscrivons-nous aux mesures com-
plémentaires annoncées par le Conseil fédéral et desti-
nées à restaurer l'équilibre des finances, y compris la limi-
tation des effectifs du personnel de la Confédération -
proposition émanant de notre collègue Letsch et fixée par
la majorité de la commission à 0,5 pour cent au plus par
an pour les périodes 1975-1979. Alors que le secteur privé
est obligé, depuis plusieurs années, de se limiter forte-
ment en raison de la politique de stabilisation de la main-
d'œuvre, on ne comprendrait pas que les pouvoirs publics
ne réalisent pas un effort dans le même sens.
Permettez-moi d'ouvrir ici une parenthèse. En commission,
cette proposition a suscité des controverses entre ceux
qui se disaient les défenseurs attitrés du personnel de la
Confédération et ceux qui, à leurs yeux, continuaient à
«manger» du fonctionnaire. En agissant ainsi, on ne fait
rien d'autre, me semble-t-il, que de s'enferrer dans la po-
lémique en s'inspirant des fameux «Ronds-de-cuir» de
Courteline. Chacun sait bien qu'aujourd'hui la fonction pu-
blique est composée dans sa grand majorité d'hommes et
de femmes qui sont autant de médecins ou d'infirmières,
d'enseignants, d'ingénieurs, d'architectes, de techniciens,
de conducteurs de trains ou de collaborateurs très nom-
breux et consciencieux de nos services publics, postes,
télégraphes, téléphones - et j'en passe - sans lesquels
nous ne saurions vivre, pas plus dans un foyer que dans
une entreprise. Que l'on cesse donc de se moquer des
manches de lustrine, mais que l'on n'exagère pas en con-
fiant à l'Etat toujours plus de tâches que l'on peut aussi
assumer dans le secteur privé. La limitation des effectifs
constitue, à mon sens, un bon moyen de ne pas dépasser
certaines limites. Les exemples de nationalisation et de
bureaucratie à travers le monde, qui s'accompagnent gé-
néralement de retards technologiques considérables et d'un
niveau de vie inférieur au nôtre, devraient nous ouvrir les
yeux avant qu'il ne soit trop tard.
Au cours de l'examen de détail des deux projets qui nous
sont soumis, notre groupe aura l'occasion de s'exprimer
sur les différentes propositions de majorité et de minorité
qui se sont affrontées en commission. Disons très géné-

ralement que le groupe radical se rallie aux propositions
de majorité figurant dans les deux projets, de même qu'à
la motion sollicitant d'ici 1976 un rapport et des proposi-
tions concernant les nombreuses interventions parle-
mentaires ainsi que les initiatives individuelles, populaires
et des cantons qui sont en cours, réclamant une réforme
complète des finances, de la fiscalité et de la péréquation
financière. Enfin, le groupe radical se rallie naturellement
au projet de modification des dispositions transitoires de
la constitution prévoyant que, pour les années 1975 à 1979,
les décisions entraînant une augmentation de dépenses
ou une diminution de recettes par rapport aux proposi-
tions du Conseil fédéral soient adoptées dans chaque
Conseil à la majorité de tous les membres. Cette disposi-
tion doit être soumise séparément au verdict populaire le
8 décembre prochain, en même temps que celle touchant
les modifications fiscales.
En conclusion, le groupe radical soutient le programme
d'assainissement à court terme qui nous est proposé au-
jourd'hui. Il attend du Conseil fédéral qu'il manifeste con-
crètement sa volonté d'économie, ainsi que cela ressort
de son projet, notamment et déjà dans l'établissement du
budget 1975. Il estime en particulier que les propositions
relatives à l'ICHA ne touchent pas les produits indispensa-
bles et sont en conséquence supportables. Il constate
que, dans la situation conjoncturelle actuelle, les mesures
envisagées pour restaurer l'équilibre des finances consti-
tuent un minimum à respecter. Enfin, il reconnaît la né-
cessité du verdict populaire du 8 décembre prochain en
vue duquel il soutiendra résolument la politique raisonna-
ble du Conseil fédéral tendant à restaurer l'équilibre de
nos finances, condition indispensable d'une saine gestion
et de la confiance qu'ont le peuple et les cantons dans les
prestations qu'assumé la Confédération.

Stich: Die sozialdemokratische Fraktion stimmt für Eintre-
ten auf die beiden Vorlagen des Bundesrates zur Wieder-
herstellung des Gleichgewichtes des Bundeshaushaltes.
Damit anerkennen wir grundsätzlich die Notwendigkeit der
Sanierung der Bundesfinanzen. Zwar ist die finanzielle La-
ge des Bundes, wie wir bereits beim Eintreten zur Staats-
rechnung dargelegt haben, nicht schlecht, jedenfalls hin-
sichtlich des Verschuldungsgrades, doch kann in der
Hochkonjunktur ein weiteres Ansteigen der Defizite nicht
verantwortet werden, da die zusätzliche Mittelbeschaffung
am Kapitalmarkt durch die öffentliche Hand die uner-
wünschte Steigerung der Zinssätze noch weiter fördert.
Damit wird auch der inflationsbedingten Umschichtung der
Vermögensverteilung zulasten der schwächsten Glieder
unserer Volkswirtschaft noch Vorschub geleistet, was wir
einfach nicht hinnehmen können. Deshalb begrüssen wir
den Vorschlag des Bundesrates, der hier handeln will,
offenbar der Not gehorchend, nicht dem eigenen Triebe,
denn sonst hätte der Bundesrat vermutlich doch eine Lö-
sung vorgeschlagen, welche eine wirkliche Sanierung be-
deutete. So aber bleibt auch bei Annahme der Vorlage
durch Parlament, Volk und Stände ein akkumuliertes
Defizit von rund 5 Milliarden Franken bis im Jahre 1979,
ohne Berücksichtigung des Finanzbedarfes der SBB und
der PTT. Was aber geschieht, wenn diese Vorlage wieder
einmal z. B. bei den Ständen scheitert und dann vielleicht
nochmals eine reduzierte Vorlage vorgelegt werden muss,
oder, was wir zwar nicht hoffen, die wirtschaftliche Lage
nicht gleich gut bleibt, wie sie es heute noch ist? Schon
diese Ueberlegungen zeigen eindringlich, dass diese Vor-
lage verbessert werden muss, wenn sich das Parlament
nicht in wenigen Monaten und Jahren schon der Kurzsich-
tigkeit bezichtigen lassen will.
Wenn die öffentliche Hand mit Defiziten abschliesst, ge-
hört es zum guten Ton, vom Sparen zu reden. Auch die
sozialdemokratische Fraktion vertritt die Meinung, die öf-
fentlichen Mittel sollten möglichst sparsam, zweckmässig
und wirtschaftlich eingesetzt werden, doch scheint es uns
unmöglich, Hunderte von Millionen einzusparen, ohne auf
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die Erfüllung bisheriger und neuer Aufgaben zu verzichten.
Wir sind nicht bereit, das Rad der Geschichte aufzuhalten
oder gar zurückzudrehen. Unter dem Motto des Sparens
lassen wir nicht den Wohlfahrtsstaat verabschieden und
kehren zum Nachtwächterstaat zurück. Die sozialdemokra-
tische Fraktion hat .sich deshalb schon in der Kommission,
und wird es nötigenfalls auch im Plenum tun, vehement
gewehrt gegen eine Bevormundung des Parlamentes
durch den Bundesrat durch die Abtretung von Gesetzge-
bungskompetenzen an den Bundesrat. Allfällige Fristver-
längerungen oder Beitragskürzungen sollen durch das
Parlament beschlossen und nicht auf dem Verordnungswe-
ge durch die Hintertür eingeführt werden. So möchten wir
allfällige Kürzungen unter dem Titel der Aufhebung der
Tarifannäherung genau begründet haben, damit nicht we-
gen der Einsparung von einigen Millionen Franken der
öffentliche Verkehr nachher wieder benachteiligt wird und
später die mehrfachen Beträge eingesetzt werden müssen
für Strassensanierungen wegen des zunehmenden privaten
Verkehrs.
Weniger Bedeutung misst unsere Fraktion der Frage bei,
ob Kenntnisnahme oder Genehmigung von mittelfristigen
Finanzplänen. Wie die Erfahrung zeigt, sind mittelfristige
Finanzpläne ein wertvolles Arbeitsmittel, welches Trends
aufzeigen kann, doch müssen sie dauernd den neuen Ge-
gebenheiten angepasst werden und können schon deshalb
die einjährigen Budgets nur sehr beschränkt beeinflussen.
Als falsch erachtet die sozialdemokratische Fraktion die
auf fünf Jahre im voraus festgelegte Personalplafonierung
und die damit verknüpfte Gleichstellung der Zentralverwal-
tung mit den SBB und den PTT. Wir erachten es als wich-
tiger, die Möglichkeit der Plafonierung dem Parlament wie
bisher zu belassen, um der Entwicklung Rechnung tragen
zu können. Während bei der Zentralverwaltung durchaus
einmal ein Personalstopp durchgeführt werden könnte,
sollte bei den Dienstleistungsbetrieben doch der Verkehrs-
entwicklung Rechnung getragen werden.
Aehnliches gilt auch bei der Gleichstellung der Investi-
tionen. Eine momentane Finanzknappheit des Bundes darf
nicht dazu führen, dass bei SBB und PTT die zukünftige
Leistungsfähigkeit und Sicherheit beeinträchtigt werden.
Sparen kann man vielleicht etwas an Monumentalbauten,
nicht aber an technischen Einrichtungen, denn sonst ver-
baut man den Weg zur Erhaltung der Eigenwirtschaftlich-
keit. Gerade bei der Grosse der Bundesbetriebe und der
Vielzahl der Zulieferbetriebe dürfen wir in dieser Hinsicht
auch die Auswirkungen nicht vergessen.
Eine wesentliche Reduktion der Aufträge bedeutet nichts
anderes als nicht voll ausgenützte Kapazitäten und damit
steigende Kosten in den Zulieferbetrieben. Eine solche
Politik der Deflation führt automatisch in die Stagflation.
Statt eines Beitrages zu einer wirtschaftlichen Leistung
erbringen wir einen Beitrag zur weiteren Teuerung. Die
Betriebe haben nachher höhere Kosten, eine kleinere Lei-
stung und weniger Ertrag. Das kann aber niemals der Sinn
einer Sparübung sein, weshalb unsere Fraktion hier ent-
sprechende Anträge stellt.
Im ganzen gesehen lässt sich das Gleichgewicht durch
effektive Einsparungen nicht erreichen. Notwendig sind
deshalb auch Mehreinnahmen. Das Hauptgewicht liegt ein-
deutig bei der Warenumsatzsteuer und damit bei den indi-
rekten Konsumsteuern. Wir verkennen eine gewisse Be-
gründung dieser Massnahme nicht, nicht weil es keine
andere Möglichkeiten gibt, Herr Präsident. Es gibt sehr
viele andere Möglichkeiten, auch von der Ertragsseite
her. Aber wir anerkennen, dass mit unserem Gewichtszoll-
system die Konsumenten bei steigenden Preisen durch die
Zölle relativ weniger belastet worden sind als in anderen
Ländern und zudem auch eine gewisse Reduktion der Zöl-
le durch die verschiedenen Zollsenkungsrunden im Rah-
men des GATT, der EFTA und der EWG eingetreten ist.
Auch wenn wir der Erhöhung der Warenumsatzsteuer trotz
der relativ starken Erhöhung der Sätze nicht opponieren,
so müssen wir doch verlangen, dass bei der direkten Steu-

er die kleinen Einkommen eine mindestens entsprechende
Entlastung erfahren, sei es durch einen prozentualen oder
einen festen Rabatt vom geschuldeten Steuerbetrag. Die
Erhöhung der Sozialabzüge genügt hier nicht, da diese
Erhöhung bei kleinen Einkommen lediglich eine Reduktion
von vielleicht einem Fünfliber ergibt, während sie natür-
lich bei höheren Einkommensklassen immerhin 50 Franken
ausmachen. Zudem ist gerade bei den unteren und mittle-
ren Einkommen die kalte Progression am stärksten. Der
Ausgleich der kalten Progression ist aber eine verfas-
sungsmässige Pflicht. Deshalb auch stellt unsere Frak-
tion hier zwei Minderheitsanträge.
Daneben gilt es, in dieser Neuordnung der Bundesfinan-
zen einige institutionelle Aenderungen vorzunehmen, die
keinen weiteren Aufschub ertragen und doch eine grund-
legende Finanzreform, wenn es das je gibt; nicht präjudi-
zieren. Wir denken hier primär an die Einführung der ein-
jährigen Veranlagung. Es hat keinen Sinn, darüber zu jam-
mern, dass Einnahmen und Ausgaben immer mehr ausein-
anderklaffen, wenn man nicht die Konsequenzen aus der
Feststellung zieht, dass der Bund zwar heutige Preise und
Löhne bezahlen muss, andererseits aber Steuern von Ein-
kommen und Gewinnen erhebt, die vor drei oder vier Jah-
ren erzielt worden sind. Das ist möglich, wenn ein stabiles
Preisniveau vorhanden ist, aber in Zeiten der Inflation ist
das vollständig unmöglich. Deshalb schlagen wir Ihnen als
ersten Schritt vor, bei den juristischen Personen zur ein-
jährigen Veranlagung überzugehen. Hier treten auch für
die Kantone praktisch keine Probleme auf, der Bund erhält
aber nach einer relativ langen Uebergangsfrist im Jahre
1980 immerhin etwa 250 Millionen Franken Mehreinnah-
men. Bei den natürlichen Personen würden rund 450 Mil-
lionen herausschauen, bei gleichzeitiger Satzreduktion um
10 Prozent. Wir verzichten hier jedoch auf einen Antrag in
der Meinung, diese Lösung müsse in der nächsten Finanz-
reform verwirklicht werden.
Eine zweite wesentliche Aenderung erscheint uns notwen-
dig zur Harmonisierung der Belastung der grossen Ein-
kommen. Nachdem eine ganze Anzahl von Kantonen nicht
zuletzt unter dem Druck kantonaler Reichtumssteuerinitiati-
ven die Belastungen für grosse Einkommen angemessen
erhöht haben, scheint uns heute ein gewisser Ausgleich
wichtiger als eine weitere wesentliche Erhöhung. Wir
schlagen deshalb einen zehnprozentigen Zuschlag auf
Einkommensteilen über 120000 Franken vor, soweit Kanton
und Gemeinde nicht schon eine Belastung von 24,5 Pro-
zent erreichen, was also ungefähr dem Mittel der Bela-
stungen entspricht. Davon betroffen werden also nur Steu-
erpflichtige in bisher besonders steuergünstigen Kantonen
und Gemeinden. Die Kantone können sich hier auch nicht
beklagen, der Bund tangiere ihr Steuersubstrat; da sie es
selbst ohnehin nicht ausnützen. Auch davon ist ein an-
sehnlicher Mehrertrag von rund 300 Millionen Franken zu
erwarten, bis die Kantone ihre Steuergesetze angepasst
haben. Hier handelt es sich um eine Schätzung, weil im
Detail natürlich nicht ohne weiteres ausgerechnet werden
kann, wieviel der Ausfall beträgt.
Ein dritter Punkt betrifft die Besteuerung der juristischen
Personen. Dort haben wir heute eine sehr fragwürdige
schweizerische Spezialität, die Renditebesteuerung mit
einem Dreistufentarif. Richtiger wäre unseres Erachtens
eine proportionale Besteuerung des Reingewinnes. Leider
sind unsere diesbezüglichen Anträge abgelehnt worden.
Als Uebergangslösung schlagen wir deshalb einen Zwei-
stufentarif vor. Damit kommen wir einer vernünftigen Be-
steuerung etwas näher. Die Mehrerträge sind mit rund 220
Millionen Franken ebenfalls beachtlich. Diese beiden
letzten Anträge würden sofort entsprechende Mehrerträge
in den nächsten Jahren abwerfen, wenn sie angenommen
werden. Sie schaffen deshalb nicht nur einen Ausgleich
für die Ausfälle der teilweisen Beseitigung der kalten Pro-
gression, sondern sie können auch dazu dienen, die Aus-
fälle bei der Einführung der obligatorischen zweiten Säule
der betrieblichen Altersvorsorge zu decken, wenn dann
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auch diese Prämien vollständig von der Steuerpflicht be-
freit werden sollen. Bis dahin werden wir wohl kaum eine
neue Finanzreform haben. Deshalb ist es Zeit, heute schon
daran zu denken.
Die sozialdemokratische Fraktion erachtet wesentliche
Mehreinnahmen für dringend notwendig, wenn der Bund in
der Zukunft seine Aufgaben soll erfüllen können. Als nicht
in die Zukunft gerichtet und der Zukunft nicht gerecht wer-
dend erachten wir den von der Mehrheit der Kommission
vorgeschlagenen Bundesbeschluss über die Erschwerung
von Ausgabenbeschlüssen. Es ist eher peinlich, wenn ein
Parlament selbst den Antrag zu seiner Bevormundung stellt.
Wir empfehlen Leuten, die sich nicht mehr für fähig halten,
selbst vernünftige Entscheide zu treffen, zurückzutreten
und das Leuten zu überlassen, die bereit sind, die Verant-
wortung für Ausgaben und Einnahmen zu übernehmen,
und die es nicht einfach auf das absolute Mehr ankommen
lassen wollen. Es hat heute morgen jemand gesagt, dass
es dann wirklich möglich sei, Politik vom Bett aus zu be-
treiben, indem man damit verhindert, dass eine Mehrheit
für einen Beschluss zustande kommt. Es wäre wahrschein-
lich sehr peinlich, wenn unser Parlament einen solchen
Beschluss fassen müsste. Ich glaube, man darf auch dar-
auf hinweisen, dass unser Parlament ohnehin durch die
langen Prozedurmühlen im Zweikammersystem vor übereil-
ten Beschlüssen bewahrt wird, so dass zusätzliche Er-
schwernisse wirklich nicht nötig sind. Ganz abgesehen
davon, ist es auch nicht nötig, dass der einzelne Ständerat
ein noch stärkeres politisches Gewicht erhält, wie das mit
dem Erfordernis der absoluten Mehrheit erreicht würde.
Wir betrachten deshalb einen solchen Beschluss als über-
flüssig; denn in der Wirklichkeit wird nur das Parlament in
seiner Handlungsfähigkeit eingeengt, nicht aber der Bun-
desrat. Ich habe bei der Behandlung der Staatsrechnung
schon darauf hingewiesen, dass der Bundesrat 1972, am
Tage, als das Parlament das Budget verabschiedet hat,
bereits die ersten Nachtragskredite bewilligt hat, ohne
dass das Parlament dazu etwas sagen konnte. Der Bun-
desrat kann also auch hier später Nachtragskredite be-
schliessen und beantragen, was er will, das Parlament hat
dazu nichts mehr zu sagen.
Wenn Sie selber einem solchen Bevormundungsbeschluss
des Parlamentes zustimmen, dann beklagen Sie sich bitte
nicht mehr über die Schwäche oder die Unfähigkeit des
Parlamentes, sondern bedauern Sie dann nur noch Ihre
eigenen diesbezüglichen Eigenschaften.
Im Namen der sozialdemokratischen Fraktion bitte ich Sie,
auf die beiden Vorlagen des Bundesrates einzutreten und
sie samt unseren Verbesserungsvorschlägen gutzuheissen
und den weiteren Antrag der Kommission zu einem Be-
schluss abzulehnen. Mit diesen Beschlüssen erreichen wir
tatsächlich eine Sanierung der Bundesfinanzen und ver-
schaffen dem Bund auch die Möglichkeit, dass er in der
Zukunft seine Aufgaben erfüllen kann, wie das auch die
Mitbürger in der Eidgenossenschaft von ihm erwarten.

M. Muret: C'est la quatrième fois en l'espace de cinq ans
que le Conseil fédéral et sa majorité procèdent à des revi-
sions, prorogations, restaurations, adaptations, corrections
et autres modifications du régime financier et fiscal de la
Confédération. Et chaque fois ou à peu près, les ministres
des finances qui se succèdent - et qui à de rares excep-
tions près, sont tout plus éminents les uns que les autres
- relèvent que, s'il ne s'agit que de mesures partielles,
c'est qu'il faut faire vite et qu'il y a urgence vu la gravité
des circonstances. Mais ils ne manquent pas bien entendu
de laisser entendre que l'on s'attaquera très prochaine-
ment à une réforme d'ensemble des finances fédérales qui
sera l'œuvre impérissable du siècle...
M. Celio qui vient de s'en aller allègrement à un moment
crucial, «au tout fin moment» comme on dit dans mon
canton et dans celui de M. le chef du Département des
finances, s'est conformé à cette tradition et son succes-
seur semble vouloir faire de même. On ne saurait du reste

les rendre personnellement responsables de cette défail-
lance permanente tant il est vrai qu'à la moindre tentative
de leur part de sortir du provisoire, ils sont instantané-
ment et systématiquement désavoués par leur fidèle majo-
rité elle-même!
Comme cela dure depuis trente ou trente-cinq ans au
moins, il devient inutile de s'appesantir sur ce thème, mais
il faut tout de même noter en passant que cette situation
reflète d'une part une singulière impuissance de la classe
dirigeante et qu'elle traduit d'autre part, non sans éclat,
l'acharnement que mettent les défenseurs des plus gros
intérêts capitalistes à sauvegarder leurs privilèges. Car
c'est bien de cela qu'il s'agit avant tout et c'est bien cela
que reflète une nouvelle fois le projet fédéral.
Il suffit en effet de le résumer en quelques mots et en
quelques chiffres pour qu'apparaisse son caractère ou-
vertement antisocial.
Au chapitre des charges nouvelles qui vont peser sur le
monde du travail et sur la grande masse de la population,
il y a d'abord la hausse massive de plus de 36 pour cent
de l'impôt sur le chiffre d'affaires, ce qui représentera
pour les cinq prochaines années 7320 millions, soit une
moyenne annuelle de près d'un milliard et demi de supplé-
ment d'impôts qui frappera indistinctement et au même
taux petits et gros, pauvres et riches. Cela signifie par
conséquent qu'en dépit de toutes les argumentations spé-
cieuses, ce sera inévitablement le plus grand nombre des
petits et des pauvres qui paieront la plus grande part de
ce supplément.
En second lieu, il y a le refus de Conseil fédéral de procé-
der à la compensation des effets de la progression à froid,
laquelle se chiffrerait, selon le message gouvernemental,
qui se garde de préciser, «à plusieurs centaines de mil-
lions dès 1976». Pourquoi donc cette vague approximation,
alors qu'un calcul exact est parfaitement possible et que,
par exemple, il a bien fallu l'effectuer lors de la dernière
compensation, celle de 1971? La réponse saute aux yeux:
on espère dissimuler ainsi l'ampleur de l'allégement que
l'on se refuse à décider. Mais ce que rien ne peut dissi-
muler, c'est que ces centaines de millions, qu'il s'agisse
de 200, 300 ou 400 d'entre eux par an, vont rester pour
ainsi dire exclusivement à la charge des seuls petits et
moyens revenus.
El cela, mieux encore, en violation délibérée de la consti-
tution qui dispose impérativement, à son article 41 fer, que
les effets de la progression à froid doivent être compensés
périodiquement. C'est donc là un refus doublement inad-
missible et doublement intolérable: d'une part, sur le plan
du respect de la Constitution et de la volonté populaire et,
d'autre part, sur le plan social où l'on impose ainsi aux
catégories les moins favorisées de contribuables le main-
tien d'un surplus d'impôt illégitime, non inscrit dans la loi,
et qui n'est que l'une des conséquences les plus foncière-
ment iniques de l'inflation.
Voyons maintenant le second chapitre, celui des contribu-
tions - parce qu'il serait indécent de parler de charges -
qui seront demandées au gros revenus et aux sociétés. Le
bilan est proprement dérisoire. Pour les personnes physi-
ques, l'augmentation du taux maximal de 1,55 pour cent
produira au total des recettes supplémentaires de 200 mil-
lions pour cinq ans, soit une moyenne annuelle de 40 mil-
lions en tout et pour tout, prélevés sur les revenus de plus
de 243 000 francs.
Quant aux sociétés de capitaux, c'est encore plus maigre
proportionnellement parlant: le taux maximal est augmen-
té de 0,2 pour cent (ce qui - le message fédéral le recon-
naît lui-même - n'aura qu'une incidence mineure) et la
première surtaxe, d'un tiers. Rendement supplémentaire
pour cinq ans: 320 millions. Moyenne annuelle: 64 millions
à la charge des quelque 77000 sociétés anonymes du
pays.
La comparaison est donc éloquente et on aura beau lui
reprocher d'être simpliste, elle n'en correspond pas moins
à la réalité la plus stricte et la plus concrète. Le projet
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fédéral fait peser sur le monde du travail, sur la grande
majorité que constituent les petits et moyens contribua-
bles, des charges que l'on peut situer en restant modeste
entre 1 et 2 milliards par an, alors que pour les gros inté-
rêts capitalistes et les détenteurs de la richesse du pays
ces charges se réduisent à 104 millions, c'est-à-dire de dix
à vingt fois moins. Il n'en faut pas davantage pour démon-
trer la flagrante, l'inacceptable inéquité du projet qui nous
est soumis.
C'est si évident que la commission elle-même propose de
légères atténuations à cette injustice. Elle le fait sous la
forme d'une part des augmentations de déductions pour
les personnes physiques (ce qui, on le suppose, devrait
représenter une espèce de début de semblant d'ersatz de
compensation de la progression à froid, afin qu'il ne soit
pas dit que rien n'a été fait dans ce domaine) et d'autre
part d'une majoration du taux maximal pour les personnes
morales, ce qui est tout de même un peu mieux, bien que
singulièrement insuffisant. Il est trop clair que ce n'est là
qu'un coup de chapeau destiné à apaiser les critiques et
dont la timidité est telle qu'elle est très loin de correspon-
dre à un renversement de la vapeur et à un changement
réel du sens et du contenu du projet.
Restent les proposition de minorité. Nous les appuierons,
dans la mesure où elles se rapprochent de notre position.
Nous sommes heureux à ce propos et particulièrement
réconfortés de constater que deux ou trois d'entre elles,
socialistes ou indépendantes, sont identiques à celles
qu'avaient faites le Parti du travail en 1971 et 1972 et qui
avaient été rejetées alors, avec le concours de leurs au-
teurs d'aujourd'hui, à d'écrasantes majorités. Comme quoi
l'Evangile a cent fois raison de proclamer «qu'il y a plus
de joie dans le ciel pour un seul pécheur qui se repent
que pour vingt justes». Il nous apparaît que tous les es-
poirs nous sont permis lorsque nous voyons le Conseil fé-
déral lui-même reprendre, avec une année et demie de
retard seulement, notre proposition d'élever à 0,825 pour
mille l'impôt sur le capital et les réserves des personnes
morales. Nous tenons à l'assurer que, pour mieux lui per-
mettre de gagner le paradis, nous nous mettons en tous
temps à son entière disposition pour toutes idées, sugges-
tions ou inspirations dont il pourrait avoir besoin - et, bien
entendu, à titre absolument gracieux! On passera peut-
être dans les services une liste de souscription pour notre
presse et, tous les versements seront les bienvenus, même
les plus minimes, mais vous savez bien qu'ils ne sont pas
obligatoires.
Cela dit, je tiens à préciser que le Parti du travail se situe
aux antipodes de la position des dirigeants de droite de
l'Union suisse des arts et métiers qui crient: «Vive les
caisses vides!» Il va de soi qu'il ne veut pas de cette poli-
tique suicidaire, mais ce qu'il n'acceptera en aucun cas
c'est qu'on remplisse les caisses en question en préle-
vant sur le nécessaire des petits budgets afin de mieux
épargner le superflu des privilégiés. Et ce sont des solu-
tions très exactement contraires que nous avons toujours
défendues et qu'aujourd'hui nous préconisons à nouveau,
assumant d'un cœur léger le tort d'avoir raison les pre-
miers-
Ces solutions se reflètent dans les propositions que nous
avons déposées et que je motiverai brièvement lors de la
discussion de détail. Dans les grandes lignes, elles se
résument comme suit. Tout d'abord, nous combattons une
fois de plus l'augmentation de l'impôt sur le chiffre d'af-
faires et demandons son maintien au niveau actuel. En se-
cond lieu, nous réclamons la pleine compensation des
effets de la progression à froid pour les petits et moyens
revenus, c'est-à-dire jusqu'à 36 000 francs, ainsi qu'une
sensible élévation du niveau d'assujettissement à l'impôt.
D'autre part et en contrepartie, nous proposons de porter
à 15 pour cent (au lieu de 12) le taux maximal d'impôt sur
les gros revenus et à 16 pour cent (au lieu des 9 du projet
fédéral et des 10 de la commission) le même taux maximal
pour les sociétés anonymes et autres.

118-N

Enfin, nous reprenons une proposition que nous avons
déjà faite et qui consiste à doubler et l'impôt de base et
les deux surtaxes sur le rendement net desdites sociétés
et enfin l'impôt sur le capital et les réserves.
Deux mots enfin sur les deux autres projets gouverne-
mentaux, celui qui concerne la limitation des dépenses
fédérales et celui, de dernière heure, qui voudrait instituer
un frein aux dépenses. Nous les envisageons, disons-le
nettement, avec autant de méfiance que de scepticisme.
Ils apparaissent en effet comme une courbette docile et
empressée devant les ordres du grand capital et de la
droite !a plus réactionnaire qui ne mènent la campagne
acharnée et grossièrement démagogique que l'on sait
contre les dépenses des pouvoirs publics que pour mieux
défendre leurs gigantesques profits et réserves contre la
moindre des atteintes et la plus maigre des mises à con-
tribution.
Nous sommes résolument opposés, au frein aux dépenses -
lequel n'est pas un frein, mais une mesure d'étranglement
des droits du Parlement - et nous voterons sans hésitation
la proposition socialiste de non-entrée en matière dépo-
sée contre lui.
Quant au projet de limitation des dépenses, nous sommes
certes convaincus que de larges économies sont possi-
bles, mais nous n'y croirons que lorsqu'elles commence-
ront, par exemple, par les 2,5 milliards de dépenses
d'armement et par les centaines de millions de garantie
des risques à l'exportation et aux investissements à
l'étranger. Nous ne saurions donc voter un projet dont
tout donne à penser qu'il ne s'appliquerait qu'au détriment
des indispensables dépenses d'ordre social et d'intérêt
général.
C'est également dans cet esprit, qu'à l'issue des débats, le
groupe du Parti du travail s'opposera à tout régime finan-
cier et fiscal qui ne correspondrait pas, au moins pour
l'essentiel, au sens des propositions qu'il a déposées.

Biel: Zuerst einige Worte zu Herrn Muret. Ich hatte hier im
Saal schon zweimal ziemlich radikale Steuerreformprojek-
te vertreten, die unter anderem auch eine Neuordnung der
Steuerprogression bei den natürlichen Personen anvisier-
ten, und zwar in dem Sinne, dass die Progression weiter-
gelaufen wäre bis zum Einkommen unendlich. Damals,
Herr Muret, habe ich Sie nicht unter den Wenigen gese-
hen, die für diese Projekte aufgestanden sind. Das nur, um
den Stellenwert Ihrer vorigen Ausführungen festzulegen.
Heute ist der Tag der feierlichen Proklamationen. Ich kann
die optimistischen Ausführungen unseres Präsidenten
nicht ganz teilen, insbesondere nicht die Hoffnungen, die
er ausgesprochen hat. Vorher und nachher sind und wer-
den wir wieder zu der finanzpolitischen Praxis schreiten,
die leider anders aussieht als die Deklarationen. Ich den-
ke beispielsweise an die letzte Woche. Wir hatten hier
verschiedentlich über Sparen und andere Dinge gespro-
chen, bei der Forschung, bei den Beiträgen an Viehhalter,
den Nachtragskrediten usw. Die Praxis war enttäuschend
inkonsequent. Die finanzielle Entwicklung der öffentlichen
Haushalte in unserem Lande ist langfristig unerfreulich.
Wir waren alle gewarnt. Herr Bürgi hat in seinem Entre-
tensreferat darauf hingewiesen, was die Arbeitsgruppe
Jöhr seinerzeit vorausgesagt hat. Entscheidend ist, dass
diese Arbeitsgruppe uns gewarnt hat, dass nicht nur beim
Bund, sondern bei allen öffentlichen Haushalten in der
Schweiz langfristig die Ausgaben rascher wachsen als die
Einnahmen. Sie haben uns - wie es Herr Bürgi richtig ge-
schildert hat - auf die ausserordentliche Inflationsempfind-
lichkeit aufmerksam gemacht, dass also mit wachsender
Inflationsrate die Defizite überproportional zunehmen. Das
ist mit einer erschreckenden Brutalität eingetreten.
Bei einem Eintretensreferat sollte man versuchen, die La-
ge zu analysieren, ohne dass man sich einfach darauf be-
schränkt, Sündenböcke zu nennen.
Meines Erachtens ist ein grosser Teil der Zunahme der
Ausgaben unvermeidlich. Das müssen wir einmal festhal-
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ten. Und zwar haben wir dabei von der heutigen industriel-
len Gesellschaft, vom schweizerischen Entwicklungsstand
auszugehen. Langsam zeichnet sich eine Sättigung im Be-
darf nach privaten materiellen Gütern ab. Teilweise haben
wir sogar eine Ueberversorgung an diesen Gütern. Gleich-
zeitig wächst mit dem steigenden Industrialisierungsgrad
der Bedarf nach Dienstleistungen und vor allem nach so-
genannten öffentlichen Gütern. Bei öffentlichen Gütern
kann man diejenigen, die davon profitieren, aber nicht
bereit'sind, etwas dafür zu zahlen, vom Genuss nicht aus-
schliessen. Deshalb bietet sie auch niemand an, und des-
halb muss der Staat für die Bereitstellung dieser Güter
auftreten.
Was sind das für öffentliche Güter, die hinzugekommen
sind? Ein altes öffentliches Gut ist zweifellos die Landes-
verteidigung. Das ist eine Sache des Staates. Wir haben
aber eine Reihe öffentlicher Güter, die uns zusehends Sor-
gen bereiten und uns sehr viel Geld kosten werden. Ich
denke beispielsweise an eine gute vernünftige Verkehrser-
schliessung, an anständige, vernünftige Wohnverhältnisse,
Erholungslandschaften, aber auch an eine Gesellschaft
möglichst ohne übermässige soziale Spannungen. All das
sind Dinge, für die die Oeffentlichkeit aufkommen muss,
weil das gar nicht von anderen getan werden kann. Wir
haben ein wachsendes Bedürfnis nach immateriellen Gü-
tern, nach verbesserter Lebensqualität. Die Folge davon
ist, dass wir mehr öffentliche Leistungen anbieten müssen,
dass die Staatstätigkeit, ausgedrückt in Franken, wächst.
Ein Teil des Ausgabenzuwachses hat allerdings auch an-
dere Ursachen. Wiederholt haben wir darauf hingewiesen,
dass die Sachplanung mit der Finanzplanung nicht über-
einstimmt. Das gilt sowohl generell wie auch in den einzel-
nen Bereichen. Die Sachplanung der einzelnen Verwal-
tungsabteilungen beim Staat nimmt keine Rücksicht auf
das finanzpolitische Konzept, auf die verfügbaren Mittel.
Bei der Eidgenossenschaft ist das besonders deutlich, weil
sie eben einen Ueberweisungsstaat darstellt. Fast 50 Pro-
zent der Ausgaben des Bundes werden nicht direkt für
eigene Zwecke getätigt, sondern werden überwiesen an
Dritte, an andere öffentliche Haushalte. Alle Aemter und
Verwaltungsabteilungen machen laufend Zusicherungen,
die sich dann sehr rasch in einem Zahlungsbedarf nieder-
schlagen, der uns jede finanzpolitische Flexibilität nimmt.
Wir kommen dann zu dem, was man einen Ueberhang an
Beitragszusicherungen nennt. Wichtig ist deshalb, dass
Beitragszusicherungen künftig nur noch im Rahmen einer
echten Finanzplanung vorgenommen werden, in der
Schwerpunkte nach einer Dringlichkeitsordnung gesetzt
werden. Erst zögernd haben wir dieses Instrument der
Beitragszusicherungen eingeführt, meines Erachtens zu
zögernd, und die echte Finanzplanung kennen wir über-
haupt noch nicht.
Es kommt aber noch ein weiteres hinzu: Verschiedene
neue Staatsaufgaben sind in kurzer Zeit an den Bund her-
angetragen worden. Man musste in der entsprechend kur-
zen Zeit Aemter aufbauen. Diese Aemter fangen nun alle
an zu arbeiten. Wir haben Beamte eingestellt; diese müs-
sen auch zeigen, dass sie für etwas da sind, sie fangen
eben an zu arbeiten. Und was ist ihre Hauptarbeit im
Ueberweisungsstaat? Die Beitragszusicherung! Die Folge
haben wir heute, nämlich eine Ausgabenlawine.
Ferner muss hier unter den Ursachen der für uns zu rasch
gewachsenen Ausgaben erwähnt werden, dass man syste-
matisch den Geldbedarf bei allen neuen Staatsaufgaben
unterschätzt hat, und zwar von den Fachleuten wie von
den Politikern. Ich erinnere an die Nationalstrassen, die
Hochschulen, an Gewässerschutz und Zivilschutz. Ueberall
hat man, als wir hier Gesetze und Pflichten beschlossen
hatten, ganz andere Zahlen genannt. Heute sehen wir in
verschiedenen Bereichen, dass auch das Vierfache nicht
ausreicht, um die Aufgaben zu erfüllen.
Schliesslich wollen wir auch daran erinnern, dass trotz dem
Bestehen eines Finanzhaushaltgesetzes mit einem klaren
Auftrag bis heute keine echte Planung der knappen Mittel

nach Schwerpunkten durch den Bundesrat vorgenommen
worden ist. Die relativ günstige Finanzlage über lange Jah-
re hat dazu geführt, dass man nach dem Giesskannenprln-
zip neue Aufgaben entgegengenommen hat und entspre-
chende Vorlagen dem Parlament unterbreitete, wobei in all
diesen neuen Vorlagen der Geldbedarf, wie gesagt, unter-
schätzt worden ist.
Erst jetzt hat sich das vielgelästerte böse Parlament einge-
schaltet und wollte dem Schweizervolk auch noch einige
Freude bereiten und einige zusätzliche Ausgaben be-
schliessen. Wir wollen also hier nicht in das gleiche Hörn
blasen und nur dem Parlament die ganze Schuld aufbür-
den, wie man jetzt gelegentlich den Eindruck gehabt hat.
Das Parlament ist selbstverständlich für die Finanzmisere
mitverantwortlich, aber zahlreiche Vorlagen sind ihm eben
auch vom Bundesrat unterbreitet worden. Allerdings müs-
sen wir hier etwas kritisieren: Ich nenne den Führungs-
mangel beim Bundesrat und bei der Verwaltung. Es kommt
immer wieder vor, dass Verwaltungsabteilungen direkt an
Parlamentarier gelangen mit Begehren, mit denen sie beim
Gesamtbundesrat und insbesondere auch im Finanzdepar-
tement nicht durchgekommen sind. Dass das Erfolg hat und
dann auch entsprechend zu Ausgabenvermehrungen führt,
haben wir beim letzten Budget im vergangenen Dezember
erlebt.
Wie wir gesehen haben, ist also ein Teil des Ausgabenzu-
wachses unvermeidlich, der andere Teil ist auf fehlende
finanzpolitische Voraussicht, auf Führungsmangel zurück-
zuführen. Entsprechend dieser Analyse ist das Konzept
der Sanierung des Bundesrates im grossen und ganzen
als richtig zu bezeichnen. Auf der einen Seite wird ein
strafferes Haushalten mit den knappen Mitteln beantragt,
werden Einsparungen gefordert; auf der anderen Seite
wiederum geht es nicht ohne Beschaffung von Mehrein-
nahmen, weil eben ein Teil der zusätzlichen Staatsausga-
ben unvermeidlich ist.
Leider - und hier muss ich zur Kritik ansetzen - scheint
mir, dass das Gewicht doch zu stark nur auf der Einnah-
menseite liegt. Deshalb unterstützen wir all jene Anträge,
die versuchen, die Ausgabenbremsen zumindest etwas
schärfer zu machen. Unerlässlich ist deshalb auch eine
harte Finanzplanung nach Dringlichkeiten, und ebenso un-
erlässlich scheint uns, eine solche Finanzplanung müsse
dem Parlament zur Genehmigung und nicht nur zur Kennt-
nisnahme unterbreitet werden, damit eben diese Massnah-
men dann auch wirksam werden. Doch darüber werden
wir mehr in der Detailberatung zu sprechen haben.
Unsere Fraktion lehnt ein einseitiges Vorgehen ab. Sie
lehnt es also ab, bloss mit Mehreinnahmen zu operieren;
sie lehnt es aber auch ab, nur auf der Sparseite Vorkeh-
ren zu treffen, weil die Analyse dazu zwingt, dem Staat
auch die Mittel zur Verfügung zu stellen, die er benötigt.
Wir sind in diesem Sinne für Eintreten, machen aber unse-
re endgültige Stellungnahme zu den Beschlüssen von un-
seren Beratungen im Nationalrat abhängig, und insbeson-
dere auch vom Verhalten der Bundesratsparteien.

Schuler: Die Situationsanalyse der Bundesfinanzen, wie
sie der Bundesrat seiner Botschaft voranstellt, ist von
Herrn Biel soeben als zutreffend bezeichnet worden. Das
hindert allerdings nicht, dass sie in hohem Masse beunru-
higend ist. Defizite von zusammen über 13 Milliarden Fran-
ken für den Zeitraum 1975-1979 sind keine Kleinigkeit,
auch wenn man sich im Zeitalter der Inflation schon weit-
gehend an grosse Zahlen gewöhnt hat. Solche Ausgaben-
überschüsse des Bundes innerhalb von fünf Jahren wären
um so weniger zu verantworten, als sie sich mit an Sicher-
heit grenzender Wahrscheinlichkeit mit ähnlich respekta-
blen Defiziten von Kantonen und Gemeinden kumulieren
würden. Ein solches Finanzgebaren der öffentlichen Hand
musste alle bisher erreichten und - wenigstens mit Bezug
auf die Teuerungsbekämpfung - ohnehin noch nicht allzu
spektakulären Ergebnisse unserer Konjunkturpolitik in kür-
zester Zeit wieder zunichte machen. Vorausgesetzt, dass
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überhaupt jemand bereit und in der Lage wäre, der öffent-
lichen Hand die Mittel für solche enormen Ausgabenüber-
schüsse zur Verfügung zu stellen. Das Lob der leeren
Bundeskassen zu singen, wie das Vereinzelte immer noch
tun, und auf die heilsamen Wirkungen "der Finanzklemme
zu hoffen, scheint keine echte Alternative. Allein schon die
starke Ausgleichsfunktion des.Bundeshaushaltes innerhalb
der Eidgenossenschaft verbietet uns einen solchen Aus-
weg.
Als zweckpessimistisch wird man die Darstellung des Bun-
desrates heute wohl auch nicht mehr abtun wollen, nach-
dem schon der letzte Abschluss unserer Staatsrechnung
deutlich gezeigt hat, wie rasch die Ausgaben jetzt den
Einnahmen davonzulaufen beginnen. Akzeptiert man aber
die Analyse des Bundesrates als realistisch, so stellt sich
höchstens noch die Frage, ob die von ihm vorgeschlage-
nen Massnahmen auch umfassend und durchschlagend
genug sind, um den Bundeshaushalt innert nützlicher Frist
wieder aus der Defizitsträhne herauszubringen. Der Bun-
desrat gibt im Grunde genommen selbst die Antwort auf
diese Frage, wenn er feststellt, und zwar mit Nachdruck,
trotz aller von ihm beantragten Massnahmen zur Senkung
der Ausgaben und zur Vermehrung der Einnahmen könne
das Gleichgewicht namentlich in den Jahren 1975 sowie
vor allem 1978 und 1979 bei weitem nicht erreicht werden.
Es handelt sich also bei den Vorschlägen des Bundesrates
um ein Minimalprogramm, das nach seinen eigenen Wor-
ten durch weitere Anstrengungen bei der Budgetaufstel-
lung ergänzt werden muss. Je nachdem, was man als
Resultat dieser weiteren Anstrengungen erhofft - die Erfah-
rungen stimmen diesbezüglich leider nicht allzu optimi-
stisch -, wird man weitere Anstrengungen noch auf ande-
ren Gebieten vor Ablauf des Minimalprogramms als uner-
lässlich erachten. Eine Beschränkung auf das vom Bun-
desrat vorgeschlagene Ausmass lässt sich letztlich nur
dadurch rechtfertigen, dass es sich dabei um eine Feuer-
löschaktion handelt, die reichlich spät kommt und daher
keinerlei Verzögerung mehr erträgt. Herr Muret hat sich
zwar über diese ewige Dringlichkeit unserer Bundesfinanz-
lösungen mokiert. Leider ist es aber so, dass die Gefahr
einer Situation schon recht weit sein muss, bis sie in
unserem Lande ins Bewusstsein nicht nur der Parlamenta-
rier und der Verwaltung, sondern auch der Oeffentlichkeit
eingeht.
Aufgrund dieser Bewertung der Sachlage stimmt die
christlichdemokratische Fraktion, für die ich hier zu spre-
chen die Ehre habe, für Eintreten auf die Vorlage. Sie
erachtet grundsätzlich alle Abstriche daran, d. h. all© An-
träge, die den Sanierungseffekt dieses Minimalprogramms
vermindern würden, als verfehlt.
In formeller Beziehung wäre noch die Frage aufzuwerfen,
ob es wirklich angebracht ist, diesem Minimalprogramm
bzw. den in seinem Rahmen zu treffenden Erlassen den
doch recht anspruchsvollen Titel «Wiederherstellung des
Gleichgewichtes des Bundeshaushaltes» zu verleihen. Un-
seres Erachtens müsste man bescheidener etwa von
«Massnahmen zum Abbau des Ungleichgewichtes» spre-
chen. Das würde den Tatsachen besser gerecht. Denn
auch bei ungekürzter Gutheissung des bundesrätlichen
Sanierungspaketes werden für den Zeitraum 1975-1979
noch immer Ausgabenüberschüsse von mindestens 2 bis 3
Milliarden Franken verbleiben, also Jahresdefizite durch-
schnittlich von 500 bis 700 Millionen Franken, und dies
wohlgemerkt selbst dann, wenn in den nächsten fünf
Jahren nicht nur die Mehreinnahmen gemäss den Vor-
schlägen des Bundesrates voll realisiert, sondern auch die
Ausgaben entsprechend der von ihm in Rechnung gestell-
ten Beträge vermindert werden, d. h. insgesamt um rund
2,5 Milliarden Franken.
Zu den Vorschlägen des Bundesrates stellen wir generell
fest, dass ihr Hauptakzent eindeutig auf der Beschaffung
von Mehreinnahmen liegt. Das ist aber wohl unvermeid-
lich. Dort, wo im Bundesgesetz über zusätzliche Massnah-
men bereits eine ganz bestimmte Kategorie von Ausgaben

namhaft gemacht wurde, bei der Einsparungen gemacht
werden soll, nämlich bei den Beiträgen für die Annähe-
rung von Tarifen konzessionierter Bahnunternehmungen,
vermochte die Kommission dem Bundesrat übrigens nicht
zu folgen. Die beantragte Streichung von Artikel 3 dieses
Gesetzes bedeutet allerdings nicht, dass die Mehrheit Ih-
rer Kommission Einsparungen in diesem Bereich grund-
sätzlich ausschliesst. Aber sie hält dafür, dass solche
nicht generell vorgenommen werden können, sondern ge-
gebenenfalls - wie alle übrigen ausgabenmindernden An-
träge gemäss Artikel 2 dieses Gesetzes - auf Vorschlag
des Bundesrates von der Bundesversammlung, und zwar
in Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse, zu be-
schliessen sind. Damit, dass die Zuständigkeit für die Er-
streckung gesetzlicher Fristen und die Reduktion von Bun-
desbeiträgen nach Antrag der Kommission in der Neufas-
sung von Artikel 2 der Bundesversammlung reserviert wird,
übernehmen die eidgenössischen Räte auch sehr weitge-
hende Verantwortung dafür, dass das Sparprogramm
1975-1979 wirklich durchgeführt werden kann. Die CVP-
Fraktion erachtet das Bundesgesetz in der von der Kom-
missionsmehrheit vorgeschlagenen Fassung für annehm-
bar.
Was den Bundesbeschluss über die Finanzordnung bzw.
die darin zusammengefassten Anträge des Bundesrates
betrifft, erlauben Sie mir folgende Bemerkungen: Als er-
stes sei festgestellt, dass die vorgeschlagene Erhöhung
auf 6 bzw. 9 Prozent der Steuersätze bei der Warenum-
satzsteuer unumgänglich ist. Wenn die WUST den Löwen-
anteil der angestrebten Mehreinnahmen zu liefern hat, darf
man nicht übersehen, dass damit zu einem wesentlichen
Teil nur die Einnahmenverluste kompensiert werden, die in
den letzten Jahren durch den Abbau der Zölle eingetreten
sind.
Angesichts unserer ausgedehnten Freiliste bei der Waren-
umsatzsteuer, von der Herr Muret allerdings noch nie et-
was gehört zu haben scheint, ist die vorgeschlagene Erhö-
hung auch sozial zu verantworten. In diesem Zusammen-
hang ist in der vorberatenden Kommission die Frage auf-
geworfen worden, ob es nicht endlich an der Zeit wäre,
eine verfassungsmässige Grundlage für den Uebergang
von der heutigen Warenumsatzsteuer zur Mehrwertsteuer
zu schaffen; denn es ist offensichtlich, dass wir mit den 6
bzw. 9 Prozent nun an der Grenze angelangt sind, jenseits
welcher Erhöhungen der WUST zu unzulässigen Wettbe-
werbsverzerrungen führen müssten.
Die Kommissionsmehrheit war der Ansicht, dass man das
Sofortprogramm nicht mit einer Auseinandersetzung um
diese verfassungsmässige Kompetenz belasten dürfe. Das
hat sicher einiges für sich und liegt im übrigen auf der
Linie des Bundesrates, das Minimalprogramm auf Mass-
nahmen zu beschränken, die relativ rasch, nach Möglich-
keit schon ab 1975, wirksam werden können.
Zweitens erachtet es die CVP-Fraktion als richtig, dass die
vorberatende Kommission es bei der direkten Bundessteu-
er nicht damit bewenden liess, den Grundsatz der Beseiti-
gung der kalten Progression einfach zu wiederholen, son-
dern in Abweichung von den bundesrätlichen Anträgen
beschloss, ihm durch Erhöhung der Sozialabzüge um rund
20 Prozent auch nachzuleben. Wenn sie für den Abzug der
Sozialversicherungsbeiträge, der vor zwei Jahren unter Er-
weiterung auf die Sparzinsen von 500 auf 2000 Franken
erhöht wurde, jetzt keine weitere Erhöhung beantragt, so
hängt dies - wie das bereits Herr Kollega Stich angetönt
hat - mit dem für 1976 erwarteten Inkrafttreten des Obliga-
toriums der zweiten Säule zusammen; auf diesen Zeit-
punkt sollen Prämien für die Pensionskassen genau wie
die AHV-Prämien aufgrund eines anderen Gesetzes so-
wohl von Bundes- wie von Kantons- und Gemeindeeinkom-
menssteuern befreit werden.
Dem sicher kommenden Einwand, mit der blossen Erhö-
hung der Sozialabzüge sei die in den letzten zwei Jahren
eingetretene kalte Progression nicht ausgeglichen, ist ent-
gegenzuhalten, dass das Gegenstück zum teilweisen Ste-
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henlassen der kalten Progression bei den unteren und
mittleren Einkommen darin besteht, dass mit dieser Vorla-
ge ja gleichzeitig der Maximalsatz der direkten Bundes-
steuer für natürliche Personen von bisher 10,45 auf 12 Pro-
zent erhöht wird. Was wir also den unteren und mittleren
Einkommen an kalter Progression nicht abnehmen, das
laden wir den oberen Einkommen durch eine Verschärfung
der heissen Progression auf. Ein ebenso wichtiges Argu-
ment, vielleicht noch das entscheidendere, warum wir
diesmal die kalte Progression nicht ganz ausmerzen kön-
nen, ist die massive Ertragsverminderung der Wehrsteuer,
die das zur Folge hätte. Da wir der Ansicht sind, dass das
Sanierungsprogramm des Bundesrates auch bei den Ein-
nahmen nicht amputiert werden darf, müssen unseres Er-
achtens für Ertragsausfälle, welche die Ausmerzung der
kalten Progression mit sich bringt, entsprechende Mehr-
einnahmen beschafft werden. Schon die von der Kommis-
sionsmehrheit beantragte Erhöhung der Sozialabzüge be-
wirkt bei det Wehrsteuer der natürlichen Personen Min-
dereinnahmen von rund 55 bis 70 Millionen Franken pro
Jahr. Zur Kompensation halten wir die Erhöhung des Ma-
ximalsatzes der Wehrsteuer für juristische Personen statt
lediglich auf 9, auf 10 Prozent für richtig und notwendig.
Eine noch weitergehende Heraufsetzung der Höchstsätze
für juristische Personen aber scheint uns nicht vertretbar,
noch viel weniger eine zusätzliche Erhöhung der Maxima
für die Bundessteuer natürlicher Personen. Wir dürfen die
Sanierung der Bundesfinanzen nicht auf dem Rücken der
Kantone und Gemeinden bewerkstelligen, die ihrerseits
schon heute keineswegs leichte Finanzprobleme zu lösen
haben. Und wenn also der Bund sein Sparprogramm tat-
sächlich verwirklicht, werden die Finanzprobleme der Kan-
tone und Gemeinden dadurch in den nächsten Jahren
ohnehin nicht kleiner.
Drittens scheinen uns strukturelle Aenderungen am bishe-
rigen System der Bundessteuer, wie bereits angetönt, im
Rahmen eines Sofortprogramms keinen Platz zu haben.
Sehr leicht könnten sie zu einer gefährlichen Hypothek für
die dringliche Sanierungsaktion werden. Persönlich habe
ich zweimal mit der Minderheit gestimmt, nämlich bei der
Minimalsteuer für juristische Personen und bei der Frage,
ob für diese nicht sofort zur jährlichen Steuerveranlagung
übergegangen werden könnte. Das wären meines Erach-
tens Entscheide, die die Struktur unseres Bundessteuersy-
stems nicht verändern würden. Ich gebe aber zu, dass
man z. B. hinsichtlich der Einführung der Minimalsteuer
auch den gegenteiligen Standpunkt vertreten kann. Bezüg-
lich dem Postulat der jährlichen Veranlagung können al-
lerdings die Einwände, welche einer sofortigen Verwirkli-
chung bei den natürlichen Personen entgegengehalten
werden, bei den juristischen Personen nicht angeführt
werden. Dies um so weniger, als schon bald die Hälfte der
Kantone für ihre eigenen Steuern zum System der jährli-
chen Veranlagung der juristischen Personen übergegan-
gen sind.
Zum Schluss noch eine kurze Bemerkung zur Frage der
Ausgabenbremse. Auch wir erwarten von der vorgeschla-
genen Lösung keine Wunder, sondern sehen darin viel-
mehr ein Bekenntnis des Rates zur Sparsamkeit. Sicher
werden nur wenige Mehrausgaben am qualifizierten Mehr
beider Räte scheitern. Psychologisch halten wir diese
Bestimmung dennoch für bedeutsam. Hier von «Selbstbe-
vormundung» zu sprechen, scheint uns deplaziert; der
Ausdruck «Selbstbevormundung» hat übrigens ein Wider-
spruch in sich. Vormundschaft ist, wenn jemand unter die
Kuratel eines anderen gestellt wird. Wenn man sich aber
selbst gewisse Zügel anlegt oder Regeln auferlegt, die
man beachten will, so ist das nicht Vormundschaft, son-
dern Disziplin. Und ein bisschen mehr Disziplin, glaube
ich, könnte uns gerade punkto Ausgabenfreudigkeit nichts
schaden. Wenn im Volk der Eindruck aufkäme, dass wir
diese Disziplin nicht aufzubringen gewillt sind, könnte das
sehr wohl auch seinen Willen beeinträchtigen, den von
uns vorgeschlagenen Mehreinnahmen zuzustimmen. Ob

man aus dieser Ausgabenbremse gleich einen eigenen
Bundesbeschluss fabrizieren soll, ist eine andere Frage,
über die man wirklich geteilter Meinung sein kann. Wenn
die Kommission die Form eines eigenen Bundesbeschlus-
ses wählte, wollte sie damit jenen Kollegen entgegenkom-
men, die eine Ausgabenbremse als Hypothek für den Steu-
erbeschluss empfinden. Ob man den Einnahmenbeschluss
damit tatsächlich entlastet und begünstigt, scheint mir
nicht ganz so sicher. Ich könnte mir sehr wohl vorstellen,
dass, wenn eine der dem Souverän zu unterbreitenden
Vorlagen mit eindeutigen Mehrheiten angenommen wird,
es der Beschluss über die Ausgabenbremse sein wird.
Im Sinne dieser Ausführungen wird die CVP-Fraktion für
Eintreten auf alle drei Vorlagen stimmen. Sie wird in allen
wesentlichen Punkten den bundesrätlichen Vorschlägen -
allerdings modifiziert durch die Beschlüsse der Kommis-
sionsmehrheit - zustimmen und bittet Sie, dasselbe zu tun.

M. Peyrot: Le groupe libéral et évangélique votera l'entrée
en matière des trois mesures proposées, soit la loi fédé-
rale à l'appui des mesures complémentaires destinées à
restaurer l'équilibre des finances fédérales, l'arrêté fédéral
concernant le régime financier de la Confédération et
enfin l'arrêté fédéral proposé par la commission, dit du
«frein aux dépenses». Ces deux arrêtés modifiant et la
constitution et ses mesures transitoires sont soumis obli-
gatoirement au vote du peuple et des cantons, la loi fédé-
rale étant, elle, soumise seulement au référendum faculta-
tif.
Notre décision de principe est basée sur la considération
essentielle que l'impasse croissante que connaît le budget
de la Confédération depuis 1971 est non seulement inquié-
tante mais inadmissible en période de croissance écono-
mique.
A ne rien faire, on s'expose à la détérioration rapide,
financière, économique et sociale du pays, laissant aux
circonstances le soin d'imposer leur dure loi dans le dés-
ordre et l'amertume. Le Conseil fédéral a donc raison de
prendre le taureau par les cornes. Il y a été aidé par la
commission; espérons que l'Assemblée fédérale suivra.
Que propose-t-il? D'une part de freiner les dépenses,
d'autre part de combler le recul des recettes provenant
des impôts indirects consécutif aux accords internatio-
naux abaissant les droits de douane, tout en assurant les
rentrées supplémentaires par l'élévation de l'impôt de la
défense nationale. Il s'y ajoute le troisième arrêté qui
prévoit de rendre plus sévères les conditions d'accepta-
tion des dépenses qui surenchérissent les propositions du
Conseil fédéral, en demandant qu'elles soient votées dans
les deux conseils à la majorité absolue.
Quel résultat peut-on attendre de ces mesures? Sur le
plan financier, il faut remarquer qu'elles n'auront pas pour
effet de rétablir intégralement la situation, loin de làl Le
déficit restera important en 1975. Réduit de 935 millions, il
sera encore de l'ordre de 900 millions de francs. Pratique-
ment équilibré en 1976, ce déficit réapparaîtra en 1977,
avec 90 millions, pour s'aggraver à nouveau en 1978 avec
un ordre de grandeur de 700 millions et atteindre un nou-
veau sommet de plus d'un milliard en 1979. Ceci malgré
des surplus d'impôts pour les cinq années de l'ordre de 7
milliards 840 millions, dont 7 milliards 320 millions prove-
nant de l'impôt sur le chiffre d'affaires et 520 millions de
l'impôt de défense nationale, soit une proportion marquée
en importance du côté de l'impôt sur le chiffre d'affaires.
Quant à l'estimation des économies à réaliser, elle est
encore beaucoup plus difficile à faire. Elle sera essen-
tiellement déterminée par la volonté de réaliser des écono-
mies tant de la part du gouvernement que du parlement
et, finalement, du peuple lui-même. Comme il est dom-
mage qu'il soit toujours inutile et même critiquable d'avoir
raison trop tôt. On encense aujourd'hui le rapport Johr,
mais personne ne l'écouta quand il le fallait. Son pessi-
misme, en pleine prospérité, était gênant. Qu'il me soit
permis de dire ici qu'il ne fut pas le seul à crier «casse-



25. Juni 1974 939 Bundesfinanzen. Massnahmen

cou»: Notre ancien collègue Olivier Reverdin, aujourd'hui
conseiller aux Etats, avait déposé le 29 septembre 1964 un
postulat contresigné par les libéraux seulement deman-
dant rétablissement d'un programme d'investissements à
long terme pour pouvoir déterminer quelle proportion du
revenu national pouvait être affectée aux tâches civiles,
sociales et militaires de la Confédération et comment les
ressources disponibles devaient être réparties entre les
différents secteurs. Ce postulat est resté, comme le rap-
port Jöhr, dans un tiroir et vient d'être retiré de la liste,
sur proposition du Conseil fédéral, dans le rapport de
gestion que nous venons d'approuver lors de cette ses-
sion. Il est vrai que, depuis peu, une planification finan-
cière a commencé à se dessiner; mais c'est la commis-
sion chargée d'examiner le présent projet de mesures
complémentaires qui en a demandé l'adjonction sous l'ali-
néa 2d nouveau de l'article premier. Il n'est jamais trop
tard pour bien faire.
D'autre part, la commission a heureusement renforcé les
dispositions de ce même arrêté en limitant le taux d'aug-
mentation annuelle de l'effectif du personnel de la Confé-
dération à 0,5 pour cent, au plus, de celui de l'année
précédente. Elle a, d'autre part, et nous saluons vivement
cette innovation, renforcé considérablement son article 2
en prévoyant aussi de réduire les subventions légales de
la Confédération pour de nouveaux engagements, en préci-
sant toutefois qu'il n'est pas question de toucher à ce qui
est déjà engagé.
Saluons enfin la disposition prévue par le Conseil fédéral
et acceptée par la commission, selon laquelle l'Assemblée
fédérale fixera pour les dépenses d'équipement un pla-
fond valable pour les années 1975 à 1979, lequel inévi-
tablement devra être indexé si l'inflation continue de courir
aussi rapidement.
A cet arrêté s'ajoute celui nouvellement proposé par la
commission du nouvel article 13 des dispositions transi-
toires déjà citées. Nous sommes convaincus par son 1er
alinéa, lequel pose le principe du vote à la majorité abso-
lue des deux chambres en matière de dépenses renchéris-
sant les propositions du Conseil fédéral. Mais il ne faut
pas se dissimuler que cette disposition comporte le dan-
ger de pressions anticipées sur le Conseil fédéral lui-
même, l'exhortant à fixer les dépenses à un niveau élevé
de façon à satisfaire préventivement les appétits. D'autre
part, nous éprouvons pour des raisons de forme, quelques
réticences quant à l'alinéa 2; nous y reviendrons dans la
délibération de détail.
Quelques considérations maintenant sur l'arrêté fédéral
concernant le régime financier de la Confédération. Nous
l'avons déjà dit, la grosse part des recettes supplémen-
taires est assumée par l'augmentation de l'impôt sur le
chiffre d'affaires, ce qui nous semble absolument justifié.
Dans l'attente de la taxe sur la valeur ajoutée, consé-
quence inévitable des accords économiques européens et
internationaux, il n'y a pas d'autres moyens d'agir, d'au-
tant plus que nos droits de douane sont calculés selon le
poids - droit spécifique - et non sur la valeur des mar-
chandises - droit ad valorem. Mais à quoi bon changer
maintenant la structure de droits qui sont, sous cette for-
me, condamnés à terme.

Avantages: l'impôt indirect, apanage de la Confédération,
n'empiète pas sur le domaine réservé des cantons. En
outre, du fait que l'impôt sur le chiffre d'affaires ne s'ap-
plique pas aux produits de première nécessité, on ne peut
dire qu'il frappe trop durement les petits revenus.

Enfin, et cela est capital, l'imposition du revenu augmente
beaucoup plus fortement que celle de la consommation -
nous rappelle le message. Les droits de douane ne suivent
pas le même rythme de croissance que le produit national
brut. La cause est donc entendue et l'accord est unanime
pour élever l'impôt sur le chiffre d'affaires de 4 à 6 pour
cent pour les livraisons au détail et de 6 à 9 pour cent
pour les livraisons en gros.

Le problème posé par l'élévation de l'impôt direct de la
défense nationale est naturellement plus complexe. La
proposition du Conseil fédéral, en ne l'élevant qu'à partir
d'un revenu de 234000 francs, nous paraît acceptable,
tout ne pouvant pas être demandé à l'impôt indirect.
Au nom du Conseil fédéral, le conseiller fédéral Chevallaz
s'est opposé à la surenchère des représentants du Parti
socialiste, de même qu'il a demandé de ne pas suivre la
proposition inverse de notre collègue Letsch, de biffer
purement et simplement cette disposition. Nous suivrons
le Conseil fédéral comme nous nous rallierons par gain de
paix et sans enthousiasme aucun au compromis survenu
en dernière heure à la commission concernant l'atténua-
tion de la progression à froid par le truchement d'une
légère élévation des déductions dans le calcul de l'impôt
sur les personnes physiques avec pour contre-partie finan-
cière, l'augmentation de 9 à 10 pour cent du rendement
net total du plafond de l'impôt dû par les sociétés à base
de capitaux et par les sociétés coopératives.
Vu la situation précaire des finances fédérales, notre
groupe est d'avis que cette formule est apte à affronter
avec de bonnes chances la volution populaire obligatoire
qui aura lieu séparément pour cet arrêté fédéral et pour
celui qui modifie l'article 13 des dispositions transitoires
évoquées tout à l'heure. Nous pensons, par contre, qu'il
est trop tôt pour passer à la taxation annuelle en raison
des grandes perturbations que cela entraînerait dans les
cantons. Cette réforme devra toutefois s'inscrire dans la
réforme plus générale du régime financier de la Confédé-
ration en concours avec l'harmonisation fiscale entre les
cantons et la taxe sur la valeur ajoutée. Nous y serons
d'ailleurs bien contraints puisque l'actuelle réforme n'est
que transitoire et incapable par elle-même de redresser la
situation. Dans ce sens, nous nous rallions à la motion I
de la majorité de la commission qui demande cette ré-
forme complète au plus tard pour 1976.
Pour terminer, le groupe libéral et évangélique déclare
une fois de plus qu'il attache la plus grande importance à
l'équilibre financier de la Confédération. Il est profondé-
ment inquiétant de voir les dépenses publiques croître
plus vite et dans une proportion sans cesse grandissante
par rapport à l'évolution de notre produit national brut.
C'est le signe de la maladie qui ravage actuellement les
économies de tous les pays économiquement développés.
Elle ne sera vaincue que par l'effort de tous mais aussi
par les sacrifices de chacun. Il faudra donc distinguer
toujours plus les dépenses productives de celles qui sont
de pure consommation, tâche impopulaire mais nécessaire
pour garder une économie saine et une monnaie forte. Les
Suisses, qui sont gens travailleurs et de bon sens, com-
prendront sans nul doute dans leur majorité que le mé-
nage public n'échappe pas davantage que le particulier
aux règles élémentaires de la bonne gestion qui veut que
les dépenses ne dépassent pas les recettes et mieux,
qu'elles doivent même leur rester inférieures.

Jaeger-Basel: Dieses Geschäft wurde in unserer Fraktion
durch unseren Kollegen Walter Bräm bearbeitet. Da er
wegen Todesfall in der Familie erst am Donnerstag wieder
an den Sitzungen teilnehmen kann, hat er mich gebeten,
Ihnen seine Stellungnahme bekanntzugeben.
Wir alle, die wir diesen Staat bilden, haben jahrzehntelang
seine vielen Wohltaten ohne ernsthafte Ueberlegungen
hingenommen. Vielleicht wurden bei neuen Begehren ge-
legentlich Bedenken wach, doch trösteten wir uns fortlau-
fend mit dem Gedanken, dass dank der Segnungen der
Konjunktur die Rechnung dann schon irgendwie wieder
aufgehen würde. Heute reiben wir uns die Augen und
stehen vor der gewaltigsten Ausgabenexplosion der letz-
ten 20 Jahre. Die Erkenntnis wächst, man habe über die
Verhältnisse gelebt und könne so nicht weitermachen.
Man hofft in dieser Situation, dass nicht noch ein eigentli-
cher Konjunktureinbruch Schlimmes verschlimmern würde.
Der Bundesrat findet deshalb für seine Massnahmen ge-
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gen den weiteren Anstieg der Ausgaben und zur Erhöhung
der Einnahmen Verständnis. In der Botschaft zeigt der
Bundesrat die Zusammenhänge objektiv auf, doch zieht er
unseres Erachtens daraus zu wenig hart die Konsequen-
zen. Die Gefahr ist da, dass wir mit der Flickwerkpolitik
einen Dauerzustand schaffen, anstatt auf der Grundlage
übergeordneter Prinzipien mit Elan die Neuordnung der
Bundesfinanzen voranzutreiben. Diese Feststellung bein-
haltet keinen Vorwurf an Bundesrat Chevallaz, der den
Schock mit raschem Handeln überwinden will.
Zur Kontrolle der Ausgaben: Unter Verzicht der Aufzäh-
lung einzelner Massnahmen kann ich erklären, dass unse-
re Fraktion alle Bemühungen der vorberatenden Kommis-
sion, die auf Stärkung der Ausgabenerschwerung und
Ausgabendisziplin hinzielen, nachdrücklich unterstützt, und
zwar auch dann, wenn sie unpopulär sind. Bezüglich der
Möglichkeit einer wirksamen Eindämmung der Ausgaben-
flut sind wir allerdings pessimistisch. Wir glauben, dass
die vorgesehenen Massnahmen ungenügend sind. Wir be-
dauern, dass der Bundesrat das wirksame Instrumenta-
rium, wie es ihm mit dem Finanzhaushaltgesetz gegeben
ist, erst zu einem späteren, vielleicht gefährlich späten
Zeitpunkt anwenden will.
Zur Erhöhung der Einnahmen: Die vorgeschlagene Erhö-
hung der Sätze der Warenumsatzsteuer ist insofern sach-
lich gerechtfertigt, als die Ausfälle bei den Bundeseinnah-
men ihre Ursache grösstenteils im Zollabbau (GATT, EFTA,
EWG) haben. Zölle sind ihrem Wesen nach Ver-
brauchssteuern, weshalb die Erhöhung der WUST eine
Kompensation innerhalb gleichartiger Einnahmenkatego-
rien darstellt. Soweit die Erhöhung der WUST dem Aus-
gleich des Zollaubbaues dient, stellt sie keine Steuererhö-
hung, sondern lediglich eine Wiederherstellung des bishe-
rigen Belastungszustandes dar. Diesem Hinweis kommt für
die Aufklärung über das Massnahmenpaket eine gewisse
Bedeutung zu. Nachdem die massiven Rückgänge aus den
Einfuhrzöllen voraussehbar waren, verstehen wir es nicht,
dass die Anpassung der WUST-Sätze nicht schon früher
erfolgt ist. Wir bezeichnen dieses Verhalten als Unterlas-
sungssünde. Im übrigen befürworten wir nachdrücklich die
fällige Ablösung des Gewichtzolles durch den Wertzoll.
Der Uebergang zur einjährigen Steuerveranlagung ist un-
seres Erachtens gerechtfertigt, gehört aber nicht in dieses
Sofortprogramm hinein und muss in enger Zusammenar-
beit mit den Kantonen vorbereitet werden. Eine höhere
Besteuerung des Alkohols liegt im verfassungsmässigen
Auftrag und ist aus finanz- und gesundheitspolitischer
Sicht angezeigt. Im Rahmen der Massnahmen zur Erhö-
hung der Einnahmen verdient die Erhöhung des Maximal-
satzes der Wehrsteuer aus den folgenden politischen und
wirtschaftlichen Gründen besondere Aufmerksamkeit.
Mit einem Anteil der direkten Steuern und Abgaben von 67
Prozent an der gesamten Steuerbelastung steht die
Schweiz unter den europäischen Industrieländern heu-
te schon an der Spitze. Durch eine erneute Erhöhung
der Wehrsteuer wird das bestehende Ungleichgewicht zwi-
schen direkten und indirekten Steuern weiter erhöht. Da
im Aussenwirtschaftssektor die direkten Steuern im Ge-
gensatz zur Umsatzsteuer nicht rückvergütet werden kön-
nen, ist die schweizerische Wirtschaft gegenüber der aus-
ländischen Konkurrenz benachteiligt. Wir verstehen, dass
aus politischen und sozialen Gründen die Mehrwertsteuer
als künftige Haupteinnahmequelle des Bundes nur einge-
führt werden kann, wenn gleichzeitig auch die Belastung
durch direkte Steuern massvoll erhöht wird. Von der zu-
sätzlichen Belastung der Steuerpflichtigen abgesehen,
könnte eine weitere starke Erhöhung der Wehrsteuersätze
zu vermehrter fiskalischer Abhängigkeit der Kantone und
Gemeinden vom Bund führen, da dieser verstärkt auf das-
selbe Steuersubstrat zurückgreifen würde wie die Kantone
und Gemeinden. Wir können nicht die Bundesmassnahmen
für sich allein betrachten, sondern müssen für die Beurtei-
lung des tragbaren Masses die Kumulierung der Steuerer-
höhungen in Gemeinde, Kanton und Bund im Auge behal-

ten. Gemäss der Broschüre unseres Kollegen Dr. Auer,
«Baselland nach der Reichtumssteuer», Seite 6, beträgt
die maximale Steuerbelastung ohne Vermögenssteuer für
Unselbständigerwerbende 49,5 Prozent und für Selbständig-
erwerbende 53,6 Prozent. Unter solchen Umständen muss
jede weitere Erhöhung der Wehrsteuer nachdenklich stim-
men. Auf kantonaler Ebene sind zurzeit neben einzelnen
Reichtumssteuer-Initiativen verschiedene Gesetzesrevisio-
nen hängig, die alle eine Erhöhung der direkten Einkom-
mensbelastung bezwecken. So sei beispielsweise auf den
Kanton Zürich hingewiesen, wo am 30. Juni 1974 über eine
Steuergesetzrevision abgestimmt wird. Der kantonsrätliche
Gegenvorschlag zur sozialdemokratischen Reichtumssteu-
er-Initiative sieht schon bei den heutigen Wehrsteuersät-
zen eine maximale Einkommensbelastung natürlicher Per-
sonen in der Stadt Zürich bei unverändertem Steuerfuss
von 45,4 Prozent vor. Diese Belastung wird bei Annahme
des bundesrätlichen Notprogrammes sogar auf 47 Prozent
steigen, ohne Berücksichtigung der Sozialversicherungs-
prämien. Falls die Reichtumssteuer-Initiative angenommen
würdej ergäben sich gar Höchstbelastungen von 57,7 Pro-
zent ohne Wehrsteuererhöhung, beziehungsweise 59,3 Pro-
zent mit Wehrsteuererhöhung.

Die genannten Sätze reichen nahe an den derzeit in der
Bundesrepublik Deutschland geltenden Höchstsatz von 53
Prozent ohne Ergänzungsabgabe und Stabilitätszuschlag
heran, ja überschreiten diesen bei Annahme der Reich-
tumssteuer-Initiative sogar beträchtlich. Vergleicht man
gesamthaft gesehen die Bundesrepublik Deutschland mit
der Schweiz, so muss .festgestellt werden, dass wir mit der
Totalbelastung der hohen Einkommen praktisch schon
heute in der Schweiz höher liegen als unser Nachbarland.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass bei der Verwirkli-
chung der verschiedenen kantonalen Steuergesetzrevisio-
nen, verbunden mit einer weiteren Erhöhung der Maximal-
sätze der Wehrsteuer die Einkommensbelastung in der
Schweiz eine auch international unübertroffene Höhe er-
reichen könnte. Wir betonen nachdrücklich, dass Arbeits-
moral, Risikofreudigkeit und Kapital die Grundlage des
schweizerischen Wohlstandes bilden. Eine ungebührlich
hohe Steuerbelastung des Einkommens würde diese Wohl-
standsfaktoren unvermeidlich lahmen und somit dem lang-
fristigen Interesse der Schweiz entgegenwirken. Wir dür-
fen mit unserer Steuerpolitik nicht die Leistung bestrafen.

Zur Beseitigung der kalten Progression: Der Bundesrat
schlägt vor, im jetzigen Zeitpunkt angesichts der Notlage
der Bundesfinanzen, auf den Ausgleich der kalten Pro-
gression zu verzichten. Notstand einerseits, verfassungs-
rechtlicher Auftrag andererseits - es ist schwer, diesem Di-
lemma zu entrinnen! Jede Beseitigung der kalten Progres-
sion führt zu Steuerausfällen. Der Bundesrat beziffert die-
se ab 1976 auf mehrere hundert Millionen Franken. In der
Vergangenheit machte man bei der Beseitigung der kalten
Progression immer das gleiche Spiel. Die entstandenen
Steuerausfälle wurden durch Verschärfung der Steuerpro-
gression und durch Erhöhung der Maximalsätze ausgegli-
chen. Wie vorhin dargelegt wurde, ist heute die Schweiz
auf dem besten Wege, durch derartige Praktiken eine
beängstigende Steuerverdrossenheit herbeizuführen. Es
kann so nicht mehr weitergehen. Die Defizite der öffentli-
chen Haushalte kommen nicht zuletzt davon, dass der
öffentlichen Hand immer mehr Aufgaben übertragen wer-
den. Eine völlige Beseitigung der kalten Progression Ist
deshalb nur dann gerechtfertigt, wenn die wachsenden
Ausgaben gebremst werden können. Der Staat kann so
wenig wie der einzelne aus; Steinen Geld klopfen. Wird die
kalte Progression ohne Berücksichtigung dieses Umstan-
des bei den unteren und mittleren Einkommen ausgegli-
chen, dann geschieht nichts anderes, als dass die Mehrko-
sten des Staates auf eine kleine Minderheit abgewälzt
werden. Und hier geht die Rechnung nicht auf. Es gibt zu
wenig Steuerpflichtige mit hohen Einkommen, die dauernd
für den Ausgleich herhalten können.
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Mit dieser grundsätzlichen Feststellung verneine ich nicht
die Verpflichtung, dass die Solidarität gegenüber den
Schwächeren von den hohen Einkommensbezügern eine
gewisse Steuerleistung verlangt, doch ist es eine Frage
des Masses. Unsere Steuerpolitik muss indessen vermehrt
bejahen, dass grundsätzlich jeder Staatsbürger im Rah-
men seiner Leistungsfähigkeit an die Staatskosten beitra-
gen muss. Die weite Verbreitung dieser Erkenntnis und ihr
Durchsetzen würden die Anspruchsinflation gegenüber
dem Staat entscheidend bremsen. Für die Erhaltung der
Gemeinschaft Schweiz, von der kürzlich Herr Kollege Nef
gesprochen hat, sollten alle Bürger ein Opfer bringen.
Diese Denkweise ist nicht populär, von der Sache her aber
richtig. Vorläufig ist es in dieser Gemeinschaft so, dass
der wirtschaftliche Gruppenegoismus hohe Blüten treibt.
Im übrigen sind wir mit dem Antrag der Kommissions-
mehrheit, die kalte Progression durch Erhöhung der So-
zialabzüge wenigstens teilweise auszugleichen, einver-
standen. Aus den geschilderten Gründen betrachten wir
das bundesrätliche Notprogramm mit den von der Kom-
missionsmehrheit vorgenommenen Aenderungen als das
Minimum des Möglichen, vor allem mit Bezug auf den
Ausgabensektor bzw. die Personalsparten. Wir begrüssen
nachdrücklich die beantragten Ausgabenerschwerungen
und Fristenerstreckungen. Wir lehnen alle Anträge, welche
die bundesrätliche bereits auf Kompromissen beruhende
Vorlage verschlechtern, ab. Die Drohung mit der Verwer-
fung vermag uns nicht zu beeindrucken. Sie verweist uns
höchstens auf die Möglichkeit, im Ausgabensektor kom-
mende Vorlagen, die nicht im Gesamtinteresse, sondern
im Interesse einzelner Gruppen liegen, abzulehnen. Wir
stimmen für Eintreten auf die Vorlage.

Vollenweider: Die Fraktion der Schweizerischen Volkspar-
tei wird für Eintreten auf die drei Vorlagen über die Wie-
derherstellung des Gleichgewichtes im Bundeshaushalt
stimmen. Wir sind der Meinung, dass es angesichts der in
der Botschaft des Bundesrates eindrücklich dargestellten
bedrohlichen Entwicklung des Finanzhaushaltes des Bun-
des unverantwortlich wäre, weiterhin tatenlos zuzuschauen.
Die Fraktion begrüsst es deshalb, dass im Interesse eines
gesunden Staatshaushaltes möglichst wirksame Massnah-
men ergriffen werden, um das finanzielle Gleichgewicht
wiederherzustellen. Dabei soll aber nicht nur wie bisher
der einfachste Weg über die Vermehrung der Einnahmen
gesucht werden, sondern es soll endlich auch das Wachs-
tum der Ausgaben energisch gebremst werden.
In den letzten Jahren wurden die aufgrund der langfristi-
gen Finanzplanung des Bundes und des Berichtes der
Kommission Jöhr begründeten Warnungen vor einem kom-
menden finanziellen Engpass nicht zuletzt unter dem Ein-
druck der andauernden Hochkonjunktur leider weitgehend
in den Wind geschlagen. Auch Sparmassnahmen fanden
wenig Anklang, wenn wir uns an das Schicksal der Anträ-
ge der Kommission Stocker erinnern. Heute sollte es an-
gesichts der inzwischen eingetretenen schwierigen Finanz-
lage des Bundes und des nun deutlich abgeflachten
Wachstums des Bruttosozialproduktes doch jedermann
klar sein, dass das in den letzten Jahren weit übersetzte
Tempo das Wachstum der Ausgaben einfach nicht mehr
durchgehalten werden kann. Wenn die Ausgaben von 1960
bis 1973 um 347 Prozent zugenommen haben und die Diffe-
renz zwischen den Einnahmen und den Ausgaben allein in
den letzten drei Jahren trotz der Erhöhungen der Warenum-
satzsteuer und der Wehrsteuer sich um 1 Milliarde ver-
grössert hat, zeigt das doch deutlich genug, dass nun mit
dem,Sparen Ernst gemacht werden muss. Wir erwarten
deshalb, dass die drei Vorlagen im Sinne der Anträge der
Kommissionsmehrheit beschlossen werden und keine wei-
teren Verschlechterungen erfahren. Und vom Bundesrat er-
warten wir, dass er in der in seiner Botschaft erwähnten
vorgesehenen zweiten Phase zusammen mit dem Voran-
schlag 1975 den Finanzrahmen im Investitionsbereich der
heutigen Lage entsprechend absteckt und dann den bei-

den Räten konkrete Zahlen vorlegt. Natürlich wird die
Realisierung dieser Einsparungen weder für den Bundes-
rat noch für die Räte eine einfache Prozedur sein, sondern
hohe Anforderungen an das Verantwortungsbewusstsein
gegenüber dem Ganzen stellen. Es war ja in den vergan-
genen Jahren wesentlich einfacher, sich der Illusion einer
ewig andauernden Hochkonjunktur hinzugeben und trotz
aller Warnungen in eine Ausgabeneuphorie hineinzuglei-
ten, deren Rechnung jetzt präsentiert wird. Der weitver-
breiteten Forderungsinflation wurde oft Folge geleistet, in-
dem die Räte die Anträge des Bundesrates häufig noch
überboten, ja sogar während den Beratungen Zusatzanträ-
ge gestellt und beschlossen wurden, deren finanziellen
Auswirkungen unbekannt waren.
Gleichzeitig wurde der Bundesrat mit einer steigenden
Flut von Interpellationen, Motionen und Initiativen mit neu-
en Forderungen unter stetigen Druck gesetzt. Die Geset-
zesmaschinerie wurde dadurch auf Hochtouren gebracht,
was den Verwaltungsapparat überforderte und zur bestän-
digen Ausweitung zwang. Parallel dazu gerieten verschie-
dene Kantone in eine Vollzugskrise, d. h. sie sind zum Teil
nicht mehr in der Lage, den Vollzug der laufend beschlos-
senen Bundesgesetze fristgemäss durchzuführen. Es ist
daher sehr verständlich und zu begrüssen, wenn der Bun-
desrat in seiner Botschaft von einer dringend notwendigen
Atempause spricht. Wieweit der Wille zu einer weisen Zu-
rückhaltung in den beiden Räten und die notwendige
Selbstdisziplin der einzelnen Ratsmitglieder im Vorfeld der
kommenden Neuwahlen vorhanden sind, wird sich aller-
dings noch zeigen müssen. Vielleicht wird dem einen oder
anderen in der Richtung des Forderns und damit der Aus-
gabenvermehrung besonders aktiven Parlamentarier eine
gewisse Zurückhaltung etwas leichter fallen, wenn darauf
hingewiesen wird, dass in jüngster Zeit landauf, landab in
den Gemeinden und Kantonen angesichts der steigenden
Steuerlast neue Kreditbegehren immer häufiger und mas-
siver abgelehnt werden. Diese Tatsache könnte darauf hin-
deuten, dass in Zukunft mit neuen Forderungen nicht mehr
so viel Popularität erhascht werden kann, wie das bis
dahin offenbar der Fall war. Diese neueste Entwicklung
sollte auch von jenen Kreisen in Betracht gezogen wer-
den, die glauben, man könne höhere Ausgaben einfach
immer wieder mit Steuererhöhungen decken. Der Steuer-
widerstand, den wir bis vor kurzem im Vergleich zu ande-
ren Ländern nur am Rande kannten, scheint, wie aus den
erwähnten, stark zunehmenden Kreditverweigerungen zu
schliessen ist, bereits im Wachsen zu sein. Es darf in
diesem Zusammenhang zum Beispiel auch an die kürzliche
starke Verwerfung des Grundstückgewinnsteuergesetzes
im Kanton Aargau erinnert werden. Diese jüngste Entwick-
lung hat eben ihre tiefere psychologische Begründung, die
nicht ausser acht gelassen werden darf. Bekanntlich stei-
gern sich mit dem wachsenden Wohlstand eines Volkes
weder das Gefühl des Aufeinander-angewiesen-seins noch
der Sinn für Solidarität in gleicher Weise, sondern machen
leider im Gegenteil einem stärkeren Individualismus bis
Egoismus Platz. Diese negative Veränderung konnte aller-
dings schon seit längerer Zeit beobachtet werden, seit in
unserer Wohlstandsgesellschaft das Wort «fordern» immer
grösser und das Wort «leisten» immer kleiner geschrieben
wurde. Es muss daher aus dieser Entwicklung für die Zu-
kunft geschlossen werden-, dass wir uns wahrscheinlich
schon viel näher an der politisch möglichen Grenze der
Steuererhöhung befinden, als man vielerorts noch glaubt.
Vorerst müssen wir nun den Mitbürgern in glaubwürdiger
Art den echten Willen zum Sparen unter Beweis stellen,
bevor wir zu noch weiteren Steuererhöhungen schreiten,
als sie die Kommissionsmehrheit heute beantragt.
Mit der Zustimmung zu den weitergehenden Minderheits-

• antragen würden wir die Vorlage in der Volksabstimmung
bestimmt gefährden und zudem für die kommende Revi-
sion der Steuergesetze voreilig unerwünschte Hypotheken
schaffen. Wir werden deshalb diese Minderheitsanträge
ablehnen.
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Ich komme zum Schluss und beantrage Ihnen im Namen
der Fraktion der Schweizerischen Volkspartei, auf die Vor-
lage einzutreten und den Anträgen der Kommissionsmehr-
heit sowie deren Motion zuzustimmen.

Präsident: Nachdem die Fraktionssprecher zu Worte ge-
kommen sind, beantrage ich Ihnen, die Redezeit der übri-
gen Votanten auf 10 Minuten zu beschränken. (Zustim-
mung - Adhésion)

Hier wird die Beratung abgebrochen

Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 12.35 Uhr

La séance est levée à 12 h 35

#ST# Elfte Sitzung - Onzième séance

Dienstag, 25. Juni 1974, Nachmittag

Mardi 25 Juin 1974, après-midi

75.30 h

Vorsitz - Présidence: Herr Muheim
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Bibel: Es sind etwas mehr als 20 Jahre her, dass eine
Bundesfinanzvorlage vor Volk und Ständen unterlag, weil
sie mit der Parole bekämpft wurde: Finanzreform auf
einem Beinl
Die Vorlage, die wir heute zu begutachten haben, kommt
zwar noch auf zwei Beinen, aber auf zwei sehr ungleichen:
ein Einnahmenbein, das an einer ausgesprochenen Mus-
kelhypertrophie leidet, und ein Ausgabenbein, das ausser-
ordentlich schwächlich ist, so schwach, dass es, wenn es
gewisse Anträge, die auf dem Tisch liegen, durchgehen
sollten, noch ganz verschwinden könnte. Ich möchte nicht
Gesagtes von heute vormittag wiederholen; die Fraktions-
sprecher haben sich zum Teil sehr ausgiebig mit der Fra-
ge des Sparens auseinandergesetzt. Ich möchte mich dar-
auf beschränken, zu diesem Thema ein paar ganz klare
Fakten hier noch herauszustellen.
Gemäss den Angaben auf Seite 13 der Botschaft haben
wir, sofern auf die Ausgabenkürzungen und Mehreinnah-
men gemäss Antrag des Bundesrates verzichtet würde, in
den fünf Jahren 1975 bis 1979 mit Ausgabenüberschüssen
von total 13,3 Milliarden Franken zu rechnen, oder im
Jahresdurchschnitt mit 2,7 Milliarden Franken. Immer nach
der gleichen Botschaft sollen durch Mehreinnahmen aus
WUST und direkter Bundessteuer in der erwähnten Fünf-
jahresperiode 7,7 Milliarden Franken fliessen. Der Fehlbe-
trag reduziert sich dann von 13,3 auf 5,6 Milliarden Fran-
ken. Eine weitere Reduktion soll durch die vorgesehene
Herabsetzung der Ausgaben erreicht werden.
In der zahlenmässigen Bezifferung dieser Einsparungen ist
die Botschaft ausserordentlich vage und zurückhaltend. Es
heisst auf Seite 17, «dass bei konsequenter Ausschöpfung
aller in diesem Gesetz gebotenen Möglichkeiten jährliche
Einsparungen von rund 200 bis 300 Millionen Franken in
den beiden ersten und zwischen 500 Millionen und 1 Mil-
liarde Franken in den drei folgenden Jahren resultieren
dürften». Auf die Fünfjahresperiode umgerechnet heisst
das, dass die Summe der Einsparungen, immer bei konse-
quenter Ausschöpfung aller Möglichkeiten, im Minimum 1,9
Milliarden Franken beträgt (2 x 200 und 3 x 500) und im
Maximum 3,6 Milliarden Franken (2 X 300 und 3 X 1000).
Von den Ausgabenüberschüssen verblieben dann im un-
günstigen Falle 3,7 Milliarden oder im Jahresdurchschnitt
740 Millionen, im günstigen Falle 2 Milliarden oder im
Jahresdurchschnitt 500 Millionen. Das heisst nichts ande-
res, als dass die Defizite der Finanzrechnung in näherer Zu-
kunft sich weiterhin in Grössenordnungen bewegen wer-
den, die grosso modo denjenigen von 1973 entsprechen,
Grössenordnungen, die den Alarm ausgelöst haben, den
wir mit dieser Vorlage zu bewältigen versuchen.
Schon das ist ausserordentlich unbefriedigend. Aber die
Situation ist damit noch nicht einmal in ihrer ganzen Trag-
weite erfasst. Die zu erwartenden Einsparungen zwischen
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1,9 und 3,6 Milliarden ergeben sich, wie ich schon gesagt
habe, nach den eigenen Worten des Bundesrates nur bei
konsequenter Ausschöpfung aller in diesem Gesetz gebo-
tenen Möglichkeiten. Ich frage Sie nun: Wer garantiert in
diesem Saal, dass die gebotenen Möglichkeiten wirklich
konsequent ausgeschöpft werden? Soweit die Vorlage
dem Bundesrat Ausschöpfungskompetenzen gibt, will ich
noch gerne annehmen, dass er seine in der Botschaft
verbindlich abgegebenen Versprechen halten wird. Wie
steht es aber mit unserem Rat? Hier sitzen doch zu einem
schönen Teil die Hauptverantwortlichen dafür, dass es
überhaupt zu dem Zustand gekommen ist, den wir heute
so lautstark beklagen. Nun wäre es theoretisch nicht
ausgeschlossen, dass eine Gesellschaft reuiger Sünder
sich endlich eines Besseren besänne und in Zukunft das
täte, was die Botschaft von ihr erwartet. Aber zu Optimis-
mus - da teile ich die Meinung von Kollega Biel - besteht
leider kein Anlass. In voller Kenntnis der katastrophalen
Lage der Bundesfinanzen hat dieser Rat sich in allerjüng-
ster Zeit folgende Verstösse gegen die Sparziele geleistet:
- Der Nationalrat und der Ständerat haben eine 13. Mo-
natsrente für die AHV-Bezüger beschlossen, ohne Rück-
sicht darauf zu nehmen, dass der Bundesrat die Sonderlei-
stung auf die Bedürftigen, nämlich auf die Bezüger von
Ergänzungsleistungen, beschränken wollte. Die Mehrauf-
wendungen (rund 600 Millionen Franken) werden zwar
nicht allein aus der Bundeskasse gespeist, aber Geld ist
Geld, gleichgültig, woher es kommt.

- Ohne Rücksicht darauf, dass die AHV-Renten bereits am
I.Januar 1973 um 82 Prozent für Alleinstehende und um
70 Prozent für Ehepaare erhöht wurden, haben beide Räte
eine bereits beschlossene zusätzliche Erhöhung der Alt-
renten um 20 Prozent mit Wirkung ab I.Januar 1975
nachträglich auf 25 Prozent gesteigert. Mehraufwendun-
gen: rund 400 Millionen Franken.

Ihr Rat hat eine vertretbare Beschränkung der For-
schungsaufwendungen gemäss Minderheitsantrag der vor-
beratenden Kommission um 110 Millionen Franken abge-
lehnt.

Nationalrat und Ständerat haben den in der Vorlage stipu-
lierten Grundsatz der verbindlichen Finanzplanung gemäss
Artikel 1 Absatz 2 schon jetzt in krasser Weise im Stich
gelassen, als sie den bundesrätlichen Antrag auf Bewilli-
gung eines mehrjährigen Rahmenkredites für die Investi-
tionshilfe im Berggebiet zugunsten jährlicher Budgetkredi-
te verwarfen.
Ein Bild darüber, was man in Zukunft zu gewärtigen hat,
vermittelt die Tatsache, dass die vorberatende Kommis-
sion Ihres Rates den einzigen konkreten Sparantrag der
Vorlage, nämlich die Ferienreisen der nichteinheimischen
Bevölkerung auf den sogenannten Privatbahnen nicht
mehr weiter zu verbilligen, kurzerhand gestrichen hat.
Ich habe bei meiner Aufzählung mit Absicht nur auf Bei-
spiele aus der allerjüngsten Vergangenheit gegriffen. Ein
«Blick zurück im Zorn» - wenn man so sagen will - könnte
eine Fülle weiteren Materials ins Gesichtsfeld bringen. Ich
erinnere - es ist das heute morgen schon geschehen - an
das traurige Schicksal der Sparübung Stocker vor rund
sieben Jahren. Darüber hinaus ist der Hinweis zu machen,
dass ein Teil der vorgeschlagenen Sparmassnahmen (z. B.

'die mehrjährige Finanzplanung und die Personalbeschrän-
kung) gestern und heute schon hätten realisiert werden
können, wenn der Wille dazu vorhanden gewesen wäre. Ich
bin nicht so sehr überzeugt, dass ein solcher Wille durch
eine gesetzliche Programmvorschrift gewissermassen
zwangsweise geschaffen werden kann.
Der logische Schluss aus den bisherigen Darlegungen ist
klar: Wer - um bei der Formulierung des Bundesrates zu
bleiben - an die konsequente Ausschöpfung der in diesem
Gesetz gebotenen Sparmöglichkeiten durch das Parlament
glaubt, der baut auf Sand. Realistischerweise wird man
deshalb die vom Bundesrat errechneten Minderausgaben
zwischen 1,9 und 3,6 Milliarden Franken in fünf Jahren

119-N

halbieren müssen und damit rechnen, dass sie sich zwi-
schen 1 und 1,8 Milliarden bewegen werden.
Wenn diese Prognose zutrifft, dann bleibt in den erwähn-
ten fünf Jahren ein Defizit von rund 4 Milliarden oder im
Durchschnitt 800 Millionen Franken pro Jahr. Sie werden
mit mir einig gehen, dass dieses zahlenmässige Ergebnis
der Sanierungsübung ausserordentlich bedenklich ist.
Nachdem auf der Seite der Mehreinnahmen die heute ge-
gebenen Möglichkeiten voll ausgeschöpft sind, bleibt wohl
oder übel nichts anderes übrig, als die Sparanstrengungen
zu verstärken. Diesem Ziel dient ein Antrag zu Artikel 2bis,
auf den ich in der Detailberatung zurückzukommen ge-
denke.
Zum Schluss eine politische Feststellung. Volk und Stän-
de, denen man schwere Steuerlasten zumutet, werden die-
ser Vorlage nur dann ihre Zustimmung erteilen, wenn der
Sparwille von Regierung und Parlament glaubhaft und
konkret und vor allem auch in einem genügenden Aus-
mass zum Ausdruck kommt. Ob das tatsächlich der Fall
sein wird, entscheidet sich zum grösseren Teil nicht bei
der Behandlung dieser Vorlage sondern im Zeitpunkt, da
die eidgenössischen Räte und die Oeffentlichkeit die Aus-
führungsvorschriften vorgelegt bekommen. Das wird auf
alle Fälle vor dem Abstimmungstag des 8. Dezember der
Fall sein. Persönlich mache ich meine Zustimmung zur
Vorlage davon abhängig, was uns bis zum 8. Dezember an
wirklichen Sparmassnahmen vorgelegt werden wird. Ein
Verhältnis zwischen neuen Steuern und Minderausgaben
von rund 5 zu 1 ist völlig untragbar, besonders wenn dabei
ein jährliches Defizit von 800 Millionen Franken übrig
bleibt. Wenn hier nicht bis zum Abstimmungstag noch
ganz energisch Remedur geschaffen wird, muss die Vorla-
ge in der Abstimmung von Volk und Ständen mit der Mög-
lichkeit eines Misserfolges rechnen.

Schmid-St. Gallen: Dem Bundesrat und der vorberatenden
Kommission unseres Rates fehlt es nicht an Mut. Ausga-
benkürzungen auf der einen Seite und Steuererhöhungen
auf der anderen Seite zu vertreten, eröffnet wahrhaftig
nicht sehr verlockende Perspektiven. Die einzige plausible
Rechtfertigung der Steuer, die es meines Erachtens über-
haupt gibt, ist der Umstand, dass der Staat, der Steuern
einnimmt, dafür auch etwas bietet. Hier gilt dieser Grund-
satz offenbar nicht, es sei denn, man stelle sich auf den
Standpunkt, was uns aufgrund unserer Steuerzahlungen
zustehe, hätten wir bereits konsumiert. In der Tat sind die
öffentlichen Ausgaben in Prozent des Bruttosozialproduk-
tes von 1960 bis 1970 ununterbrochen von 17,4 auf 24
Prozent gestiegen, und nur wegen der Finanzknappheit der
öffentlichen Hand hat sich seither eine leichte Rückbil-
dung ergeben, ohne dass der Anteil aber unter 23 Prozent
gesunken wäre. Man mag versucht sein, in diesem Zusam-
menhang der Finanzklemme der öffentlichen Finanzhaus-
halte positive Seiten abzugewinnen oder gar das Defizit
als Führungsinstrument zu preisen.
Ich lehne es ab, in diesen Chor einzustimmen. Der öffentli-
che Sektor hat mit der Expansion der Privatwirtschaft
nicht Schritt gehalten. Das kann mit der Zeit zu schwer-
wiegenden Unzukömmlichkeiten führen. Soweit es sich um
Gütererzeugung innerhalb der Privatwirtschaft handelt, hat
man schon lange erkannt, dass zwischen den verschiede-
nen Warensorten ein vergleichsweise strenges Verhältnis
eingehalten werden muss. So hängt die Erzeugung von
Stahl, Erdöl und Werkzeugmaschinen mit der Automobil-
produktion zusammen. Die Beziehungen aber, von denen
wir sprechen, beschränken sich nicht auf die Privatwirt-
schaft, sie erstrecken sich über den gesamten Bereich
privater und öffentlicher Dienste. So sicher wie ein gestei-
gerter Ausstoss von Autos neue Anforderungen an die
Stahlindustrie stellt, stellt er auch neue Ansprüche an die
öffentlichen Dienste und die Infrastruktur. Werden diese
Ansprüche nicht realisiert, werden unangenehme Folgen
eintreten. Auf diese Zusammenhänge hat schon 1959 der
amerikanische Nationalökonom Galbraith in seinem Best-



Finances fédérales. Mesures 944 25 juin 1974

seller «Gesellschaft im Ueberfluss» aufmerksam gemacht.
Er hat den Ausdruck «soziales Gleichgewicht» für den
Zustand geprägt, der ein befriedigendes Verhältnis zwi-
schen dem Angebot privatwirtschaftlicher Güter und
Dienstleistungen und dem Angebot öffentlicher Güter und
Dienstleistungen kennzeichnet. Wegen des reichlich vor-
handenen Angebotes an privatwirtschaftlichen Gütern und
Diensten und des vielfach nur spärlich vorhandenen Ange-
botes an öffentlichen Gütern und Diensten spricht man
auch von privatem Reichtum und öffentlicher Armut. Dass
bei uns das soziale Gleichgewicht nicht gewahrt ist, dass
wir also öffentliche Armut bei privatem Reichtum haben,
zeigt sich etwa am derzeitigen Aerger über die mangelhaf-
ten und unzureichenden staatlichen Leistungen für Ausbil-
dung, Gesundheitswesen, Erholung und Verkehr. Das ist
aber vermutlich nur ein Vorgeschmack dafür, in welch
wachsendem Masse das Wohlbefinden, das Wohlergehen
und auch der Wohlstand des einzelnen von der Quantität
und vor allem der Qualität des öffentlichen Leistungspo-
tentials abhängig sein werden.
Mit dem Bundesbeschluss über die Finanzordnung des
Bundes verlangt der Bundesrat höhere Steuern. Auf-
grund des bisher Gesagten dürften höhere Steuern durch-
aus notwendig sein. Ich erachte es indessen als unabding-
bar, dass der Bund auch für die Durchsetzung bereits
geltenden Steuerrechtes sorgt. Damit meine ich den
Kampf gegen die illegale Steuerhinterziehung. Ich gestatte
mir, dazu einige Anregungen zu machen, die ich dem
Bericht des Bundesrates zur Motion Eggenberger vom
25. Mai 1962 entnommen habe. Ich bin - nebenbei bemerkt
- überzeugt, dass die Finanzklemme des Bundes bei wei-
tem nicht so schlimm wäre, wenn der Bundesrat auch nur
einen Teil dieser Anregungen, die er vor zwölf Jahren
selbst gemacht hatte, in die Tat umgesetzt hätte.
Zuerst zur Veranlagung der Selbständigerwerbenden: Wir
wissen, dass in bezug auf die Steuerveranlagung Selbstän-
digerwerbende gegenüber Unselbständigerwerbenden im
Vorteil sind. Ich sage damit nicht, alle Selbständigerwer-
benden seien Steuerhinterzieher. Hingegen gebietet nicht
nur die Finanzklemme, sondern auch die Rechtsgleichheit,
dass Selbständige und Unselbständige vor den Steuerbe-
hörden ungefähr gleich behandelt werden. Erkundigt man
sich an zuständiger Stelle, warum das vielfach nicht der
Fall sei, so erhält man die stereotype Antwort: Das Perso-
nal zur fachgerechten Durchführung der Veranlagungen
fehlt. Unter diesem Blickwinkel nimmt sich denn auch die
Personalzuwachsbegrenzung, welche die Kommissions-
mehrheit gesetzlich verankern will, reichlich merkwürdig
aus. Statt dem Bund die nötigen Mittel in die Hand zu
geben, um das Steuerrecht durchzusetzen und die Finanz-
klemme zu mildern, sägt man sich so den Ast ab, auf dem
man sitzt.
Weitere Anregung: Der Bundesrat sollte prüfen, ob die
Verrechnungssteuer nicht auch auf ausländische Wertpa-
piere ausgedehnt werden kann. Ich denke vor allem an
Anleihensobligationen, die von ausländischen Schuldnern
in unserem Lande in Schweizerfranken zur öffentlichen
Zeichnung aufgelegt werden. Es mögen damit erhebungs-
technische Schwierigkeiten verbunden sein. Doch sollten
sich diese überwinden lassen, wenn es gilt, durch Be-
kämpfung der Steuerhinterziehung dem Bund zusätzliche
Mittel zuzuführen. Es wirkt nämlich gelegentlich peinlich,
wenn man feststellen muss, dass ausländische Anleihen
beim Publikum besser placiert werden können als inländi-
sche, obwohl die Konditionen der ausländischen eher un-
günstiger sind, wenn man von der Befreiung von der Ver-
rechnungssteuer absieht.
Dritte Anregung: Es ist den AHV-Organen gemäss Arti-
kel 50 des AHV-Gesetzes untersagt, den Steuerbehörden
Auskunft über die Aufzeichnungen in den individuellen
AHV-Konten zu geben. Der Bundesrat hat am 21. Novem-
ber 1973 in Beantwortung einer Kleinen Anfrage festgehal-
ten, dass diese Ordnung nicht durchweg zu befriedigen
vermag. Sie lasse sich mit der anlässlich der Steueramne-

stie von den Behörden übernommenen Verpflichtung, ins-
künftig der Steuerunehrlichkeit schärfer entgegenzutreten,
kaum mehr vereinbaren. Wenn der Bundesrat somit selbst
diese Meinung vertritt, so wäre es jetzt an der Zeit, die
rechtlichen Konsequenzen zu ziehen. Es dürfte jedenfalls
kaum der Sinn des AHV-Gesetzes sein, der Steuerhinter-
ziehung Vorschub zu leisten.
Zum Schluss möchte ich noch auf die Frage einer Steu-
eramnestie hinweisen. Es zirkulieren hartnäckige Gerüch-
te, wonach das Finanzdepartement die Durchführung einer
neuen Steueramnestie erwägt. Ich möchte warnen vor
einer Amnestie im jetzigen Zeitpunkt. Zwar kann man zu-
gunsten einer Steueramnestie anführen, eine beträchtliche
Zahl von bisher unehrlichen Steuerzahlern verwandle sich
in ehrliche Steuerzahler, wodurch sich die Steuererträge
vergrössern. Es ist jedoch nicht zu übersehen, dass eine
Steueramnestie den Verzicht auf die Nachzahlung hinter-
zogener Steuern beinhaltet. Dadurch werden die Unehrli-
chen begünstigt. Steueramnestien müssen daher die Aus-
nahme bleiben, wenn sie nicht die Kapitulation vor der
Durchsetzung des Steuerrechtes einleiten wollen. Wir ha-
ben bekanntlich erst 1969 eine Steueramnestie gehabt.
Damals hat der Bundesrat, wie erwähnt, die Verpflichtung
übernommen, künftig der Steuerunehrlichkeit stärker ent-
gegenzutreten. Statt eine neue Steueramnestie durchzu-
führen, ist es klüger, wenn der Bundesrat diese Verpflich-
tung jetzt endlich in die Tat umsetzt.
Zusammenfassend und als Trost für die bittere Pille, die
uns der Bundesrat mit dieser Vorlage serviert, möchte Ich
einen Satz zitieren, der sich in einem Urteil des Obersten
Gerichtshofes der Vereinigten Staaten befindet: «Die Ho-
heit, Steuern zu erheben, ist keineswegs nur eine zerstöre-
rische, sondern auch eine erhaltende Kraft.»

Röthlln: Schon seit Jahren prophezeite man uns die heuti-
ge und kommende Finanzmisere des Bundes. Denken wir
nur an die vielen Hinweise von Herrn alt Bundesrat Celio.
Doch wir müssen heute feststellen: Es geschah sehr we-
nig, und die Resultate sind mehr als armselig, siehe Defizi-
te 1973. Weiter möchte ich auf die Studie «Schätzungen
der Einnahmen und Ausgaben des Bundes 1966 bis 1974»
der Kommission Jöhr hinweisen, die im Juli 1966 abgelie-
fert wurde. Herr Kollege Vollenweider hat bereits heute
vormittag darauf hingewiesen. Dieser Bericht hätte eigent-
lich dannzumal schon als Warnsignal wirken sollen, um
rasche Entscheide zu fällen. Doch auch in diesem Bericht
wird resigniert festgestellt: «Die Kommission möchte nicht
verschweigen, dass es ihr macnhmal erhebliche Mühe und
Kopfzerbrechen bereitete, bestimmte finanzielle Transak-
tionen des Bundes richtig zu beurteilen. Sie ist überzeugt,
dass weite Kreise dankbar sein werden, wenn die Finanz-
verwaltung ihre Bemühungen fortsetzen wird, die Rech-
nungen des Bundes für den Aussenstehenden verständli-
cher zu machen.»
Und nun sollten wir diese finanziellen Transaktionen richtig
beurteilen und entsprechende Beschlüsse fassen. Gestat-
ten Sie mir einige kritische Bemerkungen zu den Themen
«Leistungsstaat», «Personalbestand des Bundes» und «Er-
höhung der WUST».
Zum Leistungsstaat: In der ersten Woche der Session hör-
ten wir anlässlich der 100-Jahr-Feier der BV von Herrn
Professor Fleiner: «Aus der Gemeinschaft der Pioniere hat
sich eine Gemeinschaft der Versicherten entwickelt, die
das Risiko scheuen und in jeder eigenständigen Handlung
einen Angriff auf ihre Schicksalsgemeinschaft sehen.»
Nun, wer den Leistungsstaat will, muss auch leisten. Und
wahrlich, auch in unseren Reihen konnten wir bis heute
feststellen, dass immer mehr Aufgaben und Forderungen
an den Staat gestellt werden. Soeben hat uns Herr
Kollega Schmid, mein Vorredner, wieder eine Palette von
weiteren Forderungen serviert. Knurren wir deshalb nicht,
wenn uns die Rechnung präsentiert wird und wir den
Scheck einzulösen haben. Doch scheint mir, dass dieser
Scheck die gleiche Wirkung haben wird, wie wenn wir mit
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einer Handspritze einen Grossbrand bekämpfen wollten.
Es sprotzelt wohl, aber das Feuer wird nicht gelöscht.
Trotz den vorgeschlagenen Massnahmen prophezeit man
uns für 1979 ein Defizit von 1,3 Milliarden oder von 1975
bis 1979 zusammen 3,55 Milliarden. In den Perspektiven
des Bundeshaushaltes für die Jahre 1975/76 lesen wir auf
Seite 7, dass Defizite von je 1,1 Milliarden weder konjunk-
tur- noch finanzpolitisch vertretbar seien. Solche Resultate
würden den Grundsätzen des Finanzhaushaltgesetzes vom
18. Dezember 1968, «wonach bei der Haushaltführung den
Erfordernissen einer konjunktur- und wachstumsgerechten
Finanzpolitik Rechnung zu tragen ist und die Ausgaben
und Einnahmen auf die Dauer im Gleichgewicht zu halten
sind», widersprechen. Weiter muss ich mich fragen, ob
dieses Miniprogramm gemäss Artikel 42bis verfassungs-
konform ist. Ich möchte Herrn Bundesrat Chevallaz die
Frage stellen: Was halten Sie von der bewussten Aus-
höhlung dieser Verfassungsbestimmung, nämlich Fehlbe-
träge der Bilanz des Bundes abzutragen oder, was noch
besser wäre, diese gar nicht aufkommen zu lassen? Mit
der Begrenzung des Personalbestandes hat die Kommis-
sion versucht, die Bremse noch stärker anzuziehen als der
Bundesrat. Die Beschränkung auf das absolut Notwendige
ist e'in Grundsatz, an den wir uns in der Privatwirtschaft
ohnehin halten müssen. Meistens haben wir Unterbe-
stände, und ich finde, diese Bestimmung, wie Sie Herr
Kollega Schmid als merkwürdig charakterisiert hat, ganz
und gar nicht merkwürdig, sondern absolut notwendig. Ich
begrüsse und unterstütze jedoch den Antrag Kaufmann,
obwohl mit einem absoluten Personalstopp der Bundesrat
den Beweis erbracht hätte, wirklich wirksame Sparmass-
nahmen zu ergreifen.
Zum Abschluss noch eine Frage zu den vorgeschlagenen
WUST-Prozenten. Wie ausgeführt, erzielen wir trotz den
vorgeschlagenen Massnahmen in den Jahren 1975 bis 1979
zusammen ein Defizit von ungefähr 3,55 Milliarden Fran-
ken. Wenn wir z. B. - nur als Variante - die WUST-Ansätze
auf 7 bzw. 10 Prozent erhöhten, würde dieses Defizit auf
ungefähr 800 Millionen zusammenschmelzen. Ich weiss, in
der Botschaft steht «Wettbewerbsverzerrung», ohne dass
uns dies begründet wird. Aber auf Seite 32 der Botschaft
lesen wir weiter, dass die direkten Bundessteuern ein Aus-
mass erreichen, das kaum mehr überschritten werden
kann.
Meine zweite Frage an Herrn Bundesrat Chevallaz: Wo
nehmen Sie die Mittel her, um die Löcher zu stopfen, ohne
die indirekten Steuern zu erhöhen? Ich bin mit der «Neuen
Bündner Zeitung» - Frau Steinmann - gleicher Meinung:
Wer den Leistungsstaat will, muss leisten, werden diese
Leistungen nun in Form einer noch höheren WUST er-
bracht oder durch Umstellung auf den Wertzoll oder die
Mehrwertsteuer, die heute schon, vor ihrer Geburt, kräf-
tig bekämpft wird. Ich hoffe, dass ich mich mit dieser
letzten Bemerkung bei gewissen Gruppen nicht ins Fett-
näpfchen gesetzt habe.

Künzl: Aus Staats- und konjunkturpolitischen Gründen un-
terstütze ich auch aus der .Sicht meines Kantons, des
Kantons Zürich, die Suche nach einer Lösung für die
schwierige Situation des Bundeshaushaltes nachhaltig. Die
gegenwärtige Situation ist gewiss unerfreulich und in jeder
Beziehung sanierungsbedürftig. Eine solche Sanierung
muss jedoch aus einer finanzpolitischen Gesamtschau der
öffentlichen Hand, aus einer finanz- und wirtschaftspoliti-
schen Warte beurteilt werden. Dabei ist zu unterstreichen,
dass namentlich die Finanzlage der Kantone ebenfalls
sehr schlecht ist, viele Leute behaupten, und zwar mit
Recht, eher noch schlechter als diejenige des Bundes.
Nach wie vor sind die Fehlbeträge der Kantone und Ge-
meinden zusammen doppelt so gross wie derjenige des
Bundes. In den letzten Jahren haben die öffentlichen
Schulden der Kantone und Gemeinden wesentlich schnel-
ler als diejenigen des Bundes zugenommen. Das müssen

wir im Zusammenhang mit dieser Debatte ebenfalls fest-
halten.
Bei der Würdigung dieser Ausgangslage ist es auch wert-
voll, die Ursachen dieser Ausgabensteigerung, die zu die-
sen hohen Fehlbeträgen führten, etwas zu lokalisieren.
Während die Bundesausgaben im Durchschnitt der Jahre
1970 bis 1974 jährlich um 13 Prozent zunahmen, beträgt die
Zunahme der Leistungen an die Kantone, ohne Wehrsteu-
eranteil, der keine Subvention darstellt, lediglich 12 Pro-
zent. Die Kantone sind - dies muss einmal deutlich gesagt
werden - somit nicht die Hauptverursacher dieser Fehlbe-
träge. Sowohl in absoluten Beträgen wie im prozentualen
Wachstum haben vor allem die stark steigenden Aufwen-
dungen für die soziale Wohlfahrt, der wir hier zugestimmt
haben - sie nahmen jährlich im Mittel um 19 Prozent zu -,
diese schwierige Lage verursacht. Auch die vom Bundes-
rat aufgezeigten, zweifellos untragbaren Defizite werden
massgeblich durch sozialpolitische Ausbaubegehren verur-
sacht. Es ist zweifellos nicht unproblematisch, wenn sich
die vorgeschlagenen Einsparungsmassnahmen in so star-
kem Ausmass vorwiegend auf die Investitionstätigkeit kon-
zentrieren. Abgesehen von der Personalpiafonierung sieht
der Vorschlag für Massnahmen, den wir heute diskutieren,
auf der Ausgabenseite in erster Linie Plafonierungsmass-
nahmen im Investitionsbereich vor. Aufgeschoben ist je-
doch auch hier - das müssen wir betonen - nicht aufgeho-
ben. Diese Kosten kommen nochmals auf uns zurück. Wir
werden deshalb, wie dies beispielsweise auch im Kanton
Zürich geschieht, vermehrt Einsparungen bei den Konsum-
ausgaben anstreben müssen, um für die künftige Lebens-
qualität wichtige Investitionen trotzdem realisieren zu
können.
Was die Einnahmenseite betrifft, unterstütze ich die vorge-
schlagene Erhöhung der Warenumsatzsteuer. In der Tat
weist die Schweiz eine im internationalen Vergleich niedri-
ge Belastung mit indirekten Steuern auf. Wir hoffen auch,
dass die Arbeiten für die Mehrwertsteuervorlage möglichst
bald zu einem Abschluss gebracht werden können. Nur mit
Bedenken kann ich die von der Kommissionsmehrheit be-
antragte Erhöhung der Steuersätze bei der Wehrsteuer
unterstützen, engt doch der Bund dadurch den Spielraum
für kantonale Steuererhöhungen wiederum wesentlich ein.
Die Kantone befinden sich zunehmend in der schwierigen
Lage, dass der Bund einerseits durch die steigenden
Lohnprozente für die Sozialversicherungen die Ausschöp-
fung durch kantonale und kommunale Steuern in den un-
teren und mittleren Einkommen beschränkt und anderer-
seits durch seine Steuererhöhungen eine vermehrte Aus-
schöpfung der oberen Einkommen erschwert. Bei allem
Verständnis für die gegenwärtige Notlage des Bundes
muss jedoch das Fernziel die Verwirklichung des Grund-
satzes bleiben, dass der Bund die indirekten und die Kan-
tone die direkten Steuern ausschöpfen sollen. Aus diesen
Gründen lehnen wir auch alle über diese Mehrheitsanträ-
ge hinausgehenden Forderungen bei den direkten Steuern
strikte ab.
Gestatten Sie mir, in diesem Zusammenhang noch auf ein
Detail zurückzukommen, damit ich in der Detailberatung
nicht noch einmal das Wort ergreifen muss. In seinem
Entwurf fordert der Bundesrat im Artikel 2 eine Kompe-
tenz, durch Bundesratsbeschluss gesetzliche Fristen zur
Vollendung von Werken und Vorhaben um höchstens
fünf Jahre zu erstrecken, soweit dies zur Erhaltung der
bewilligten Kredite erforderlich ist. Der zweite Satz des
Kommissionsentwurfes, der uns, gerade von Zürich aus
gesehen, nicht besonders gefällt, sieht vor: «Dabei ist
auf die unterschiedliche Entwicklung der Landesgegenden
und auf sozial schwache Gruppen angemessen Rücksicht
zu nehmen.» Unsere Kommission hat durch die Privilegie-
rung der weniger entwickelten Landesgegenden und sozial
schwächeren Gruppen ein Prioritätskriterium im Gesetz
verankert. Ich bin jedoch der Ansicht, dass in den unter-
schiedlichen Subventionssätzen für die einzelnen Finanz-
stärkeklassen . und Sozialgruppen sowohl Landesgegenden
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als auch Gruppen bereits berücksichtigt sind. Eine Diffe-
renzierung nach Entwicklungsstand und Gruppen wird die-
se bereits bestehende, beachtliche Differenzierung weiter
verstärken. Soweit Kürzungen erforderlich sind, sollten die
Begehren allgemein und im gleichen Masse - ich möchte
sagen linear - vorgenommen werden. Der Finanzausgleich
wurde in den letzten Jahren bereits beträchtlich verstärkt
- wir haben dagegen nicht opponiert -, und weitere Mass-
nahmen werden zurzeit im Rahmen verschiedener Exper-
tengremien vorbereitet. Ich möchte darauf hinweisen, dass
die Finanzlage der finanzstarken Kantone keineswegs rosi-
ger, sondern eher schlechter ist als diejenige der finanz-
schwachen oder finanziell mittelstarken Kantone. Ueber
die Hälfte der Defizite der Kantone entfallen auf die fi-
nanzstarken Kantone, oder, ich möchte sagen, auf die so-
genannten finanzstarken Kantone. Sie waren einmal fi-
nanzstark. Dabei ist zu unterstreichen, dass diese bereits
beachtliche Solidaritätsleistungen zugunsten der übrigen
Kantone erbringen. Sie tragen zum überwiegenden Teil die
kantonalen Hochschulaufwendungen - wir haben am An-
fang der Session darüber gesprochen - und die damit
verknüpften Lasten der Universitätsspitäler, die Ausbauko-
sten usw.
Es wäre für die, wie gesagt, finanzstarken Kantone sehr
beruhigend, wenn uns Herr Bundesrat Chevallaz hier die
Erklärung abgeben könnte, dass, soweit Kürzungen erfor-
derlich sind - und vielleicht können wir uns diesen
nicht ohne weiteres verschliessen -, diese wenn immer
möglich im gleichen Masse vorgenommen werden. Ich
möchte sagen: linear und nicht so, dass die finanzstarken
Kantone zweimal zum negativen Zuge kommen, nämlich
durch die Finanzstärkeklassen und dann durch den Arti-
kel 2 unserer Massnahmen. Ich wäre also Herrn Bundesrat
Chevallaz sehr dankbar, wenn er uns in dieser Richtung
weitere Erklärungen abgeben könnte. Ich danke.

Kaufmann: Nehmen wir das Positive vorweg: Der Bundes-
rat will nicht stillschweigend über das Riesendefizit 1973
hinweggehen. Positiv auch: der Bundesrat hat rasch ge-
handelt. Er bekennt sich zum Gleichgewicht des Bundesfi-
nanzhaushaltes.
Aber diese Gleichgewichtsvorlagen haben mich ent-
täuscht. Sie sind doch reichlich kraftlos. Die Botschaft ist
phasenweise ein Dokument der Resignation. Wir rechnen
in den nächsten fünf Jahren mit einem Milliardendefizit;
Herr Eibel hat Ihnen die Zahlen geliefert. Ich glaube, das
ist nicht akzeptabel. Wir haben uns weitere Massnahmen
einfallen zu lassen. Wir stehen nur am Beginn der Feuer-
wehrübung. Sie wissen es: Diese Defizite sind ausgespro-
chen inflationsvirulent, vor allem dann, wenn sie sich über-
lagern mit Verschuldungen der Kantone, der Gemeinden,
der SBB, der PTT. Wie sollen sich diese nicht verschulden
dürfen, wenn wir ihnen das Schuldenmachen vorleben?
Ich möchte Sie auf den ausgezeichneten Expertenbericht
Jöhr verweisen, der schon im Jahre 1966, damals in noch
gar nicht dramatischer Zeit, auf die gefährlichen Infla-
tionswirkungen der Defizite hingewiesen hat. Ich möchte
Sie auch daran erinnern, dass die massiven Defizite des
Bundes auch einen psychologischen Effekt auslösen, letzt-
lich sogar für den Privaten. Wir wären doch eigentlich
verpflichtet, von der Verfassung her - Herr Röthlin hat das
gesagt - ausgeglichene Jahresrechnungen zu haben und
nicht Milliardendefizite in einigen wenigen Jahren.
Gestatten Sie mir nun eine juristische Bemerkung: Es
stimmt nachdenklich, wie unbekümmert wir uns über Ver-
fassungsbestimmungen hinwegsetzen. Wir degradieren die
Verfassung allmählich auf die Stufe der Parteiprogramme.
Der Bundesrat liefert mit diesen Vorlagen gerade noch ein
zweites Beispiel für diese Verfassungswidrigkeit: Die Fol-
gen der kalten Progression werden trotz klarer Verfas-
sungsbestimmung nicht ausgeglichen. Man sagt mir: Ja,
das gibt einen Ausfall. Es ist selbstverständlich, dass der
Ausgleich der kalten Progression einen Ausfall bringt bzw.
korrekt gesagt führt er nicht zu ungerechten Mehreinkünf-

ten. Oder dann sagt man, man könne nicht ausgleichen in
Perioden der Defizite. Von dem steht in der Verfassung
auch nichts, sondern die Verfassung hält den Grundsatz
fest - offenbar in guten und in schlechten Zeiten -, die
Folgen der kalten Progression auszugleichen. Auch hier
haben wir meines Erachtens ein bedenkliches Abgehen
von der Verfassung.
Was bleibt zu tun? Im Vordergrund steht, schon politisch
gesehen, sicherlich die Ausgabenbekämpfung. Ich bin hier
der nationalrätlichen Kommission dankbar, dass die Vorla-
ge des Bundesrates doch in einigen Punkten wesentlich
verbessert worden ist. Ich glaube, wir müssen auch zu
einer Prioritätsordnung kommen. Wir können nicht mehr
alles Wünschbare erfüllen. Auf der anderen Seite möchte
ich aber auch der Verwaltung zu bedenken geben, sie
müsste sich einer gewissen Mentalitätsumkehr befleissen.
Bewilligte Kredite sind nicht automatisch immer voll aus-
zunützen, insbesondere dann nicht, wenn sich die Verhält-
nisse seit dem Kreditbeschluss geändert haben. Ich möch-
te auch Herr Bundesrat Chevallaz bitten, dafür zu sorgen,
dass seine Ausgabenanträge in Zukunft nicht kampflos
überboten werden. Herr Bundesrat, Sie kennen die Zusam-
menhänge, die Konsequenzen und den Finanzhaushalt be-
deutend besser als der einzelne Parlamentarier, und ich
bitte Sie, hier von Zeit zu Zeit gegen zusätzliche Ausga-
benbeschlüsse anzukämpfen. Mit ein paar liebenswerten
Empfehlungen ist es nicht mehr getan. Auf der anderen
Seite kommen wir nicht um Steuererhöhungen herum. Ich
glaube, es wäre paradox, wenn wir uns die Politik in die-
sen besten Wirtschaftszeiten von einer leeren Kasse dik-
tieren lassen müssten. Aber auch hier habe ich eigentlich
zu fragen: Weshalb hat man den Zollabbau, den man
schon lange kommen sah, nicht kompensiert mit Mehrein-
nahmen? Auch hier darf ich wieder auf den Expertenbe-
richt Jöhr verweisen, der diese Mehreinnahmen schon
1966 proponierte und unter anderem auch den Wertzoll
vorschlug. Wir kommen heute vielleicht reichlich spät mit
diesem Wertzoll. Er sollte aber meines Erachtens noch
heute allen Ernstes geprüft werden, insbesondere nach-
dem mit der heutigen WUST-Erhöhung der ganze Zollab-
bau noch nicht aufgefangen ist. Wir sollten auch bei den
Erhöhungen der direkten Steuern, so schwer sie vielleicht
fallen, nicht allzu wehleidig tun. Persönlich bin ich der
Meinung, dass wir zur jährlichen Veranlagung der juristi-
schen Personen übergehen sollten. An den direkten Steu-
ern, das ist ein Politikum, wächst der Steuerwiderstand.
Sie sind der einzige Ausgabenregulator. Die indirekte
Steuer und die Lohnprozente werden in der Regel kaum
empfunden, weil sie überwälzt werden. Ich glaube, hier
liegt der Sinn dieser direkten Steuern, und hier liegt übri-
gens auch der Sinn des Ausgleiches der kalten Progres-
sion.

Keller: Die Finanzlage des Bundes, besonders aber das
Finanzgebaren, muss jeden von uns, der in dieser Angele-
genheit Ordnung haben möchte, mit einiger Sorge erfüllen.
Einerseits werden von allen Seiten immer vielfältigere und
zum Teil massive Forderungen an den Staat gestellt; an-
dererseits scheinen unsere Instrumente einfach nicht den
Verhältnissen angepasst zu sein, um den Finanzhaushalt
auch nur einigermassen im Gleichgewicht zu halten. Las-
sen Sie mich dies näher begründen.
Massgebend für unseren Finanzhaushalt ist das Bundes-
gesetz vom 18. Dezember 1968. Dort ist im Artikel 2 festge-
legt, dass Parlament, Bundesrat und Verwaltung darnach
trachten müssen, Ausgaben und Einnahmen auf die Dauer
im Gleichgewicht zu halten. Artikel 29 verpflichtet den
Bundesrat zur mehrjährigen Finanzplanung, die unter an-
derem erlaubt - und dies wäre das Wichtigste -, die finan-
ziellen Auswirkungen neuer Erlasse im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung zu beurteilen. Ich frage Sie: Ist jemand
hier im Saale, der bei dem Beschluss über die Raumpla-
nung, den wir demnächst fällen werden, weiss, was die
Geschichte kostet? War jemand beim Beschluss des AHV-
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Verfassungsartikels in der Lage, zu beurteilen, was die
Fortsetzung der gewohnten Lebensweise kosten werde?
Hat uns jemand bei der Revision des Gewässerschutzge-
setzes gesagt, welche finanziellen Konsequenzen der Be-
schluss der Festsetzung einer Frist von zehn Jahren bis
zur Fertigstellung aller Gewässerschutzanlagen in der
Schweiz für den Bund haben werde? Soll ich Ihnen noch
mehr Beispiele aufzählen? Es gibt leider deren noch mehr.
Würde man privat oder in der Industrie ohne Rücksicht auf
die Kosten und deren mögliche Finanzierung planen und
beschliessen, so wäre vermutlich ein Konkurs unvermeid-
lich. Aber hier, beim Staat, glaubt man, sich alles leisten
zu können. Dies ist unverantwortlich und darf nicht so
weitergehen.

Schlimm ist zudem, dass man sich im Bundeshaus auch
fast jedesmal bei der Berechnung der Kosten gründlich
verrechnet. Beispiele: Die Kostentragödie bei den Natio-
nalstrassen oder zum Beispiel beim Gewässerschutz, wo
man vor drei Jahren noch mit 10 Milliarden und heute
bereits mit 20 Milliarden Gesamtkosten rechnet. Auf dieser
Basis ist es doch vollkommen sinnlos, eine Finanzplanung
überhaupt an die Hand zu nehmen, geschweige denn, sie
durchzuführen, da sie doch nie stimmen kann. Wächter
Nr. 1 über den Finanzhaushalt ist das Finanzdepartement.
Nach allgemeinen Erfahrungen muss der Finanzchef der
härteste Mann im Regierungskollegium sein. Herr Bundes-
rat, ich möchte für Sie und uns wünschen, dass Sie diese
Härte besitzen und sie auch zur Anwendung bringen.

Aber auch auch der Gesamtbundesrat m ü ss te den Finan-
zen mehr Sorge tragen und gegenüber den ständig weiter-
gehenden Forderungen einzelner Interessengruppen und
ihrer Vertreter im Parlament mehr Standfestigkeit zeigen.

Am Schluss dieses ungenügenden Kostenbewusstseins
und der weichen Tour kommt dann nämlich immer der
Steuerzahler oder der Konsument zum Zuge. Diese wer-
den langsam, aber sicher unzufrieden, und eine Reaktion
dürfte nicht ausbleiben. Dass der Konsument die Zollaus-
fälle über die Wahrenumsatzsteuer übernehmen sollte,
scheint mir richtig zu sein, obwohl es wegen der ausge-
dehnten Freiliste im wesentlichen nur den Konsumenten
von Investitionsgütern trifft. Den eigentlichen Steuerzahler
sollte man in Ruhe lassen, bis die in Aussicht gestellten
Sparmassnahmen wirksam werden. Wenn dann noch ein
Mehreres getan werden muss, können wir immer wieder
darüber reden.

Reiniger: Gestatten Sie mir, in der Eintretensdebatte ein
Problem kurz zu beleuchten, das für die Detailberatung
von Bedeutung ist. Es handelt sich um das Problem des
schweizerischen Finanzministers, wobei ich hier nicht in
erster Linie eine Person anvisiere, sondern den Finanzmi-
nister ganz allgemein.

Ein Finanzchef in der Schweiz, sei es nun auf eidgenössi-
scher oder kantonaler Ebene, kann in unserem Staats-
und Regierungssystem nicht einfach (wenn er feststellt,
dass der Finanzhaushalt des ihm anvertrauten Gemeinwe-
sens aus dem Gleichgewicht geraten ist) die ihm gutschei-
nenden Massnahmen vorschlagen und zusammen mit sei-
nen Ministerkollegen oder allenfalls noch mit einem Parla-
ment, das von vorneherein mehrheitlich auf der Seite der
Regierung steht, auch durchsetzen.

Bei uns ist das viel komplizierter, und die Erfahrung zeigt,
dass er in der Regel nur Erfolg hat, wenn es ihm gelingt,
eine für sein Vorhaben günstige psychologische Stimmung
zu schaffen. Dazu muss vorerst einmal die Situation so
dramatisch und schwarz wie möglich geschildert werden,
man muss auf schlechte Rechnungsabschlüsse hinweisen
können, Budgetentwürfe mit Milliardendefiziten veröffentli-
chen, den bevorstehenden Staatsbankrott an die Wand
malen. Erst wenn auf diese Weise eine gewisse Angstpsy-
chose entstanden ist, sind steuerliche und andere Mass-
nahmen durchsetzbar.

Obwohl es sich im vorliegenden Fall um relativ harmlose
Massnahmen handelt, läuft die Regie genau nach dem
vorgezeichneten Muster ab: Ein alarmierender Rechnungs-
abschluss liegt vor, ebenso ein Finanzplan, der eine Reihe
von noch schlechteren Abschlüssen voraussagt; die Zah-
len des Rohbudgets 1975, eines ersten Entwurfs wenig-
stens, wurden im rechten Augenblick veröffentlicht. Nicht
dass ich Ihnen, Herr Bundesrat, deswegen einen Vorwurf
machen wollte. Nein, ich kenne das Ritual. Meine Ausfüh-
rungen bezwecken lediglich, denen, die das Ritual nicht
oder zu wenig kennen, zu sagen, dass Sie sich nun nicht
von der im Entstehen begriffenen Angstpsychose ergreifen
lassen mögen, sondern die Situation nüchtern und rein
verstandesmässig beurteilen und daraus die notwendigen
Schlüsse ziehen sollen. Die Situation ist eben in Tat und
Wahrheit, wenn man sie objektiv analysiert, nicht dermas-
sen dramatisch. Es sind zwar Massnahmen erforderlich,
insbesondere auf der Einnahmenseite. Was der Bundesrat
hier vorschlägt, ist, wenn man nur den quantitativen
Aspekt berücksichtigt, grundsätzlich richtig.
Dass neben Massnahmen auf der Einnahmenseite auch
Sparmassnahmen auf der Ausgabenseite vorgeschlagen
werden, halte ich ebenfalls für richtig. Nur scheint es mir,
dass die vorberatende Kommission hier in ihrer Mehrheit
dem Druck der genannten Angstpsychose erlegen ist und
aus dieser Angstpsychose heraus Dinge vorschlägt, die
weit über das hinausgehen, was vernünftig und notwendig
ist. Ich werde auf einige dieser Dinge in der Detailbera-
tung noch näher zu sprechen kommen, so auf die starre
Beschränkung des Personalzuwachses auf höchstens 0,5
Prozent, weiter auf die geforderte Gleichstellung der Bun-
desbetriebe mit der allgemeinen Bundesverwaltung in be-
zug auf Personalvermehrung und Investitionstätigkeit. Aber
auch die von der Kommission vorgeschlagene Ausgaben-
bremse und alle weiteren Vorschläge, die auf eine drasti-
sche Einschränkung unserer eigenen Handlungsfähigkeit
und Handlungsfreiheit hinzielen, gehören hierher. Glückli-
cherweise sind Vorschläge, die eine Herabsetzung bereits
zugesicherter Bundesbeiträge zum Gegenstand hatten, in
Minderheit geblieben. Solche Massnahmen, welche die
Glaubwürdigkeit des Bundes schwer herabmindern wür-
den, wären nicht nur inadäquat, sondern sie würden dar-
über hinaus das Problem, das wir hier zu meistern haben,
einfach auf eine andere Ebene, auf die der Subventions-
empfänger - insbesondere die Kantone und Gemeinden -
verschieben.
Ich lasse es bei diesen Beispielen bewenden und erlaube
mir, nochmals kurz zusammenzufassen, worum es geht:
Ich meine, dass die Situation, in der wir uns befinden,
zwar Massnahmen erforderlich macht, dass wir aber diese
Massnahmen sorgfältig auf ihre Angemessenheit hin prü-
fen müssen und nicht einfach aus einer gewissen Panik-
stimmung heraus, die von der Sache her keineswegs ge-
rechtfertigt ist, Dinge beschliessen sollten, die wir in nähe-
rer oder fernerer Zukunft bereuen müssen.

Roth: Mit seiner Botschaft vom 3. April 1974 hat uns der
Bundesrat die katastrophale Situation der Bundesfinanzen
geschildert. Bei der Veröffentlichung der Staatsrechnung
sowie den Abschlüssen von SBB und PTT, die allesamt in
den roten Zahlen stehen, wird auch im Volk sehr stark und
mit Besorgnis über die Situation des Bundeshaushaltes
diskutiert. Sogar unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger
vom Lande, die sonst weitgehend die staatlichen Geschik-
ke im Vertrauen auf den Bundesrat und die Bundesver-
sammlung hinnehmen, sind beunruhigt, und es werden har-
te Worte der Kritik laut. Wenn man die Botschaft studiert,
stellt man fest, dass der Bundesrat alle möglichen Gründe
aufzeigt, die diese unheilvolle Situation gebracht haben.
Nur von einem sagt der Bundesrat sehr wenig, nämlich
vom Lohnaufwand. Dabei wird das Budget in ganz wesent-
lichem Umfang durch die jährlich wiederkehrenden Perso-
nalaufwendungen bestimmt, welche von den Räten auf Be-
treiben des Bundesrates gefasst worden sind, wie Arbeits-
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Verkürzung und Gewährung des 13. Monatsgehalts. Ich
weiss, dass ich hier ein heisses Eisen berührt habe. Nach-
dem ich bei der Behandlung jener Beschlüsse durch Par-
lament und Bundesrat und auf die möglichen negativen
Konsequenzen von Arbeitsverkürzung und 13. Monatslohn
hingewiesen hatte, und dabei vom Bundesratstisch aus
nur eine sehr unbefriedigende Antwort erhielt, erlaube ich
mir, dieses Problem heute erneut aufzugreifen. Ich erlaube
mir dies um so mehr, als sich in der Zwischenzeit zeigte,
dass die damaligen Beschlüsse konjunkturpolitisch ver-
fehlt waren. Freilich bin ich mir bewusst, dass noch ande-
re Faktoren für die Aufblähung des Bundeshaushaltes ver-
antwortlich sind. Ich kann indessen nicht verstehen, ich
wiederhole es, dass man diesem zentralen Punkt in der
Botschaft des Bundesrates die nötige Aufmerksamkeit
nicht geschenkt hat. Ich finde, dass bei der Behandlung
des Sparprogrammes über diese Fragen diskutiert werden
sollte. Selbst Beamte sind heute noch der Auffassung,
jene Arbeitsverkürzung sei falsch gewesen. Darf ich in
diesem Zusammenhang beifügen, dass sich heute die sei-
nerzeit beschlossene Arbeitsverkürzung der Zentralverwal-
tung, der SBB und der PTT auch auf die übrige Wirtschaft
ausgewirkt hat, so auf das Spitalwesen. Viele Krankenhäu-
ser sind nämlich ausserstande, das dringend erforderliche
Personal einzustellen. Es bleibt Tatsache, dass die Per-
sonalpolitik des Bundes Richtlinie für die Gestaltung der
Arbeitsverhältnisse in der Wirtschaft und den übrigen An-
stalten ist. Diesbezüglich darf auch noch daran erinnert
werden, dass der 13. Monatslohn in der Privatwirtschaft
keineswegs die Regel ist, wie man das uns seinerzeit glau-
ben machen wollte. Im Gegenteil: Mit der an einigen Orten
sichtbar gewordenen Rezession dürfte es eher wieder zum
Abbau des 13. Monatslohnes kommen. Nun wurde be-
kannt, dass der Bund den 13. Monatslohn auf verschie-
dene Jahreszeiten verteilt und somit in das andere Lohn-
betreffnis einbauen möchte. In diesem Zusammenhang ha-
be ich zwei Fragen: Vertritt der Bundesrat angesichts der
heutigen konjunkturpolitischen Situation nicht auch die
Auffassung, dass eine weitere Arbeitsverkürzung in der
Zentralverwaltung und in den Bundesbetrieben nicht mehr
in Frage kommen kann? Zweitens: Ist es richtig, dass
bereits der 14. Monatslohn zur Diskussion gestellt worden
ist, und wie stellt sich der Bundesrat heute zur Gewährung
des 14. Monatslohnes? Sicher ist es angebracht, auch
diese Fragen, welche meines Erachtens im Zusammen-
hang mit dem Problem der schwierigen Finanzlage des
Bundes stehen, zur Sprache zu bringen. Für eine einlässli-
che und nicht bloss summarische Antwort, wie im Jahre
1971, wäre ich dankbar.

M. Schläppy: En juillet 1966, en publiant le rapport de la
commission d'experts présidée par le professeur Jöhr,
chargée d'élaborer les principes et les méthodes d'une
planification à long terme des finances fédérales, le Con-
seil fédéral s'exprimait notamment comme suit: «L'étude
approfondie des problèmes de méthodologie inhérents à
toute planification financière à long terme, de' même que
celle des corrélations entre les divers facteurs de crois-
sance, ont fourni une documentation fort utile pour per-
mettre d'asseoir sur des bases solides le plan financier
élaboré au sein de l'administration.»
«Pour permettre d'asseoir sur des bases solides»! De 1966
à 1974, du temps s'est écoulé. Où en est ce plan? Ohi je
sais, la bonne volonté n'a pas manqué, on a poussé des
cris d'alarme, on a peint des diables sur la muraille, mais
les plans de réforme financière ont été étouffés dans l'œuf,
{'Instrumentarium étranglé par les banques, la volonté d'agir
sans cesse contrecarrée par des intérêts puissants et
divergents mais, cette fois, les chiffres rouges sont appa-
rus avec tant de netteté que le tocsin a sonné et la
maison brûle. Il faut faire quelque chose et vite: prendre
un train de mesures urgentes, par exemple. On pourrait
dire que c'est banal - cela a été dit déjà a cette tribune -
que c'est usé, démodé, éculé; depuis dix ans, c'est la

répétition de la même comédie. A part les Grandes lignes,
rien en effet n'existe en matière de plans ou de prévisions.
Dans le domaine de l'épuration des eaux, par exemple, on
a fixé un délai mais on n'a pas fait le calcul de la dépense
ou plutôt on s'est trompé énormément sur le calcul de la
dépense. On pourrait en dire autant des problèmes de
sécurité sociale, d'enseignement et d'aide aux régions de
montagne. Des lois ont été votées sans que personne n'ait
une idée précise du montant de la dépense, des équipe-
ments et du personnel nécessaires, des incidences écono-
miques et sociales. Je n'adresse pas de critiques au Con-
seil fédéral actuel, encore moins à M. le chef du Départe-
ment des finances qui n'y est strictement pour rien, bien
entendu; mais maintenant le déficit est là et ce n'est pas
un accident, c'est une tendance qui ira en s'accentuant,
tout le laisse prévoir. En fait, aux comptes 1973, les dé-
penses n'ont pas tellement augmenté, comme d'aucuns
voudraient le faire croire - mais les recettes n'ont pas
suivi dans la proportion qu'on aurait souhaitée. Le rapport
Jöhr annonçait pour 1973 des recettes pour un montant de
8,524 milliards de francs. Elles ont été en réalité de 10,846
milliards de francs. Elles ont donc augmenté considérable-
ment mais pas autant qu'il aurait été nécessaire. Il man-
que 2,322 milliards de francs.
Aux dépenses, il était annoncé, 11,356 milliards de francs.
Elles ont été de 11,625 milliards. Là on est déjà plus près
de la réalité. C'est dire que les prévisions à long terme
sont toujours sujettes à caution mais elles indiquent des
tendances permettant de mieux ajuster le tir pour des
prévisions à moyen ou à court terme. L'ennui, c'est que
chaque fois que le Conseil fédéral s'est aventuré dans une
tentative novatrice, il s'est trouvé pris sous le feu croisé
des intérêts divergents. Chaque fois, les donneurs de le-
çons se veulent compétents et élevés dans la hiérarchie
des valeurs technocratiques. Ainsi, cette fois encore, on
entend ou on lit les rengaines classiques: «Vive les
caisses vides, seul moyen de contraindre l'Etat à dépen-
ser moins» ou bien: «L'Etat se mêle de tout, qu'il cesse
d'entreprendre des tâches nouvelles» ou encore: «Qu'il
diminue le nombre de ses employés» ou enfin: «Qu'il gou-
verne sa bouche selon sa bourse»! Bien.
Ainsi, de même qu'il n'y a jamais de fumée sans feu, je
crois qu'il est bon de rappeler à quelques-uns qui croient
posséder toute la vérité, l'adage populaire que «Plus le
singe s'élève dans le cocotier, mieux il montre son der-
rière» car, enfin, c'est bien l'inflation essentiellement qui
déséquilibre nos finances. Pour la combattre, je ne vois
pas d'autre politique que celle qui consiste à réduire à la
fois l'inégalité des revenus et le gaspillage des ressources.
L'inégalité n'est pas seulement choquante mais elle en-
traîne tout le monde sur une échelle de perroquets cha-
cun voulant montrer plus haut que l'autre. Ensuite, elle
pousse au gaspillage. C'est parce qu'ils ont des revenus
extraordinairement élevés que certains ont les moyens
d'acheter des produits de plus en plus raffinés, sosphlsti-
qués, des produits qui deviennent désuets et sont jetés au
bout de peu de temps. Ceux-là en tout cas vivent au-
dessus des moyens de l'économie suisse: en fait, sur le
compte de la productivité. On dit que la Suisse est le pays
le plus riche du monde. C'est peut-être vrai. Mais qui donc
est riche? Le peuple? Ou certaines personnes ou familles
seulement. Les banques? Sont-elles riches elles-mêmes
ou sont elles riches des comptes de leurs clients? L'Etat,
les cantons? La question est posée et je crois qu'il vaut
mieux dire que personne n'est actuellement vraiment pau-
vre en Suisse et qu'il y a beaucoup de riches, gens et
banques, mais ce qu'il y a d'inadmissible, c'est que dans
un pays riche l'Etat soit pauvre et réduit à une politique
étriquée. Il faut que notre Etat puisse remplir ses tâches
et tâches il y a, quoi qu'on en dise.
L'équipe politique en place au Conseil fédéral doit avoir
une vision de l'avenir car avant d'avoir rattrapé les re-
tards - et il y en avait - les problèmes de l'énergie nous
fondent dessus. Et ce n'est pas tout. Nous allons vers une
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crise technologique, je dirai même que nous y sommes
engagés déjà sans nous en rendre compte exactement. Ce
n'est que lorsque les méfaits de la technocratie se font
sentir que nous prenons conscience de ces problèmes.
Un effort d'analyse et de recherche est nécessaire et cet
effort n'est pas à la portée des entreprises ou des privés,
c'est un problème d'Etat et d'Etats. Mais s'en rend-on
compte? On en parle beaucoup mais on parle surtout de
caisses vides comme d'une panacée, d'économie de per-
sonel, de services à supprimer, mais quels services à sup-
primer? Quelles personnes à supprimer? On ne le dit pas.
Ce n'est pas avec des bouts de chandelles que la Suisse
sauvera son intégrité ou qu'elle prendra sa place dans un
monde moderne. Ce n'est pas non plus en remettant en
cause la sécurité sociale qu'on améliorera la crédibilité de
la sécurité tout court dont il a été question ici la semaine
passée. Mais au contraire, l'insécurité règne lorsqu'un sys-
tème fiscal ou social n'est pas équitable, lorsque les sa-
laires des cadres par exemple, sont disproportionnés aux
salaires minimaux, lorsque les chefs d'entreprise, qui ne
sont plus aujourd'hui propriétaires et patrons comme ja-
dis, mais en conservent les comportements, ne parviennent
pas à se mettre dans la peau de salariés. La répartition de
l'impôt direct entre les contribuables doit être digne d'un
pays industriel moderne. Lorsque de gros revenus, sou-
vent issus d'activités parasitaires, passent entre les
mailles du filet fiscal, ce sont les salariés qui supportent
le gros du fardeau et le malaise alors s'installe. Les chefs
d'entreprise sont alors obligés de relever les salaires en
conséquence et voilà le volant de l'inflation relancé. Que
faut-il penser enfin de ceux qui, dirigeant des associations,
jettent le doute sur les moindres paroles prononcées par
l'un ou l'autre de nos conseillers fédéraux ou de ceux
encore qui se veulent Suisses et. seulement Suisses, face
au fait que la population active constitue aujourd'hui chez
nous moins du 50 pour cent de la population résidente,
et que les étrangers forment une bonne part de la popu-
lation active?
Cela dit, qu'en est-il des mesures qui nous sont propo-
sées? Je dis qu'elles sont justifiées sur le fond et parfaite-
ment acceptables, compte tenu de la motion de la com-
mission demandant au Conseil fédéral un rapport et des
propositions plus étoffées, au plus tard pour 1976.
Fixer un plafond aux dépenses pour 1975-1979 est justi-
fié, à condition de ne pas compromettre des projets im-
portants et déjà fortement engagés par la Confédération
et les cantons. Ainsi, en matière d'épuration des eaux, il
est admissible que le délai de dix ans initialement prévu
soit étendu pour les régions de campagne. Il n'y a pas
toujours urgence, mais pour les villes qui polluent grave-
ment les lacs et les rivières, ce délai ne peut pas être
prolongé et l'effort doit être poursuivi sans relâche.
M. le chef du Département des finances l'a promis et nous
en prenons note pour l'immédiat.
La limitation de l'accroissement du personnel est aussi un
problème sur lequel nous reviendrons au cours de la dis-
cussion de détail.
Dire que le Conseil fédéral doit présenter un plan assorti
d'un ordre de priorité est le bon sens même. Il est normal
que le Conseil fédéral nous propose de nouvelles me-
sures. Entre autres, les pertes de recettes douanières
doivent être compensées par une majoration des revenus,
mais à la condition que les taux maximaux de l'impôt
direct subissent une hausse sensible. Les chiffres proposés
sont modestes. Il faut être de mauvaise foi pour le nier. Il
aurait été de bonne guerre d'aller encore audelà, ce qui
n'aurait vraiment géré personne.
Est-il honnête de prétendre, comme le fait la majorité de
la commission, que le contribuable suisse croule sous
l'effort fiscal? Je prétends que non, car ce même contri-
buable n'est pas prêt à prendre à sa charge les tâches
que remplissent actuellement les communautés publiques,
notamment la Confédération.

Que l'impôt direct soit réservé aux cantons, d'accord.
C'est une belle option mais, jusqu'ici, les cantons n'ont
fait que peu ou pas usage de cette possibilité, de ce
champ d'action qui leur est donné. Qui aménagera le
territoire sinon l'Etat? Qui, sinon l'Etat, créera les condi-
tions dans lesquelles les mutations devront et pourront se
faire? C'est être aveugle que de prétendre à un stop
inconditionnel dans le domaine des tâches de l'Etat. Qu'il
faille une modération, une sélection, un plan d'organisa-
tion, d'accord, mais stopper, c'est nous ramener à la si-
tuation d'avant la guerre, au chômage. Après quoi, il faut
rattraper des retards invraisemblables.
La progression à froid n'est que partiellement corrigée,
c'est vrai, mais là aussi, il faut être raisonnable et admet-
tre une limitation.
Nous reviendrons au surplus sur la question de la taxation
annuelle, notamment pour les entreprises, lorsque nous
aborderons la discussion de détail. Pour l'instant, je suis
d'avis que nous devons entrer en matière.

Fischer-Bern: Ich habe mich für ein Votum in der Eintre-
tensdebatte eingeschrieben, um hier doch. noch einmal
den Ernst der Lage zu unterstreichen. Die Finanzkrise des
Bundes hat Dimensionen angenommen, wie wir sie wahr-
scheinlich in unserem Lande überhaupt noch nie erlebt
haben, und zwar übersteigen diese Dimensionen das rein
Finanzpolitische, das rein Finanzielle. Es sind hier staats-
politische, ordnungspolitische oder - wie man in der CVP
zu sagen beliebt - gesellschaftspolitische Probleme ange-
rufen. In finanzpolitischer Hinsicht möchte ich nur daran
erinnern, dass, nach den Angaben in der Botschaft, in den
Jahren 1975 bis 1979 Defizite von 1,8 bis 3,8 Milliarden
Franken pro Jahr zu erwarten sind, d. h. also rund 2 bis 4
Milliarden Defizite jährlich. Die Steuererhöhungen, die wir
dieser Tage beschliessen werden, bringen pro Jahr im
Maximum 1,5 bis 2 Milliarden Franken ein. Das bedeutet,
dass ein jährliches Defizit von 1 bis 2 Milliarden Franken
bestehen bleibt, was völlig undenkbar ist, wenn wir nicht
den Kredit der Eidgenossenschaft und den Schweizerfran-
ken innert kürzester Frist ruinieren und die Liquiditätslage
des Bundes so aushöhlen wollen, dass er seine Verpflich-
tungen überhaupt nicht mehr erfüllen kann. Es muss hier
noch etwas Zusätzliches getan werden. Ich bin gar nicht
der Meinung der Herren aus St. Gallen, die so leichthin
erklären: Wenn die Einnahmen nicht genügen, muss man
sie eben erhöhen. Ich weiss nicht, ob die Ostschweizer
lieber Steuern zahlen, als dies in anderen Landesgegen-
den der Fall ist. Aber ich glaube mich in der Annahme
nicht zu täuschen - Herr Roth sagte das ja deutlich -, dass
im Volk draussen nicht in erster Linie die Ueberzeugung
besteht, man müsse die Steuern erhöhen, vielmehr hat
man dort die sehr tiefgehende Ueberzeugung, dass man
beim Bund noch einiges sparen kann und jetzt auch eini-
ges sparen muss. Die 1 bis 2 Milliarden Franken, die auch
dann noch fehlen, wenn wir alle gestellten Anträge geneh-
migen, müssen also durch Sparmassnahmen ganz oder
mindestens fast ganz abgebaut werden. Das finanzpoliti-
sche Problem ist nicht gelöst, indem wir die Steuern erhö-
hen; es ist erst dann gelöst, wenn wir die entsprechenden
Konsequenzen auch mit den Einsparungen ziehen. Das ist
der finanzpolitische Aspekt.
Nun die andere, die staatspolitische, ordnungspolitische
oder gesellschaftspolitische Seite dieses Problems. Ich
möchte Ihnen einige Zahlen an den Kopf werfen, die für
sich salbst sprechen. Im Jahre 1950 hatte die Eidgenos-
senschaft, Ausgaben von 1,6 Milliarden Franken. Im Jahre
1960 waren es 2,6 Milliarden, d. h., innert zehn Jahren
erhöhten sich die Ausgaben um 1 Milliarde Franken, was
eine durchschnittliche jährliche Zuwachsrate von 100 Mil-
lionen Franken bedeutet. Das schien damals sehr viel.
Nun stieg aber die Zuwachsrate in den sechziger Jah-
ren auf 500 Millionen Franken - im Jahre 1970 beriefen
sich die Bundesausgaben nämlich auf 7,7 Milliarden Fran-
ken gegenüber 2,6 Milliarden im Jahre 1960. Also 1970 7,7
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Milliarden, und heute, 1974, sind es 13 Milliarden; wie Sie
in der Botschaft nachlesen können, werden es im Jahre
1979 nahezu 21 Milliarden Franken sein, gegenüber 1,6
Milliarden im Jahre 19501 In nicht ganz 30 Jahren haben
wir also eine derart gewaltige Explosion der Ausgaben
erlebt. Ich sage in aller Offenheit: Nicht die Inflation hat
dies verursacht, sondern die euphoristische und nach mei-
ner Auffassung schwächliche Finanzpolitik der Verwaltung,
des Bundesrates und des Parlamentes. Ich bin der Ueber-
zeugung, dass jetzt der Moment gekommen ist, in dem wir
die Dinge wieder in den Griff bekommen müssen, sonst
entsteht eine Entwicklung, die zu Konsequenzen führt, wie
wir sie uns heute gar nicht vorstellen können. Im Jahre
1960 betrug der Anteil der öffentlichen Hand (Bund, Kanto-
ne und Gemeinden) am Bruttosozialprodukt 17 Prozent;
heute beträgt der Anteil 24 Prozent (ohne Regiebetriebe).
Wenn die Entwicklung so weitergeht - wir beschlies-
sen jetzt wieder etwa 1 bis 2 Prozent neue Anteile am
Volkseinkommen, die über die Bundeskasse laufen wer-
den -, wird sehr bald von 3 Franken 1 Franken über
die öffentliche Hand gehen. Dann kommt der Moment,
wo wir uns auf unsere privatwirtschaftliche Ordnung und
auf unsere bürgerliche Gesellschaft nichts mehr einzubil-
den brauchen. Das ist keine Dramatisierung, sondern eine
Extrapolierung dessen, was sich in den letzten 20 Jahren
abgespielt hat. Wenn wir hier den Dingen nicht einfach
den Lauf lassen wollen, wenn wir nicht in einigen Jahren
feststellen wollen, was wir jetzt bezüglich des Berichtes
Jöhr feststellen, nämlich, dass man die Konsequenzen da-
mals hätte ziehen sollen, dann müssen wir jetzt endlich
einmal den Mut haben, entsprechend zu handeln.
Nun noch zwei Worte zu den Steuern, die erhoben wer-
den. Ich bin - im Gegensatz zu dem, was gesagt worden
ist - der Meinung, dass die Belastung durch die Warenum-
satzsteuer sich sehr massiv auswirken wird, und zwar nicht
nur auf die Konsumenten, sondern auch auf jene Abrech-
nungspflichtigen, die die Warenumsatzsteuererhöhung von
1,5 bis fast 2 Milliarden Franken von den Konsumenten
einziehen und den Behörden abliefern müssen. Bei die-
ser Ueberwälzung bleibt immer ein Teil beim Verkäufer
hängen, was Ihnen jeder Geschäftsmann bestätigen wird;
die kann nicht 100prozentig praktiziert werden. Aus die-
sem Grunde muss man bei der Warenumsatzsteuer auf-
passen. Ich sage Ihnen heute schon: Es ist ein Glück,
dass wir die Mehrwertsteuer nicht haben, und wir werden
uns dagegen wehren, dass sie je kommt; denn hätten wir
die Mehrwertsteuer, dann würde man einfach eine Runde
mehr diehen und die Steuern würden sich noch weiter
erhöhen. Es stimmt nicht, was gesagt worden ist, dass die
Warenumsatzsteuererhöhung die Zollausfälle nicht deckt.
Im Gegenteil, zusammen mit den beiden letzten Warenum-
satzsteuererhöhungen, die nämlich auch unter dem Titel
«Kompensation der Zollausfälle durch EFTA und so wei-
ter» liefen, haben wir heute eine Ueberdeckung bei den
indirekten Steuern. Trotzdem bin ich der Auffassung, dass
wir nicht darum herum kommen, hier die Warenumsatz-
steuer im vorgeschlagenen Sinne zu erhöhen, aber sicher
nicht mehr.
Wir müssen im übrigen daran denken, dass es nicht
stimmt, dass die direkte Steuer, die Wehrsteuer, nicht
auch in den mittleren und unteren Schichten erhöht wird.
Sie wird dort erhöht, indem wir auf die verfassungsmässig
vorgeschriebene Kompensation der Konsequenzen der
kalten Progression verzichten. Das hat zur Folge, dass
jeder 10 bis 20 Prozent mehr Steuern bezahlen muss. Wir
brauchen nur nicht darüber abzustimmen, weil das auf
«kaltem Wege» geschieht. Ich möchte zu Herrn Schmid-
St. Gallen sagen: Sie sind Volkswirtschafter oder Betriebs-
wirtschafter, es ist eine völlige Verkennung der tatsächli-
chen Verhältnisse, wenn Sie glauben, dass die Selbständig-
erwerbenden einfach viel weniger Steuern bezahlen müs-
sen. Der Reinertrag eines Betriebes, und ein Selbständiger
ist ein Betriebsinhaber, ist nicht sein persönliches Ein-
kommen, da ein Teil davon als Rückstellung und Reserve

beiseite gelegt werden muss; es gibt immer wieder Selb-
ständigerwerbende, die aus irgendwelchen Gründen diese
Rückstellungen und Reserven brauchen. Sie werden aber
vollständig besteuert, wie wenn das ein persönliches Ein-
kommen wäre. Das ist die Gegenseite dessen, was Sie
hier angetönt haben.
Die Schlussfolgerung aus diesen wenigen Worten ist fol-
gende: Es handelt sich bei diesen drei Vorlagen, die uns
präsentiert werden, um ein Gesamtpaket. Ich möchte da-
vor warnen, zu glauben, wir könnten jetzt einfach die Steu-
ern erhöhen und zudem noch diese formellen, institutio-
nellen Vorschriften erlassen über das, was man alles tun
könnte, wenn man sparen wollte. Der Entscheid, ob an-
nehmbar ist, was uns hier an Steuererhöhungen in der
Grössenordnung von 1,5 bis 2 Milliarden präsentiert wird,
wird definitiv fallen, wenn wir wissen, ob wirklich gespart
wird, und ob schon beim Budget 1975, d. h. in diesem
Herbst, der Bundesrat und die eidgenössischen Räte ge-
willt sind, die Konsequenzen aus dieser Finanzkrise zu
ziehen. Es geht nicht an, einfach die Steuern zu erhöhen
und im nächsten Jahr festzustellen, dass die Massnahme
nicht ausgereicht hat, um dann zu versuchen, wieder etwas
Neues zu bringen. Aus diesem Grunde möchte ich Sie
nicht nur bitten, diesen Anträgen der Kommissionen zuzu-
stimmen, sondern ich möchte Sie vor allem ersuchen, nun
endlich den nötigen Sparwillen aufzubringen und auch
dem Bundesrat und der Verwaltung gegenüber durchzu-
setzen. Diese Finanzmisere lässt sich nicht nur durch
Steuererhöhungen beilegen, sondern das, was das Schwei-
zervolk von uns erwartet, ist eine Straffung des Finanzge-
barens und eine Straffung der ganzen Bundespolitik im
finanzpolitischen Sektor. In diesem Sinne bin ich heute
trotz Bedenken für Eintreten, werde den Anträgen im we-
sentlichen zustimmen, behalte mir aber meinen definitiven
Entscheid vor - und da bin ich nicht der einzige -, ob bei
der Volksabstimmung vom Dezember dieses Jahres dann
ja gesagt werden kann. Nicht nur bei mir, sondern auch
bei vielen anderen hängt dieser Entscheid einzig und al-
lein davon ab, ob die eidgenössischen Räte und der Bun-
desrat bereit sind, schon bei der Budgetberatung - im
September vor allem, wenn das Budget vorbereitet wird -
die nötigen Konsequenzen zu ziehen. Ich kann Ihnen sa-
gen, dass die Abstimmung vom 8. Dezember noch nicht
gewonnen ist; das Resultat wird davon abhängen, welche
Finanzpolitik wir in der nächsten Zeit betreiben.

Eisenring: Sie haben die Ausführungen unseres werten
Kollegen Otto Fischer gehört. Ich muss ihn in seinem
Pessimismus unterstützen. Das Volk setzt die Erwartungen
in bezug auf die neuen Vorlagen nicht in die neuen Ein-
nahmenquellen, sondern in den Sparbeschluss. Werden
wir diese Erwartungen nicht enttäuschen? Kollege Eibel
hat Ihnen das «Sündenregister» dieser Session bereits
vorgezeichnet. Gehen wir noch weitere Sessionen zurück,
als wir bereits wussten, dass die Finanzklemme Tatsache
ist, müssten wir diese Liste sehr stark erweitern. Was wir
jederzeit verlangen - Herr Fischer hat sich zwar zu einer
«Kollektivschuldtheorie» von Verwaltung, Parlament und
Bundesrat durchgemausert -, ist an und für sich eine star-
ke Führung des Bundesrates. Im konkreten Fall, wenn es
dann um die Geldverteilung geht, sind wir gelegentlich um
einen schwachen Bundesrat wieder recht froh. Man trinkt
am Morgen Tee und geniesst am Abend gerne das Glas
Weinl Wahrscheinlich gehen unsere Erwartungen in bezug
auf die Einnahmen etwas weit oder sogar zu weit. Nach
der Kompensation der Zölle hat man schon früher gerufen,
das Wertzollsystem hat man nicht einführen wollen, ob-
wohl im Jahre 1956 beim Uebergang zur Brüsseler Nomen-
klatur dazu die beste Gelegenheit geboten gewesen war:
Wir sind ein solitäres Land und können es uns als einziger
Industriestaat auch heute noch leisten, das Gewichtszoll-
system, das auf Preisbewegungen unflexibel ist, weiterzu-
führen! Nun haben wir allerdings auch seit Jahren und
damals in richtiger Wertung des heute neu aufgebügelten
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Berichtes Jöhr auf die Unerlässlichkeit der Einführung der
Mehrwertsteuer hingewiesen. Wir sind schon bei der vor-
letzten Finanzvorlage in der Kommission in Sils-Maria mit
diesem Antrag unterlegen. Unsere Fraktion hat nun auch
bei dieser neuen Vorlage versucht, die Mehrwertsteuer
wenigstens als Kompetenz in die Verfassung hineinzubrin-
gen. Aber gerade hier hört es mit der Gemütlichkeit und
dem Führungswillen bereits wieder auf, weil man den
Mut vor der eigenen Courage verliert und das Wagnis ei-
ner Belastung der Vorlage mit einer Steuerkompetenz, die
einmal kommen muss, nicht auf sich nehmen will!

Ich stehe unter dem Eindruck, dass der Ständerat auf
diesen Antrag zurückkommt, und zwar sobald die allerneu-
esten Zahlen - es gibt laufend neuere und noch schlech-
tere Zahlen über die Entwicklung des Bundeshaushaltes -
über die effektive Finanzlage zur Verfügung stehen. Es
fragt sich, ob man allenfalls im gleichen Paket nicht noch
eine selbständige Vorlage über die Einführung der Mehr-
wertsteuer einbringen sollte, nachdem wir die Ausgaben-
bremse ebenfalls separiert haben. Warum also nicht be-
reits heute auch eine Vorlage, die sich nur mit der Mehr-
wertsteuer befasst, um diesen Vorentscheid nun endlich
einmal herbeizuführen?

Noch einige Bemerkungen in bezug auf Seite 8 der Bot-
schaft. Hier wird darauf hingewiesen, dass die staatliche
Aufgabenerfüllung auch in unserem Land im internationa-
len Vergleich einen hohen Stand erreicht habe und:
«... bei einer Fiskalbelastung jedoch, die unter jener ver-
gleichbarer Industriestaaten liegt.» Dann wird noch kurz
die Problematik der Erhebungen der OECD erwähnt. Ich
möchte mich kurz zur Frage äussern: Ist das, was andere
Staaten in bezug auf die Steuerbelastung ihrer Bürger
handhaben, für uns überhaupt massgebend? Ist es nun
das Kriterium einer schweizerischen Steuerpolitik, dass
man eine Statistik zu Hilfe nimmt, die ohnehin schon pro-
blematisch ist, und dann zu Ergebnissen kommt, die man
so «tel quel» im Räume stehen lässt, als ob wir immer
noch eine Steueroase wären? Ich glaube, in der Fiskalpo-
Ntik kann uns bei der Struktur unseres Landes das Aus-
land nicht Vorbild sein.

Fiskalität ist nämlich lediglich ein Teil des Gesellschafts-
systems. Die vielen nicht erfassten, in anderen Staaten
vom Staat übernommenen Leistungen, die bei uns von den
Privaten erbracht werden, widerspiegeln sich in diesen
Vergleichszahlen nicht. Ich erwähne nur die hohen For-
schungsausgaben der Industrie im Vergleiche zum Aus-
land, die freiwilligen Sozialleistungen, die privaten Pen-
sionskassen» und nicht zuletzt unser Milizsystem, das dem
Staat sehr viel einspart, was in jedem anderen Staat mit
Salären bezahlt werden muss. Schliesslich verfügen wir -
sagen wir es ruhig - trotz der erfolgten Verbesserung der
Saläre in unserem Land über relativ billige Parla-
mente. Und unser Land zählt viele Tausende von Bürgern,
die sich ehrenamtlich öffentlichen Aufgaben widmen und
nicht nur die Unkosten bezahlen, sondern auch noch ihre
Zeit freiwillig der öffentlichen Hand zur Verfügung stellen.
Das sind ebenfalls Leistungen, die angeführt werden müs-
sen, will man nicht zu einem verzerrten Bild gelangen. Der
erwähnte Vergleich hinkt aber auch deshalb, weil keine
Darstellung der nationalen Steuersysteme vorliegt, son-
dern nur eine Statistik aufgestellt wird und einige Erläute-
rungen angefügt werden. Es scheint mir notwendig zu
sein, einmal auch die Einkommenssteuern in Prozenten
der totalen Fiskalbelastung in Erwägung zu ziehen. Man
kann in diesem Punkt - allerdings auch mit Vorbehalt, im
Ausland sind die Abzüge meistens grösser - die Erhebun-
gen der OECD zu Rate ziehen. Sie basieren auf den Zah-
len von 1971. Die seither in unserem Land eingetretenen
Steuerorhöhungen sowie die AHV-Erhöhung sind noch
nicht berücksichtigt. Wir haben laut dieser Liste einen
Anteil der Einkommenssteuern (in Prozenten der gesamten
Fiskaleinnahmen) von 41 Prozent erreicht, Deutschland
beispielsweise aber nur 31 Prozent. Wir stehen fast in der
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Spitzengruppe. In der Spitzengruppe befinden sich auch
Schweden, Dänemark und Australien. In Dänemark ist be-
reits eine sogenannte Steuerfreiheitspartei zu parlamenta-
rischen Erfolgen gelangt. Dies ist symptomatisch und
zeigt, wo auch wir mit einer übersetzten Fiskalität letztlich
hinkommen könnten.
Ich möchte nun in bezug auf die Einkommens- und Vermö-
gensbesteuerung in unserem Land fragen: Wollen wir dem
Bürger eigentlich den Verleider beibringen und bei ihm
die Steuerresistenz anheizen? Es geht hier nicht um die
hohen und die höchsten Einkommen, die man auch aus
optischen Gründen gerne anvisiert. Es gibt heute viele
«schwarze Dienstleistungen», die überhaupt nur noch aus-
geführt werden, wenn man sich bereit erklärt, ohne AHV-
Abrechnung schwarz unter dem Tisch zu bezahlen. Auch
das ist Ausdruck der Steuerresistenz, die sich in unserem
Volke allmählich breit macht.
Ich plädiere auch entschieden für für eine Schonung der
juristischen Personen. Diese können sich nicht wehren,
weil sie nur im Handelsregister eingetragen sind! Die juri-
stischen Personen haben die Eigenschaft, dass sie ausser-
ordentüch mobil sind. Sie können nicht nur in einen ande-
ren Kanton fliehen, sondern auch ins Ausland. Ich war
immer der Meinung, wir sollten die juristischen Personen,
die keine Schulbänke anfordern und keine öffentlichen
Anlagen begehren, schonen und das Steuersystem so kon-
zipieren, dass weitere, namentlich auch internationale Ge-
sellschaften ihren Sitz in der Schweiz nehmen. Die Stadt
Zürich bezieht heute allein von den juristischen Personen
Steuereinnahmen, die sich auf gegen 40 Prozent der Ge-
samteinnahmen der Stadt belaufen. In diesem Zusammen-
hang ibt auch in Erinnerung zu rufen, dass die Mehrheit
unserer Kommission die juristischen Personen leider nun
noch mehr schröpfen will. Bereits aber haben wir die steu-
erwirksamen Abschreibungen in Bund, Kantonen und Ge-
meinden begrenzt. Wir gelangen nun offenbar zu einer
Kombination von erhöhten Steuersätzen und zwangsläufig
höheren Gewinnausweisen, von zwei Seiten her also eine
innere Schwächung dieser Unternehmungen! Ich glaube,
auf die Länge können wir dieses Spiel nicht weiter betrei-
ben, loh möchte sagen, nicht nur der Steuerzahler, son-
dern auch die juristischen Personen sind «Menschen», die
wir letztlich auch für unseren Staat brauchen. In bezug
auf die Fiskalbehandlung der Aktiengesellschaften stellt
sich auch das Problem der Doppelbesteuerung, das wir
dringend angehen und neu regeln müssen.
Ich werde die Anträge auf Erhöhung der Wehrsteuer ab-
lehnen. Den Sparbeschluss werde ich unterstützen, Illusio-
nen gebe ich mich allerdings keinen hin.

Rüttimann: Ich kann mich als zwanzigster Redner kurz
fassen und möchte Ihnen einfach meine Zustimmung zur
Konzeption von Bundesrat und Kommission bekantgeben,
sowohl bezüglich der Einnahmen- wie der Ausgabenseite.
Nachdem wir letzte Woche einer Ausgabeneuphorie in die-
sem Parlament erlegen sind - so nach zahlreichen Presse-
kommentaren -, so tönt es diese Woche mehr nach Spar-
massnahmen, mindestens in diesem Saal. Es darf nicht
nur bei einem Lippenbekenntnis bleiben, sondern es muss
ein echtes Ringen um gezielte Sparmöglichkeiten sein.
Natürlich, dessen sind wir uns alle bewusst, das ist leich-
ter gesagt als getan. Denn jede echte und wirksame Ein-
sparung zieht einen Abbau unseres Leistungsstaates nach
sich. Dazu kommt, dass sich auch in Zukunft gewisse punk-
tuelle Mehrleistungen nicht werden vermeiden lassen,
und in dieser Sicht müssen auch die Debatte und die
Beschlüsse für die Bergbauernhilfe von letzter Woche
wohl gesehen werden.
Ein anderer Punkt, den ich noch kurz anvisieren
möchte, ist derjenige, den heute morgen schon Herr Biel
mit dem ominösen Wort «Giesskannensystem» bezeichnet
hat. Er betrifft also den Automatismus in der Ausrichtung
von Bundesbeiträgen. In den letzten Jahren mussten
bekanntlich unsere Bundesgesetze immer mit Finanzio-
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rungszusicherungen ausgestattet werden, damit sie über-
haupt politisch realisierbar waren, mit anderen Worten,
damit sie die Referendumshürde nehmen konnten. Ich
meine aber, dass im Rahmen dieser Gesetze die Bundes-
beiträge künftig vermehrt selektiv und gezielt ausgerichtet
werden sollten. Ich möchte Ihnen an einem kleinen, winzi-
gen Beispiel illustrieren, wie dieses Giesskannensystem
sich etwa auswirken kann. Ich habe vor rund zwei Wochen
in den Schulpflegemitteilungen einer kleinen Landgemein-
de gelesen, dass die Abrechnung über das Skilager vorge-
legen und diese noch mit einem kleinen Ueberschuss ab-
geschlossen habe. Dieses Jahr sei das Skilager erstmals
unter dem Bundesgesetz über Turnen und Sport gestan-
den und es sei noch ein Beitrag von 200 Franken aus
diesem Bundesgesetz zu erwarten, diese 200 Franken wür-
den zurückgelegt für nächstes Jahr. Nun ist es natürlich
so, dass im kommenden Winter diese 200 Franken und die
zusätzlichen vom nächsten Winter doch wohl eingeplant
und aufgebraucht werden, nachdem es bisher offensicht-
lich möglich und für die Lagerleiter eine Ehrensache war,
dass dia Abrechnung mit einem Ausgleich abschloss. Wie
gesagt, das ist nur ein winziges Beispiel, wie sich unsere
Finanzierungsgesetze auswirken können. Sie helfen nicht
nur in der Not, sondern sie regen zu vermehrtem Konsum
an und steigein auch die Ansprüche, was unseren Kon-
junkturdämpfungsbestrebungen diametral gegenübersteht.
Das gilt natürlich generell auch für die Investitionshilfe auf
allen Gebieten des Bundes. Diese 200 Franken sind ein
winzig kleiner Betrag einer Landgemeinde, sie multiplizie-
ren sich aber in einer grossen Gemeinde oder in einer
Stadt vielleicht hundert-, ja sogar tausendfach, insbeson-
dere mit Blick auf die anderen Bundesgesetze. Das sind
Beiträge, die meiner Meinung nach unnötig und ohne Not
ausgerichtet werden. Wenn man heute beim Volk etwas
herumhört, so ist es doch auch so, dass bei Investitionen
mit zwcäi oder drei Varianten meistens die teurere gewählt
wird. Und warum? Weil sich die Leute sagen, der Staat
und der Bund zahlen uns ja den grössten Teil dieser
Investitionen. Ich glaube, von dieser Mentalität sollten wir
etwas abkommen. Das ist aber nur möglich, wenn wir mit
dieser Investitionshilfe Lösungen bevorzugen, die nicht un-
bedingt die teuersten sind, die also vom Sparsamkeitswil-
len des Volkes getragen sind. Das «Giesskannensystem»,
um das Wort nochmals zu gebrauchen, bewirkt aber in der
Praxis das klare Gegenteil.
Die Aussicht, dass trotz unserer Uebung für die nächsten
fünf Jahre im Schnitt noch mindestens so grosse Defizite
ru erwarten sind, ist meiner Meinung nach mehr als be-
trüblich und bedarf einer gemeinsamen Anstrengung aller
Mitverantwortlichen, damit diese düstere Prognose Lügen
gestraft wird. Neue Finanzierungsaufgaben des Bundes
sind deshalb inskünftig zweifellos schon im Anfangssta-
dium des politischen Werdeganges vorsichtig und auch
mit Blick auf die finanziellen Möglichkeiten des Bundes
abzuschätzen und einzustufen.
Abschliessend glaube ich, dass diese Zweisäulenlösung,
wie sie uns vorgeschlagen wird (die Einnahmenvermeh-
rung auf der einen, die Ausgabenkürzung auf der anderen
Seite), als vernünftig und politisch tragbar angesehen wer-
den kann. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass die
Mehrleistung vor allem für die Betroffenen keine Selbst-
verständlichkeit ist, ich möchte sogar behaupten, dass
sie mehr Opfer erfordert als auf der Seite der Ausgaben-
kürzung.
Ich beantrage Ihnen nochmals, auf das Geschäft einzutre-
ten.

Düby: Ich kann es kurz machen. Ich muss mit aller Ent-
schiedenheit die unberechtigten und scharfen Angriffe von
Herrn Roth auf das Bundespersonal zurückweisen. Wir ha-
ben übrigens den 13. Monatslohn nicht jetzt beschlossen,
Herr Roth, während wir letzte Woche die landwirtschaftli-
chen Forderungen gutgeheissen haben. Der Einführung
des 13. Monatslohns sind Beratungen im Bundesrat, in den

parlamentarischen Kommissionen und im Parlament vor-
ausgegangen, worauf der 13. Monatslohn auch mit Ihrer
Hilfe beschlossen worden ist. Herr Roth, Sie sind keines-
falls legitimiert, das Bundespersonal, das seit eh und je
seine Pflicht im Dienste des Landes erfüllt, in dieser Art
und Weise anzugreifen. Vergessen Sie auch nicht, dass
wir seit 50 Jahren beim Bundespersonal keine Streiks ken-
nen und dass das Bundespersonal für die von ihm gelei-
stete Arbeit vom Bund gebührend entschädigt werden
muss. Zu den letzte Woche beschlossenen Leistungen an
die Landwirtschaft stehe ich, doch darf man dann nicht
auf der anderen Seite das Bundespersonal auf so unan-
ständige Art und Weise angreifen; denn das Bundesperso-
nal erfüllt seine Pflicht jetzt und in Zukunft.

Bürgi, Berichterstatter: Die Eintretensdebatte hat wenig
dramatische Ereignisse gebracht. Ich bin darüber nicht
unglücklich. Weder der Bundesrat noch die Kommis-
sion sind ernstlich unter Beschuss geraten. Es wurden
einige Artilleriestellungen gezeigt, und ich darf annehmen,
dass die vorgesehenen Feuerschläge in die Detailberatung
verschoben werden. Ich kann unter diesen Umständen
darauf verzichten, meinerseits jetzt zu Feuerschlägen aus-
zuholen. Zu einigen präzisen Fragen werde ich in der
Detailberatung Stellung nehmen.
Ich bin froh, dass von keiner Seite ein Nichteintretensan-
trag zu den beiden Finanzvorlagen gestellt worden ist.
Offenbar haben der Bundesrat und die Kommission das
politisch Realisierbare getroffen. Insbesondere ist die Ein-
sicht für die Notwendigkeit einer kräftigen Vermehrung der
indirekten Besteuerung vorhanden. Nicht einmal Herr Mu-
ret beabsichtigt «l'impuissance de la classe dirigeante»,
wie er sich auszudrücken beliebt, so weit treiben, dass er
diesem Staat die notwendigen Mittel vorenthalten will.
Die Notwendigkeit des Sparens wurde von zahlreichen
Kollegen deutlich unterstrichen. Es waren dies die Herren
Corbat, Biel, Jaeger-Basel, Vollenweider, Eibel, Röthlin,
Keller, Roth, Fischer-Bern, Eisenring und Rüttimann. Ich
danke ihnen für ihren Sukkurs. Sie haben längs der Linie
operiert, durch die künftige Ausgabenpolitik des Bun-
des vermehrt in Uebereinstimmung mit den vorhandenen
Mitteln zu bringen sein soll. Um dieses Ziel erreichen zu
können, stellen wir in der ersten Vorlage eine Anzahl In-
strumente bereit. Es wird notwendig sein, diese Instru-
mente adäquat zu gebrauchen. Ich werde in der konkreten
Situation gerne auf die Unterstützung der erwähnten Kol-
legen zählen, falls der Rat in seinen Sparanstrengungen
erlahmen sollte.
Herr Schuler hat auf die Bedeutung hingewiesen, dass
durch Detailanträge die vorgesehenen Einnahmen nicht
vermindert werden sollen, ein Gesichtspunkt, der im Zu-
sammenhang mit der kalten Progression noch zur Sprache
kommen wird.
Herr Stich hat eine Gruppe angeführt, die stärkeres Ge-
wicht auf die Ausdehnung der direkten Besteuerung legen
will. Wir werden noch Gelegenheit haben, uns darüber
mindestens in einem Floretttreffen in der Detailberatung
zu begegnen.
Herr Schmid hat auf grosse Mehrausgaben hingewiesen,
die von unmittelbarer Notwendigkeit seien. Angesichts der
Situation im Bundeshaushalt fürchte ich allerdings, dass
sich Herr Kollega Schmid etwas mit Geduld wappnen
muss.
Herr Reiniger hat von Regie und Dramatik gesprochen.
Man spürt, dass er aus einer Stadt kommt, die über ein
Theater verfügt. Als Präsident eines Theaters möchte ich
dazu sagen: Hier führen harte Tatsachen die Regie, und
auf dieser Bühne spielt sich nicht eine leichte Komödie,
sondern ein echtes Drama ab.
Herr Künzi hat die mahnende Stimme der Kantone hörbar
gemacht, dass man nicht zu sehr in ihren fiskalischen
Bereich einbrechen darf. Wir haben allen Grund, uns die-
ses Hinweises später zu erinnern.
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Herr Kaufmann hat uns ins verfassungspolitische Gewis-
sen geredet. Wir werden Gelegenheit haben, durch ge-
meinsame Sparanstrengungen das in Artikel 42bis der
Bundesverfassung gesetzte Ziel möglichst intensiv anzu-
streben.
Ich komme zum Schluss: Mit dieser Vorlage wird teilweise
die Faktura präsentiert für Leistungen, die schon be-
schlossen, aber nicht echt finanziert sind. Andererseits
geht es darum, eine Verdauungspause für den Bundesfi-
nanzhaushalt einzuleiten. Politisch muss es unser Bestre-
ben sein, in Uebereinstimmung mit dem Schweizervolk zu
bleiben. Im ganzen lässt sich das Schweizervolk von einer
vorsichtigen.Finanzgesinnung leiten. Dieser Tatsache müs-
sen wir uns bei der Gestaltung der Vorlagen im einzelnen
bewusst sein; sonst betreiben wir Finanzpolitik im luftlee-
ren Raum.
Ich beantrage Ihnen, auf die Vorlagen l und II einzutreten.
Lieber die Ausgabenklausel werden wir gesondert beraten.

M. Bussey, rapporteur: Le fait que le chef du Département
des finances s'exprimera dans un instant, en français,
permet à votre serviteur d'être très bref. Nous y gagnerons
non seulement en clarté mais aussi, et ce n'est pas négli-
geable, nous économiserons du temps et par conséquent
de l'argent.
Une constatation importante, si vous le permettez: pas
d'opposition quant à l'entrée en matière sur la loi propo-
sée et sur l'arrêté fédéral. Seul l'arrêté «frein aux dépen-
ses» est contesté. Il n'est pas en cause pour l'instant et
nous aurons l'occasion d'en reparler en cours de débat.
On a certes critiqué telle ou telle position du gouverne-
ment, tel ou tel retard. On a suggéré, rappelé - nous
l'avons fait nous-même dans notre rapport - et c'est
normal, c'est même indispensable, mais aucun orateur ne
conteste la nécessité d'économiser et de trouver des re-
cettes nouvelles. C'est l'essentiel de ce débat, l'entrée en
matière n'est pas combattue. Certes, de nombreuses di-
vergences sur la manière de se procurer de nouvelles
ressources subsistent. Nous aurons la possibilité de pren-
dre position sur ces divergences. Mais ce qu'il faut rele-
ver, c'est qu'on se rend aujourd'hui mieux compte, à la
suite de notre débat, de la nécessité de procéder rapide-
ment à une refonte plus fondamentale de nos finances
fédérales. A ceux qui relèvent que nous vivons depuis trop
longtemps avec des programmes financiers à court terme,
et surtout qui craignent que cet exercice de surface se
prolonge indéfiniment, je crois que nous pouvons dire ce
qui suit: il serait particulièrement dangereux de considérer
les mesures proposées aujourd'hui, en tant que le peuple
et les cantons les acceptent, comme un oreiller de pa-
resse à long terme. Un certain nombre de remarques, de
suggestions, de propositions peuvent et doivent être ver-
sées au dossier déjà important d'une refonte plus fonda-
mentale de nos finances. Mais, je le répète, car c'est très
important, le programme qui nous est soumis pare au plus
pressé; il ne couvre pas intégralement les déficits des
toutes prochaines années, loin de là. Dès lors, il nous faut
admettre que les mesures urgentes de ce jour nous per-
mettent tout juste de patienter, sans plus, et que, par
conséquent, nous devons courir à l'immédiat, sans perdre
de vue l'avenir. Il faudra donc que d'ici trois ou quatre ans
au plus tard, selon les déclarations du Conseil fédéral, le
Parlement soit en mesure d'examiner une refonte fonda-
mentale de nos finances. C'est là, à mon avis, la leçon
principale à tirer de ce débat sur l'entrée en matière.

M. Chevallaz, conseiller fédéral: Je tiens tout d'abord à
remercier les rapporteurs, les orateurs, comme la commis-
sion qui a délibéré de ce projet.
Mon souci, au terme de ce débat d'entrée en matière, sera
d'apprécier les déficits de la Confédération, ceux d'au-
jourd'hui et surtout ceux de demain, dans leur juste di-
mension; d'en relever la signification, l'importance, la
gravité même, sans donner dans le spectacle, sans jouer

le drame ou la catastrophe nationale. Je ne veux pas non
plus m'instituer en procureur vertueux, en Savonarole des
finances fédérales et conduire au gibet des charretées de
responsables. Si assassins il y avait, je pourrais - repre-
nant Cayatte - dire que «Nous sommes tous des assas-
sins». Mais la pièce n'a pas d'assassins. Je ne jouerai,
donc pas la psychose rituelle que M. Reiniger me prêtait
d'avance en tant que ministre des finances, mais je ne
renouvellerai pas non plus la comédie périodique dont
parlait M. Schläppy; je m'efforcerai simplement d'être ob-
jectif.
Nous ne sommes pas en situation de catastrophe. En
dépit d'un certain ralentissement conjoncturel, d'une mo-
dération d'ailleurs voulue, dont les effets se marquent
dans les résultats de l'impôt sur le chiffre d'affaires no-
tamment, notre économie tourne à plein régime. Le
chômage est inexistant. En dépit d'une nette réévaluation
du franc suisse, nos exportations suivent un cours favora-
ble. Notre balance des paiements, malgré le renchérisse-
ment des carburants et des matières premières, semble
devoir, cette année encore, s'équilibrer. Nos réserves mo-
nétaires sont fortes, largement les plus fortes, proportion-
nellement à notre format, de tous les pays industriels. Les
statistiques internationales nous attribuent un produit na-
tional par habitant parmi les plus élevés de l'Europe.
Le bilan des collectivités publiques est sain. En 1971, le
service des intérêts passifs représentait, pour les cantons
et les vingt-cinq villes principales, un peu plus de 4 pour
cent du budget. De plus de 8 milliards, valeur d'époque,
qu'il était au lendemain de la deuxième guerre mondiale,
le découvert de la Confédération a été ramené, par une
sage politique, à fin 1973, à 1,7 milliard, compte non tenu
de l'avance fédérale de 2,7 milliards à la construction des
routes nationales.
Le train de vie de nos collectivités publiques - le référen-
dum et ses freinages aidant, ainsi que notre prudence
atavique - demeure l'un des moins expansifs parmi les
pays industriels. Le volume des dépenses de la Confédé-
ration, des cantons et des communes s'élevait, compte
tenu de l'AVS, à moins de 30 pour cent du produit national
brut, quand la moyenne de l'OCDE se situe à 35 pour cent
et que celle des pays Scandinaves dépasse 40 pour cent.
Il n'y a guère en Europe, en retrait sur nous par leur train
de vie politique, que le Portugal, l'Espagne et la Grèce. Il
en résulte que notre fiscalité directe et surtout indirecte
est nettement en retrait sur celle de l'ensemble des pays
industriels.
Pour répondre à M. Eisenring, je préciserai que ce n'est
pas une statistique de hasard ou d'occasion, mais une
constatation maintes fois vérifiée, abondamment documen-
tée. Je n'apprécie guère les cortèges à banderoles qui
périodiquement se déroulent sur nos places et dans nos
rues, mais je les apprécié encore moins lorsqu'ils sont le
fait de contribuables à 200000 ou 500000 francs de reve-
nus scandant le lamento de leur misère fiscale.
Mais ni la vitalité de l'économie, ni la sécurité de la mon-
naie, ni la modération des budgets publics, ni la relative
santé des bilans des collectivités n'autorisent à ce que
j'appellerai la désinvolture de déficits répétés. Sans doute,
l'équilibre des budgets publics n'est pas un dogme absolu.
La défense de l'indépendance, la lutte contre les crises
économiques justifient d'impérieuses et massives déroga-
tions. Nous les avons vécues. Mais les économistes ortho-
doxes ou laxistes sont au moins d'accord sur un point,
c'est que la conjonction de la pleine activité économique
et d'une inflation accélérée implique une stricte politique
d'équilibre budgétaire, ou mieux encore - c'est le rapport
Jöhr qui le dit entre autres - la réalisation d'excédents
que l'on retirerait de la circulation monétaire pour les
restituer en période dépressive.
Or c'est le moment que nous choisissons pour ajouter aux
déficits déjà substantiels des cantons et des communes,
que nous exhortions l'année dernière à la vertu, le verbe
encore haut, voulant prêcher l'exemple, des déficits qui,
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des 780 millions de 1973, atteindront en cinq ans la pro-
portion des 4 milliards, sans extrapolation pessimiste, aux-
quels s'ajouteront les déficits et les besoins croissants en
équipement des CFF et des PTT.

Nous ne pouvons nous y résigner, ni attendre le miracle
sauveur. Nos déficits alimentent et stimulent l'inflation. Ils
chargent, hors de propos, en intérêts et en amortisse-
ments les budgets futurs, nous privant de toute réserve,
portant par là même, par le poids de la dette et la difficul-
té des emprunts, atteinte à l'indépendance de l'Etat.
Le crédit de notre pays est construit en bonne partie sur
le respect qu'il a de ses engagements. Cela est valable
pour la Confédération, au premier chef. En cultivant, en
pleine vigueur économique, des déficits croissants, en ti-
rant sur l'avenir des chèques sans provision, nous portons
atteinte au crédit du pays.
Le programme que nous vous proposons, avec les
amendements positifs qu'y a apportés la commission du
Conseil national, n'est qu'une première étape, un pro-
gramme d'urgence, limitant substantiellement les déficits
prévisibles, mais ne suffisant pas pleinement à rétablir
l'équilibre du budget, ni à amortir le découvert comme le
prévoit l'article 42o/s de la constitution que M. Röthlin rap-
pelait opportunément. Il faut procéder par étapes. Il con-
viendra donc sans désemparer - et les travaux sont en
cours - d'enchaîner sur une réforme plus fondamentale.
Cette réforme impliquera une nouvelle définition des tâ-
ches et des besoins de l'Etat fédéral, une répartition
moins empirique et moins confuse des compétences, des
responsabilités et des ressources entre la Confédération
et les cantons. Elle établira les normes d'une péréquation
fondée sur une appréciation affinée, dirai-je, des ressour-
ces réelles et des besoins des cantons. Elle permettra, en
collaboration avec les cantons, dont c'est le domaine par-
ticulier, de revoir les principes et d'harmoniser les normes
de l'imposition directe. Elle nous dotera d'un système
d'imposition indirecte permettant de compenser pleine-
ment la démobilisation des tarifs douaniers, d'affronter
dans une articulation plus souple la concurrence des
taxes sur la valeur ajoutée de nos principaux partenaires
commerciaux, et elle assurera l'équilibre du budget con-
formément aux tâches que fixe la constitution, relevées
tout à l'heure par M. Röthlin. Il ne servirait à rien d'inscrire
aujourd'hui dans la constitution - comme le suggérait
M. Eisenring - le nom d'une taxe à la valeur ajoutée ou
d'un impôt de ce style. Le peuple suisse qui sera appelé à
voter aime à juger sur des renseignements précis et non
sur un simple nom. Nous consulterons quand notre pro-
gramme sera prêt et que vous l'aurez approuvé, mais il est
inutile de susciter purement et simplement une agitation
confuse sur une simple appellation.
Mais cette réforme que nous préparons, compte tenu de
son caractère fondamental et de nos procédures référen-
daires, ne saurait être mise sur pied ni appliquée en quel-
ques mois. Il faut rendre un grand hommage à la démo-
cratie directe que nous vivons, mais c'est sans aucun
doute, en l'occurrence, le système le plus lent. Nous
voyons autour de nous des Etats prendre en quelques
heures des décisions fondamentales de modification de
l'assiette fiscale ou du budget. Je ne demande pas ces
pouvoirs, mais nous devons tenir compte de ce décalage
et de ces inévitables lenteurs dans nos procédures.
Agir dans l'immédiat, mais comment? Certains nous repro-
chent, notamment MM. Eibel et Kaufmann, de ne pas ap-
porter la hache, la guillotine ou le fer rouge dans le vif
des dépenses fédérales. Nous leur ferons remarquer que
l'effort, compte tenu d'une difficulté que nous avons
éprouvée déjà ici même, à l'élaboration des derniers bud-
gets, est substantiel, impliquant sur les dépenses prévisi-
bles un effort croissant de 200 millions à plus d'un milliard
par année. Mais l'économie est difficile à réaliser. Elle est
toujours approuvée, pourvu qu'elle se fasse dans le jardin
des autres.

Nous sommes en difficulté, nous ne sommes pas en condi-
tion de faillite ou même de concordat. Or le budget dé-
pend, pour plus de 85 pour cent, d'engagements pris en
vertu de la constitution, de lois, de conventions et de
contrats auxquels honneur doit être fait. Nous pourrons,
avec votre concours, comme le propose votre commission,
reviser dans nos lois des délais et des normes. Mais nous
ne pouvons, unilatéralement, brutalement, arbitrairement,
refuser d'assumer nos engagements, en vertu desquels
par exemple cantons et communes ont entrepris la cons-
truction de routes, d'écoles professionnelles ou de ré-
seaux d'épuration. Au nombre des contrats, il y a ceux qui
nous lient à nos fonctionnaires et que vous avez d'ailleurs
ratifiés par vos décisions. Il n'est pas possible bien enten-
du de congédier sommairement 1 pour cent, 5 pour cent,
10 pour cent de nos collaborateurs qui tout de même
travaillent. On se saurait faire jouer aux employés de la
Confédération les «Winkelried exemplaires» dans une poli-
tique de réduction des salaires, pas plus d'ailleurs que le
Conseil fédéral ne veut le faire des paysans qui ont droit à
la pleine rétribution de leur travail. A ce propos, je re-
grette que M. Roth ait évoqué de prétendues revendica-
tions d'un imaginaire quatorzième mois ou d'une réduction
de la durée du travail. Il n'en est pas question, c'est une
accusation gratuite. Les associations du personnel n'ont
formulé pour l'immédiat ni revendication du temps de tra-
vail, ni amélioration du salaire réel. Cette position prise
par les associations est d'ailleurs la seule raisonnable,
elle est conforme à l'intérêt des salariés eux-mêmes qui
savent bien que les revalorisations, à l'heure de l'inflation
que nous vivons et des déficits de l'Etat, se paient par ce
que j'appellerai de la monnaie de singe et que l'on déva-
lue d'une main ce que l'on a donné de l'autre.

11 y a ensuite une continuité de l'Etat fédéral à assurer, je
remercie M. Biel de l'avoir souligné. Nous avons, ces der-
nières année effectué dans le domaine social, par l'AVS,
en particulier, dans les domaines de l'enseignement pro-
fessionnel et supérieur, de la recherche, de la protection
de l'environnement un effort de rattrapage, dont on peut
critiquer parfois l'insuffisante estimation des charges - sur
ce point je donne acte à MM. Keller et Schläppy de leurs
remarques - mais dont on ne peut contester la justifica-
tion. Dans les secteurs de l'assurance-maladie ou de
l'aménagement du territoire, des tâches nouvelles nous
sont ou nous seront confiées, où nous pourrons et où
nous devrons sans doute appliquer la plus rigoureuse at-
tention mais que nous ne pouvons et que vous ne pouvez
pas allègrement renier. Et ensuite, ce que j'appellerai l'im-
pact économique de notre budget, môme si ce budget de
la Confédération et dans l'ensemble du produit national
est relativement modeste par rapport à celui d'autres
Etats. La Confédération fournit du travail à l'économie, il
est conjoncturel en même temps que conforme à notre
volonté d'équilibre financier que les commandes soient
actuellement restreintes et modérées. Mais ces comman-
des de la Confédération ne sauraient être réduites au
point d'amener à récession toute une série d'entreprises
et de corps de métier. C'est purement et simplement du
réalisme.

Enfin, dans le domaine des subventions, sans doute le
sécateur est nécessaire, mais il doit être manié avec dis-
cernement. La commission Stocker, il y a quelques an-
nées, restait relativement modeste en ses propositions.
Aussi bien avons-nous là un dispositif de péréquations,
sociales, économiques et régionales, qui s'inscrit dans la
mission de la Confédération.

Et pour répondre aux inquiétudes de M. Künzi notre inten-
tion n'est pas sans doute d'accentuer, dans le cadre des
mesures que nous prendrons, cette péréquation. Mais
nous devrons tenir compte tout de même du fait que les
cantons ou les professions ont ressenti de manière diffé-
rente les conséquences de l'inflation et les retombées
inévitables des mesures qui la combattent.
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Nous devrons, et vous nous y aiderez, marquer en toutes
les rubriques de notre budget - et tout particulièrement
sévèrement pour les dépenses nouvelles - un esprit de
sélection critique, rechercher, partout où il est possible,
des ressources d'affectation, des financements auto-
nomes. Nous devons - qu'il s'agisse d'anciennes ou de
nouvelles missions - cesser de parler en termes de crois-
sance géométrique continue, comme nous en avions un
peu pris l'habitude dans l'euphorie d'un quart de siècle de
dépenses nouvelles sans cesse couvertes par de miracu-
leuses plus-values fiscales. Mais nous ne pouvons pas non
plus renoncer aux missions qui nous ont été confiées. Il y
a, encore une fois, une continuité de l'Etat fédéral à assu-
rer, dans la défense nationale, dans l'enseignement, dans
la sécurité sociale, dans la protection de l'environnement,
dans les péréquations économiques et sociales. Et cela
d'autant plus, et j'y insiste, que le train de vie de nos
collectivités publiques fortement développé ces dernières
années est demeuré et reste dans l'ensemble rustique
parmi les pays industriels d'Occident.
Ainsi donc nous voilà bien contraints de demander, mais
là encore avec mesure, un effort supplémentaire à l'impôt.
Nous sommes justifiés à le faire parce que le décalage
croissant entre nos dépenses et nos recettes résulte au-
tant d'une dépression de nos ressources - 7 pour cent de
progression en 1973 - que de l'inflation et de l'augmenta-
tion de nos tâches.
Les cantons ont, d'une manière générale, amélioré leurs
résultats de 1973 par rapport à leurs budgets, bien qu'ils
restent, pour leurs comptes ordinaires, déficitaires d'envi-
ron 800 millions. Ils ont modéré leurs dépenses, les limita-
tions de crédit les y aidant. Mais ils ont aussi tiré bénéfice
de la progression à froid de leur impôt direct, qui couvre
les 95 pour cent de leurs rentrées fiscales.
Notre impôt direct, subsidiaire et marginal, ne représente
que 15 pour cent de nos ressources fiscales. Il se prélève
avec trois ou quatre ans de retard sur les années servant
de base à la taxation. En revanche, notre impôt sur le
chiffre d'affaires a ralenti sa progression, au rythme d'une
certaine modération de l'euphorie économique. Surtout,
nos droits de douane sont et seront l'objet d'une double
dépression. Celle qui résulte de l'abaissement graduel des
tarifs, suite à nos accords commerciaux. Celle, ensuite,
qui résulte - on l'a relevé tout à l'heure - du système de
tarification au poids spécifique, plus simple à pratiquer,
mais qui ne suit nullement la hausse des prix comme le
fait le système ad valorem pratiqué par la plupart de nos
partenaires. Nous en étudions - je fais allusion aux remar-
ques de M. Stich, bien tardivement, et sans effet avant
deux ans de délai - la modification, mais on peut très
sérieusement se demander s'il n'est pas trop tard puisque
ce changement de système coïnciderait avec la démobili-
sation assez complète de nos tarifs douaniers vis-à-vis de
nos partenaires immédiats.
La dépression de nos ressources fiscales se situe au ni-
veau des contributions indirectes, qui constituent 66 pour
cent de nos ressources fiscales. C'est aussi le domaine où
nos exigences - à 8,5 pour cent du produit national brut -
sont très en retrait sur les 12 à 18 pour cent que prélèvent
nos partenaires européens, et a fortiori très en retard sur
le système de financement indirect par le chiffre d'affaires
des industries et de la distribution, tel qu'il est pratiqué
dans les Etats auxquels se réfère habituellement M. Muret;
tout le financement des Etats modèles et de leur budget
militaire confortable, en particulier, repose en effet sur le
coût de la vie des classes laborieuses qui ne disposent,
elles, d'aucun référendum pour protester. Il est donc logi-
que et équitable à la fois que nous portions nos efforts sur
l'impôt sur le chiffre d'affaires en l'augmentant d'un tiers.
Quant à l'impôt fédéral direct, à la veille de sa réforme
dans le cadre des travaux d'harmonisation conduits avec
les cantons et de l'étude d'initiatives diverses, il nous a
paru peu indiqué de le remanier profondément, d'autant
que nous touchons là au- domaine privilégié des cantons.

L'état de nos finances nous a conduits à renoncer, pour
l'immédiat, à corriger la progression à froid, qui se réper-
cute d'ailleurs des salaires au barème avec un délai de
mansuétude de trois à quatre ans. Le Conseil fédéral
souscrit, par contre, à l'augmentation des déductions so-
ciales proposées par la commission, qui se trouve com-
pensée par l'augmentation des maxima sur les personnes
physiques et morales et par une inflexion de l'échelle pour
les personnes morales.

Nous avons pris bonne note des suggestions de M. le
conseiller national Schmid (SG) concernant la chasse à la
fraude fiscale, un meilleur contrôle des impôts. Nous les
versons au dossier d'une vigilance sur laquelle vous pou-
vez compter. Il n'est pas question, je répondrai encore à
M. Schmid sur ce point, de proposer une nouvelle amnistie
fiscale; nous estimons avec lui que la répétition par trop
fréquente de ces coups d'épongé généreux contribue à
l'élasticité des consciences et finit au bout du compte à
encourager la fraude plutôt qu'à la combattre.

Nos propositions, auxquelles votre commission a bien vou-
lu apporter un appui constructif, ne sacrifient pas à l'hé-
roïsme déclamatoire. Elles se veulent réalistes et raison-
nables, soucieuses d'assurer la continuité des tâches de
l'Etat fédéral et de tenir nos obligations envers les can-
tons, préoccupées aussi de ne pas épuiser la capacité
fiscale du pays, dans l'intérêt du bien-être et de l'activité
économique.

Et je me félicite en terminant de la teneur générale de ce
débat et de l'accueil positif, dans l'ensemble, fait aux
propositions du Conseil fédéral, ainsi, je le répète, qu'aux
amendements constructifs apportés par la commission. Il
est heureux que l'on n'ait guère perdu de temps à des
reproches historiques, réciproques et inutiles sur les res-
ponsabilités de la situation. Il sera surtout nécessaire,
pour donner crédit à nos communes décisions, de nous
épauler mutuellement. Quant à nous et à notre administra-
tion, nous savons l'importance des crédibilités que com-
porteront le budget et le plan financier que nous vous re-
mettrons pour les cinq prochaines années. Ce qu'il pourrait
y avoir de vague dans l'esprit de M. Eibel en sera, nous le
voulons, clarifié.

Quant à vous, Mesdames et Messieurs du Parlement, il
vous appartiendra, ainsi qu'à vos commissions, de jeter un
œil aigu et restrictif sur nos propres propositions et, d'au-
tre part, de contenir la générosité de votre cœur innom-
brable qui vous a - mais c'est sans doute du passé, à
vous entendre, même si c'est un passé récent - conduits
par choix à surenchérir à nos montants et à engager plus
que nous ne pouvons payer. Sur ces points divers,
MM. Kaufmann, Keller et Otto Fischer peuvent compter sur
la fermeté du Conseil fédéral.
Ce n'est, Mesdames et Messieurs, que par cette récipro-
que exigence dans nos engagements et dans nos choix
que nous donnerons sa pleine valeur à notre programme,
qu'il marchera sur les deux jambes, pour satisfaire M. Ei-
bel. Car ce programme constitue réellement le minimum
indispensable si nous entendons sauvegarder le crédit de
la Confédération, son crédit financier sans doute, mais
aussi le crédit de ses institutions et de ceux qui en por-
tent, comme vous et comme nous, la responsabilité.

Eintreten auf die Ziffern l (Gesetz) und II (Bundes-
beschluss) wird ohne Gegenantrag beschlossen
Le Conseil passe sans opposition à la discussion
des chiffres I (loi) et il (arrêté fédéral)

Bundesgesetz über zusätzliche Massnahmen zur
Wiederherstellung des Gleichgewichtes im Bundeshaushalt
Loi fédérale instituant des mesures complémentaires
destinées à restaurer l'équilibre des finances fédérales
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Titel und Ingress und Art. 6
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag Weber-Arbon

Titel

Bundesbeschluss über zusätzliche Massnahmen zur Wie-
derherstellung des Gleichgewichts im Bundeshaushalt

Art. 6
Abs.1
Dieser Beschluss ist allgemeinverbindlich; er untersteht
dem fakultativen Referendum.

Abs. 2
Er tritt am I.Januar 1975 in Kraft und gilt bis 31. Dezem-
ber 1979.

Titre et préambule et art. 6
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition Weber-Arbon

Titre
Arrêté fédéral instituant des mesures complémentaires
destinées à restaurer l'équilibre des finances fédérales

Art. 6
AI.1
Le présent arrêté, qui est de portée générale, est soumis
au référendum facultatif.

Al. 2
II entre en vigueur le 1er janvier 1975 et a effet jusqu'au
31 décembre 1979.

Bürg), Berichterstatter: Nachdem hier ein Antrag vorliegt,
möchte ich kurz die Ueberlegungen der Kommission zur
Rechtsform des Erlasses darlegen, damit nicht etwa der
Eindruck entsteht, wir hätten diese Frage oberflächlich
behandelt. Ich behalte mir vor, auf neue Ueberlegungen
von Herrn Weber noch zu antworten.
Wir haben uns über diese Frage ein kleines Gutachten
ausarbeiten lassen, um die notwendige Sorgfalt zu wahren.
Wir haben schliesslich die Rechtsform des Gesetzes ge-
wählt. Die andere Variante wäre der allgemeinverbindliche
Bundesbeschluss. Das Kriterium liegt in der Befristung.
Die meisten Artikel sind bis 1979 befristet. Das würde für
einen allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss sprechen.
Es gibt indessen einen Artikel 5, der eine neue Rechts-
grundlage für eine neue Gebührenerhebung legt. Es war
der Kommission daran gelegen, diese Gebührenerhebung
auch über das Jahr 1979 hinaus sicherzustellen. Aus die-
sem Grund wurde dieser Artikel nicht befristet, und logi-
scherweise musste dann die Form des Bundesgesetzes
gewählt werden.

Weber-Arbon: Was wir hier bei der Behandlung dieser
Materie betreiben, ist wieder einmal - man könnte
sagen - Feuerwehr-Gesetzgebung, wie seinerzeit bei der
Behandlung der Konjunkturdämpfungsbeschlüsse. Es
brennt, diesmal allerdings in der Bundeskasse, und wir
müssen löschen. Diese Brandbekämpfungsaktion wird auf
zwei verschiedenen Ebenen betrieben, nämlich auf Verfas-
sungs- und auf Gesetzesstufe.
Eines der wesentlichen Merkmale dieser Uebung besteht
sicher darin, dass deren zeitliche Dauer beschränkt ist,
beschränkt sein muss - möchte ich sagen -, insbesondere
was den Bereich der Bundesausgaben anbelangt. Das
geht schon aus verschiedenen Bestimmungen des uns un-
terbreiteten Entwurfes zu einem Bundesgesetz über zu-
sätzliche Massnahmen zur Wiederherstellung des Gleich-

gewichts im Bundeshaushalt hervor, sogar schon aus die-
sem Titel. Erstrebt wird die Wiederherstellung dieses
Gleichgewichts. Ich bin nun erstaunt, dass man sich we-
der beim Bundesrat noch bei der vorberatenden Kommis-
sion an unsere Hausordnung, an das Geschäftsverkehrs-
gesetz erinnert hat. Herr Bürgi hat zwar vorhin zum Aus-
druck gebracht, dass man doch daran gedacht habe, dass
zu differenziern sei zwischen den unbefristeten Erlassen
(Bundesgesetz) und befristeten Erlassen (allgemeinver-
bindlicher Bundesbeschluss). Nach dem Geschäftsver-
kehrsgesetz kann es nach meiner Auffassung keine grosse
Diskussion geben darüber, in welche Rechtsform wir die-
sen von uns zu behandelnden Erlass zu kleiden haben:
nicht als Bundesgesetz, sondern als allgemeinverbindli-
chen Bundesbeschluss. Dies ist am Schluss des Erlasses
auch klar zum Ausdruck zu bringen.
Ich begründe damit auch zugleich meinen Abänderungs-
antrag zu Artikel 6, dass er nämlich befristet sein soll auf
fünf Jahre, d. h. auf die Jahre 1975 bis 1979. Wollen Sie im
ausgeteilten Text meines Abänderungsantrages bitte die
zweite Zahl 75 in 79 korrigieren; so kurzfristig möchte ich
diese Löschaktion auch nicht fixieren.
Was passiert, wenn wir der Form des Bundesgesetzes
zustimmen, wie das Bundesrat und Kommission beantra-
gen? Das hätte nicht nur formalrechtliche, sondern sogar
sehr reale politische Auswirkungen. Eine ganze Reihe
von Bestimmungen - das hat schon Herr Kollega Bürgi
vorhin betont - ist ohnehin schon durch den Text auf Zeit
angelegt. Ich verzichte auf die entsprechenden Zitate die-
ser Artikel. Ueberall ist hier von den Jahren 1975 bis 1979
die Rede. Resultat: Mit dem Jahr 1979 laufen diese Be-
stimmungen aus. Was wir dann noch haben, ist ein Torso,
man könnte sagen: die Ruine eines Bundesgesetzes, des-
sen übrige Artikel in ihrer Wirksamkeit weiterrollen. Der
Titel des Gesetzes bleibt ja auch stehen; er erinnert an
frühere Zeiten. Ob wir sie dannzumal als gute oder als
üble alte Zeiten qualifizieren können, darüber können wir
heute vielleicht streiten. Auf jeden Fall erinnert das dann
an Zeiten, da man das Gleichgewicht im Bundeshaushalt
durch allerhand Ausgabenbeschränkungsübungen her-
zustellen versuchte. Das ist keine saubere legislatorische
Arbeit.
Kritisch, ja geradezu gefährlich wird die Sache, wenn wir
realisieren, welche Bestimmungen dann weiterlaufen. Ich
darf Sie beispielsweise auf Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c
aufmerksam machen, mit welchem der Bundesrat ermäch-
tigt wird, bereits bewilligte Projektierungs-, Bau- oder Be-
schaffungsvorhaben des Bundes zu vereinfachen, einzu-
schränken oder hinauszuschieben. Dieser Artikel läuft wei-
ter nach 1979. Auch Artikel 1 Absatz 4 gehört in diese
Gruppe. Sollen solche Drosselungsvorkehren wirklich auf
unbestimmte Zeit verewigt werden? Ich gebe durchaus zu,
Herr Kollega Bürgi, dass andererseits die Artikel 4 und 5
materiell in ihrer Tragweite Gesetzescharakter haben.
Doch Artikel 4 verdient, als Präzisierung und als Ergän-
zung ins Finanzhaushaltgesetz von 1968 aufgenommen zu
werden. Dafür brauchen wir nicht ein neues separates
Bundesgesetz. Artikel 5 schliesslich, welcher die Rechts-
grundlage für die Erhebung von Kosten durch die Verwal-
tung liefern soll, gehört als Kompetenzbestimmung auch
nicht in eine derartige «Feuerwehr-Gesetzgebung», eher In
ein Gesetz über das Verwaltungsverfahren. Die Konse-
quenz wäre, dass die Artikel 4 und 5 in bereits bestehen-
den Gesetzen untergebracht werden müssten; doch lassen
wir das für heute, schliesslich machen wir heute - wie
erwähnt - in «Feuerwehr-Gesetzgebung». Die Verwaltung
möge in der Zwischenzeit der kommenden fünf Jahre die
entsprechenden Gesetzesergänzungen vorbereiten. Ich
stelle deshalb in dieser Richtung keine weiteren Abände-
rungsanträge.
Rechtlich - das sei noch bemerkt - ist es durchaus zuläs-
sig, Artikel 5 in der Form des allgemeinverbindlichen Bun-
desbeschlusses als notwendige gesetzliche Grundlage für
die Erhebung von Gebühren zu betrachten.
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Die Botschaft des Bundesrates macht zu dieser Frage auf
Seite 17 bloss Ausführungen darüber, dass ein dem fakul-
tativen Referendum unterstehender Beschluss nötig sei,
verliert jedoch kein Wort über die Abgrenzung allgemein-
verbindlicher Bundesbeschluss einerseits und Bundesge-
setz andererseits. Hier gilt es, die Konsequenz aus dem
bereits eingangs erwähnten Geschäftsverkehrsgesetz zu
ziehen. Nebenbei sei auch noch bemerkt, dass auch die
Tragweite der Investitionsvorschriften in Artikel! Absatz2
kein Argument für einen permanenten Charakter dieses
Erlasses bilden kann.
Wenn Sie meinem Antrag bezüglich Titel zustimmen, be-
dingt das - ich habe bereits darauf hingewiesen - eine
Korrektur des Artikels 6, der dann dahin lauten muss, dass
dieser Beschluss allgemeinverbindlich sei und dem fakul-
tativen Referendum unterstehe, und in Absatz 2 schliess-
lich ist unmissverständlich für den ganzen Eriass die Dau-
er auf fünf Jahre zu beschränken.

Bürgi, Berichterstatter: Ich möchte noch einmal deutlich
festhalten, dass sich die Kommission um die hier entstan-
denen rechtlichen Probleme gekümmert hat. Frau Uchten-
hagen hat sie aufgegriffen, was uns veranlasste, darüber
juristische Unterlagen zu beschaffen. Herr Weber, ich
glaube, wir stimmen in einem Punkt überein: Wenn es
unbefristete Elemente hat, ist es ganz eindeutig, dass
nach Artikel 5 des Geschäftsverkehrsgesetzes die Ge-
setzesform gewählt werden muss. Nun haben wir ein Kon-
glomerat von befristeten und unbefristeten Massnahmen
vor uns. Wir waren der Meinung, dass wir im Hinblick
auf die unbefristeten Elemente die Form des Bundes-
gesetzes zu wählen hätten. Hätten wir das nicht getan,
dann wäre im Plenum totsicher ein Antrag eingereicht wor-
den, es müsse zum Bundesgesetz übergegangen werden.
Ich war am Ende der Kommissionssitzung versucht, mei-
nen Kollegen eine Wette darüber zu offerieren, dass be-
stimmt ein solcher Antrag eingereicht werde, wenn wir
nicht aufpassen. Ich habe dann darauf verzichtet, was
mich nun fast reut, denn ich hätte ja die Wette ge-
wonnen.
Nun möchte Kollege Weber die unbefristeten Elemente
dieses Beschlusses befristen; dann hat er eine bereinigte
Ausgangslage und kann guten Gewissens die Form des
allgemeinverbindlichen Bundesbeschlusses wählen.
Ich möchte hier mit Ihnen anhand der Fahne durchgehen,
was unbefristet ist und bitte Sie, mir zu folgen: Da haben
Sie zunächst einmal Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c. Hier
erhält der Bundesrat die Kompetenz, bereits bewilligte
Projektierungen, Bau- oder Beschaffungsvorhaben des
Bundes vereinfachen, einschränken oder hinausschieben
zu können. Wir waren in der Kommission der Meinung,
dass dieser Teil des Beschlusses auch über 1979 hinaus
gelten sollte.
Der nächstfolgende Artikel, in welchem keine Befristung
vorliegt, ist Artikel 4 über die Krisenverhütung und
schliesslich Artikels über die Gebührenerhebung. Wir wa-
ren nicht so sicher, ob die Zwischenzeit genüge, um alle
einschlägigen Gesetze zu modifizieren, was erforderlich
wäre, um eine Weiterführung dieser Artikel über das Jahr
1979 hinaus sicherzustellen. Darum wählten wir den siche-
ren Weg; wir wollen diese Artikel auch nach 1979 in ihrer
Funktion gewährleisten, was eben nur bei der Form des
Bundesgesetzes möglich ist.
Aus diesen Gründen möchte ich Sie bitten, der Kommis-
sion zuzustimmen: Rechtsform des Gesetzes, d.h. also
den Antrag Weber abzulehnen.

M. Bussey, rapporteur: Je pense, comme le président de la
commission, que M. Weber fait une erreur lorsqu'il déclare
que la commission ne s'est pas préoccupée de ce pro-
blème.
Je relève que selon l'article 5, 1er alinéa, de la loi du
23 mars 1962, sur les rapports entre les conseils, l'Assem-
blée fédérale doit édicter sous forme de loi les actes

qu'elle adopte pour une durée illimitée et qui contiennent
des règles de droit.
En l'espèce, l'objectif proposé est de «restaurer l'équilibre
des finances fédérales» sans limitation dans le temps -
article premier, 1er alinéa; à cette fin, certains moyens
préconisés sont, soit déterminés pour une durée limitée,
soit déterminés pour une durée illimitée. C'est ainsi, par
exemple, que si l'Assemblée fédérale fixe pour les dépen-
ses d'équipement un plafond valable pour les années
1975 à 1979, on limite pour les mêmes années le taux
d'augmentation annuelle de l'effectif du personnel à un
certain pourcentage - si l'on suit à la proposition de la
majorité.
Le Conseil fédéral, quant à lui, serait autorisé pour un
avenir non limité, à «simplifier des études, des projets de
constructions, à en réduire l'ampleur ou à en différer
l'exécution». Le fait de prévoir des durées différentes pour
l'application de ces mesures résulte de leur portée de
nature différente. La fixation de plafonds pour les dépen-
ses d'équipement ou la réduction de l'augmentation du per-
sonnel ont des incidences conjoncturelles telles qu'elles
ne peuvent être décidées par le Parlement que pour une
période déterminée et limitée. Par contre, la faculté accor-
dée au Conseil fédéral de simplifier des études ou des
projets de constructions, d'en réduire l'ampleur ou d'en
différer l'exécution résulte, elle, d'une simple mesure
d'économie que l'on peut attendre de la gestion constante
du Conseil fédéral, chaque fois que l'équilibre des fi-
nances est menacé.
L'exercice d'une telle faculté n'a, dès lors, pas à être
limitée dans le temps. Il en va de même des pouvoirs qui
lui sont consentis pour prévoir la perception d'émoluments
appropriés pour les décisions et les autres prestations de
l'administration fédérale, si l'on se réfère à l'article 5 du
projet de loi soumis.
Dans ces conditions, il semble bien que le texte propo-
sé, qui fixe pour une durée illimitée certaines attribu-
tions du Conseil fédéral, contient des règles de droit au
sens de l'article premier, 1er et 2e alinéa, de la loi sur les
rapports entre les conseils. De ce fait, il doit revêtir la
forme de la loi même si les attributions que se donnent
les Chambres fédérales n'ont qu'une durée limitée.
Il est apparu à votre commission que cette solution s'im-
posait également pour des raisons pratiques. Devant les
difficultés financières que connaît la Confédération, il im-
porte d'envisager comme un tout les mesures proposées
plutôt que de les disperser dans différents textes de lois
au risque de les voir perdre de leur efficacité.

M. Chevallaz, conseiller fédéral: M. Bürgi a évoqué l'aspect
général du problème, M. Bussey vient d'en dégager l'as-
pect juridique, je vais donc être très bref.
Certaines dispositions sont limitées dans le temps et s'ac-
commodent d'un arrêté de portée générale; d'autres sont
durables et justifient la loi. Fallait-il établir deux docu-
ments? Nous aurions créé par là une certaine confusion
dans les esprits, vu l'unité d'intentions. Il était donc logi-
que de grouper les dispositions en un acte et dès lors de
choisir la formule de la loi de compréhension plus géné-
rale pour permettre ainsi à des mesures que nous consi-
dérons comme valablement utiles de durer au-delà de
cinq ans.
Nous vous invitons donc à rejeter la proposition de M. We-
ber.

Präsident: Wir kommen zur Abstimmung über die Rechts-
form, in die wir den ersten Eriass kleiden wollen. Bundes-
rat und Kommission beantragen die Form des Bundesge-
setzes, das keine Befristung enthält. Herr Weber-Arbon
schlägt einen Bundesbeschluss vor, der allgemeinverbind-
lich ist, aber eine Befristung enthält. Die Befristung ist in
seinem Antrag in Artikel 6 enthalten. Wir stimmen daher
beim Antrag Weber über beides gemeinsam ab: Bundes-
beschluss mit Befristung gemäss Artikel 6.
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Abstimmung - Vote

Für den Antrag der Kommission 86 Stimmen
Für den Antrag Weber-Arbon 23 Stimmen

Art. 1
Antrag der Kommission

Abs. 1 und Abs. 2 Ingress und Buchst, a und c

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Abs. 2 Buchst, b

Mehrheit

Wird die Bundesversammlung für die Jahre 1975 bis 1979
die jährliche Zuwachsrate des Personalbestandes des
Bundes auf höchstens 0,5 Prozent des jeweiligen Vorjah-
resbestandes begrenzen;

Minderheit
(Reiniger, Bussey, Diethelm, Müller-Bern, Schläppy, Stich,
Uchtenhagen)

Begrenzt die Bundesversammlung den Personalbestand
für die Jahre 1975 bis 1979;

Buchst, d (neu)

Mehrheit

Legt der Bundesrat der Bundesversammlung mit dem Bud-
get für das Jahr 1975 den kurzfristigen Finanzplan für die
Jahre 1976 und 1977 sowie die Schätzungen der mittelfristi-
gen Finanzplanung für die Jahre 1978 und 1979 mit einer
Dringlichkeitsordnung gemäss Artikel 29 Absatz 1 Buchsta-
be b des Bundesgesetzes über den eidgenössischen Fi-
nanzhaushalt vom 18. Dezember 1968 zur Kenntnisnahme
vor. Der Bundesrat schafft die Voraussetzungen für die
Koordination der Richtlinien für die Regierungspolitik in
der Legislaturperiode 1975-1979 mit der mittelfristigen Fi-
nanzplanung. Der Bundesrat sorgt für die Koordination der
Finanzplanung des Bundes mit derjenigen der Kantone
und Gemeinden gemäss Artikel 30 Absatz 1 Finanzhaus-
haltgesetz.

Minderheit
(Biel, Allgöwer, Fischer-Bern)

Legt der Bundesrat der Bundesversammlung für die Jahre
1975-1979 eine Finanzplanung mit Dringlichkeitsord-
nung zur Genehmigung vor und sorgt für die Koordination
der Finanzplanung mit derjenigen der Kantone und Ge-
meinden.

Abs. 3

Antrag der Kommission

Bundeseigene Vorhaben und neue Zusicherungen von
Bundesbeiträgen sind auf den nach Absatz 2 Buchstaben a
und d festgesetzten Rahmen auszurichten.

Abs. 4
Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Minderheit
(Reiniger, Bussey, Diethelm, Müller-Bern, Schläppy, Stich,
Uchtenhagen)

Dieser Artikel findet auf den Finanzhaushalt der Schweize-
rischen Bundesbahnen und der PTT-Betriebe sinngemäss
Anwendung. Die zukünftige Leistungsfähigkeit und Sicher-
heit der Betriebe darf dadurch nicht beeinträchtigt wer-
den.

Anträge Kaufmann

Abs. 2 Buchst, b
Wird der per 31. Dezember 1974 bewilligte Personalbe-
stand des Bundes in den Jahren 1975-1977 nicht und

in den Jahren 1978 und 1979 von der Bundesversammlung
höchstens um je 0,5 Prozent dieses Bestandes erhöht;

Abs. 4

Dieser Artikel findet auf den Finanzhaushalt der SBB- und
der PTT-Unternehmungen sinngemäss Anwendung. Ab-
satz 2 Buchstabe b hat Gültigkeit für die Verwaltungsabtei-
lungen der SBB und der PTT, nicht aber für deren Be-
triebsdienste.

Art. 1

Proposition de la commission

Al. 1 et al. 2 préambule et let. a et c

Adhérer au projet du Conseil fédéral

Al. 2 let. b
Majorité

L'Assemblée fédérale limitera, pour les années 1975 à
1979, le taux d'augmentation annuelle de l'effectif du per-
sonnel de la Confédération à 0,5 pour cent au plus de
l'effectif de l'année précédente;

Minorité

(Reiniger, Bussey, Diethelm, Müller-Berne, Schläppy, Stich,
Uchtenhagen)

L'Assemblée fédérale limitera l'effectif du personnel du-
rant les années 1975 à 1979;

Let. d (Nouveau)

Majorité

Le Conseil fédéral, en présentant le budget de 1975, sou-
met également à l'Assemblée fédérale pour qu'elle en
prenne acte le plan financier à court terme du 1976 et
1977 ainsi que les prévisions financières à moyen terme
pour 1978 et 1979 assorties d'un ordre de priorités, confor-
mément à l'article 29, 1er alinéa, lettre b, de la loi sur les
finances de la Confédération du 18 décembre 1968. Le
Conseil fédéral crée les conditions propres à assurer la
coordination des grandes lignes de la politique gouverne-
mentale pendant la législature 1975-1979 avec la planifica-
tion financière à moyen terme. Il veille à coordonner la
planification financière de la Confédération avec celle des
cantons et des communes, conformément à l'article 30, 1er
alinéa, de la loi sur les finances.

Minorité
(Biel, Allgöwer, Fischer-Berne)

Le Conseil fédéral soumet à l'approbation de l'Assemblée
fédérale un plan financier, assorti d'un ordre de priorités,
pour les années 1975-1979 et il veille à coordonner la
planification finanière avec celle des cantons et des com-
munes.

Al. 3

Proposition de la commission
Les décisions concernant les projets qui relèvent directe-
ment de la Confédération ainsi que l'octroi de nouvelles
subventions seront prises compte tenu du plafond prévu
au 2e alinéa, lettres a et d.

Al. 4

Majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Minorité
(Reiniger, Bussey, Diethelm, Müller-Berne, Schläppy, Stich,
Uchtenhagen)

Le présent article s'applique par analogie aux finances
des CFF et des PTT, à condition que cela ne porte pas
préjudice à l'efficience et à la sécurité futures de ces
entreprises.
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Propositions Kaufmann

AI. 2 let. b
L'effectif du personnel de la Confédération, autorisé le
31 décembre 1974, ne sera pas augmenté durant les an-
nées 1975 - 1977; pour les années 1978 et 1979, l'Assem-
blée fédérale limitera le taux d'augmentation annuel à un
demi pour cent de cet effectif;

Al. 4

Le présent article s'applique par analogie aux finances
des CFF et des PTT. Le 2e alinéa, lettre b, s'applique aux
services administratifs des CFF et des PTT, mais non à
leurs services d'exploitation.

Bürgl, Berichterstatter: Buchstabe a ist zwar nicht bestrit-
ten; da es sich aber um einen wichtigen Bestandteil der in
Aussicht genommenen Sparübung durch das Parlament
handelt, lege ich Wert darauf, Ihnen einige Ueberlegungen
über die voraussichtliche Anwendung dieses Instrumentes
zu unterbreiten. Dabei knüpfen wir an die Erfahrungen
über die Militärausgaben an.
Seit den sechziger Jahren wird für die Militärausgaben ein
Mehrjahresplafond festgelegt. Anstelle von unregelmässi-
gen Ausschlägen von Jahr zu Jahr wurde dadurch eine
gleichmässige und überblickbare Entwicklung eingeleitet.
Dies soll nun auf den Investitionsbereich übertragen wer-
den. Das Parlament legt für eine Fünfjahresperiode zum
voraus den maximalen Zahlungsrahmen fest. Dadurch wird
eine mehrjährige Sachplanung erzwungen und es wird ein
besseres Abwägen der Dringlichkeiten ermöglicht. Diese
Sachplanung ist gerade für die Beitragsempfänger der
Bundessubventionen äusserst wichtig. Durch den Fünfjah-
resplan können auch die Gemeinden und die Kantone die
notwendige Planung vornehmen. Dadurch gibt es auch in
der Beziehung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden
mehr Stetigkeit und Ueberblickbarkeit. Voraussichtlich-
werden ungefähr 28 Positionen des Budgets von diesem
Verfahren erfasst. Darf ich Ihnen zwei konkrete Beispiele
geben, um die Sache zu verdeutlichen. Das erste betrifft
den Nationalstrassenbau. Die Kantone erhalten frühzeitig
den möglichen Zahlungsrahmen. Sie können dann ihrer-
seits an ihre Mehrjahresplanung herangehen. Dadurch
wird eine rationellere Bewirtschaftung der verfügbaren
Mittel sichergestellt.
Das zweite Beispiel betrifft die zivilen Bauvorhaben des
Bundes. Dadurch soll eine Investitionsplanung beim Bund
selber herbeigeführt werden. Die Bauwünsche und die ver-
fügbaren Mittel können gegeneinander abgewogen wer-
den. Das erleichtert die Bestimmung von Prioritäten. Alles
in allem ist dieser Buchstabe ein wichtiges Mittel einer
vorausschauenden und auf das Wesentliche ausgerichte-
ten Finanzpolitik.
Ich bitte Sie deshalb um Zustimmung.

M. Bussey, Rapporteur: La lettre a du 2e alinéa définit une
des composantes les plus importantes de l'instrument à
l'examen en autorisant l'Assemblée fédérale à fixer un
plafond aux dépenses d'équipement pour les années 1975
à I979. On s'est inspiré ici d'une pratique qui est déjà en
vigueur pour les dépenses militaires. En effet, depuis les
années soixante, on fixe, dans le cadre de ces dépenses,
un plafond valable pour plusieurs années. Ce système
permet un développement régulier et transparent des dé-
penses et évite-des à-coups qui, à défaut de celui-ci, se
produiraient d'une année à l'autre. On entend maintenant
appliquer ce système aux dépenses d'équipement. Le
Parlement fixera d'avance les plafonds de dépenses pour
la période quinquennale à venir. Une planification plurian-
nuelle sera ainsi mise sur pied; elle permettra de mieux
tenir compte des priorités. Cette planification est particu-
lièrement importante pour les bénéficiaires des subven-
tions fédérales. Elle permet aux cantons et aux communes
de planifier de leur côté, assurant ainsi une plus grande
continuité et une meilleure transparence. Le président de

121-N

la commission a pris deux exemples. Le premier en est la
construction des routes nationales. En effet, si les cantons
connaissent à temps les limites des paiements qui seront
effectués par la Confédération, ils peuvent alors mettre
sur pied une planification pluriannuelle assurant une ges-
tion plus rationnelle des moyens financiers disponibles. Le
second exemple concerne les projets de constructions ci-
viles de la Confédération. Dans ce cas, cette planification
permet d'établir un plan d'investissement; elle contraint la
Confédération à proportionner ses projets de construction
aux moyens financiers disponibles. Le choix des priorités
s'en trouve ainsi grandement facilité.

Bürgi, Berichterstatter: Zu Absatz 1 Buchstabe b: Es geht
um die Sparmassnahmen im Personalbereich. Da kommen
wir an das Lebendige. Das ist wohl auch die Erklärung
dafür, dass die Kommission einen anderen Antrag stellt
als der Bundesrat, dass es einen Minderheitsantrag gibt
und schliesslich noch ein Antrag Kaufmann eingereicht
wurde.

Eines ist ganz klar: Sparmassnahmen im Personalbestand
bringen rasche und wirksame Sparergebnisse. Dies ergibt
sich aus den Durchschnittskosten, welche dem Bund im
Jahr 1973 für eine Personaleinheit in der Bundeszentral-
verwaltung erwuchsen; die Zahl war 36 700 Franken. Eine
eingesparte Personaleinheit heisst: 36 700 Franken sind
auf die Seite gelegt. Es besteht Einmütigkeit über die
Notwendigkeit, auf diesem Gebiete Vorkehrungen zu tref-
fen. Der Bundesrat wollte sich auf das «absolut Notwendi-
ge» beschränken. Der Kommissionsmehrheit schien das
eine etwas vage Formel zu sein. Sie kann ja ohne weiteres
als Eingeständnis ausgelegt werden, früher wäre mehr als
das Notwendige an Personal engagiert worden.

Dann ging es noch darum festzulegen, wer diese Kompe-
tenz ausübt. Der Kommissionsmehrheit war es daran gele-
gen, sie dort zu belassen, wo sie schon verankert ist,
nämlich bei der Bundesversammlung. Aber das etwas un-
deutliche Sparziel sollte konkretisiert werden. Aus diesem
Grunde wählte die Kommissionsmehrheit die vor Ihnen
liegende Formel. Es sollte eine Schranke errichtet werden,
die unter keinen Umständen überschritten werden darf.
Ich betone, dass es ohne weiteres erlaubt ist, sie zu unter-
schreiten. Ich möchte weitergehen und sagen, dass dies
äusserst erwünscht sei. Soweit ich informiert bin, hat das
eidgenössische Personalamt Vorkehrungen getroffen, um
1975 einen weitgehenden Personalstopp durchzuführen.
Diese anerkennenswerten Bemühungen sollen durch die
Limite des halben Prozentes Zuwachs nicht gestört wer-
den.

Lassen Sie mich, wenn ich schon das Wort habe, noch
eine generelle Bemerkung zur Personalpolitik des Bundes
beifügen. Der haushälterische Einsatz des Personals ist
heute eine Aufgabe von grösster Wichtigkeit für jeden
Chef geworden. Ich weiss, dass durch die Finanzverwal-
tung und das Personalamt die notwendige Sensibilisierung
der Kader für dieses Problem eingeleitet worden ist. Ich
bin überzeugt, dass diese Bemühungen zielstrebig weiter-
geführt werden. Ich möchte in der gegebenen Situation
sagen: Derjenige Chef ist heute der beste, der seine Auf-
gaben ohne Personalzunahme oder gar mit weniger Perso-
naleinheiten als bisher durchführen kann.

Zu den Minderheitsanträgen, die jetzt begründet werden,
möchte ich mich anschliessend äussern.

M. Bussey, rapporteur: II y a unanimité sur un point en ce
qui concerne cette lettre b, c'est de donner la responsa-
bilité dans ce domaine à l'Assemblée fédérale, alors que
le projet initial prévoyait que c'était au Conseil fédéral
qu'il appartenait de se déterminer. La majorité de la com-
mission estime, pour marquer une volonté d'économie,
qu'il faut limiter le pourcentage du taux de croissance
autorisé et le fixer à 0,5 pour cent. La minorité indique
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simplement que «l'Assemblée fédérale limitera l'effectif du
personnel durant les années 1975 - 1979». Je fais person-
nellement partie de cette minorité, car il m'est apparu qu'il
serait très dangereux de prévoir une exigence précise de
0,5 pour cent alors que dans des circonstances tout à fait
particulières nous pourrions avoir de la part de la Confé-
dération, de la part du Conseil fédéral, des propositions
permettant d'aller, dans une année particulière, au-delà du
pourcentage proposé par la majorité. Je voterai person-
nellement avec la minorité.

Reiniger, Berichterstatter der Minderheit: Namens der auf
der Fahne aufgeführten Minderheit beantrage ich Ihnen,
den Personalbestand zwar zu begrenzen, und wie die
Mehrheit der Kommission vorschlägt, durch die Bundes-
versammlung und nicht durch den Bundesrat zu begren-
zen, jedoch die im Mehrheitsantrag ausdrücklich erwähnte
obere Zuwachsgrenze von 0,5 Prozent wegzulassen. Die
Minderheit will damit nicht etwa - ich möchte dies ein-
gangs klar und eindeutig feststellen - einer darüber hin-
ausgehenden Personalvermehrung das Wort reden, son-
dern sie will, wie ich das bereits in meinem Eintretensrefe-
rat antönte, anstelle einer starren, eine flexible, den Gege-
benheiten und Notwendigkeiten angepasste und anpass-
bare Regelung. Starre Regelungen, wie die von der Kom-
missionsmehrheit vorgeschlagene, führen leicht zu sturen
Resultaten. Leicht wird eine Zuwachsmöglichkeit von 0,5
Prozent als Zuwachsanspruch von 0,5 Prozent pro Jahr
ausgelegt. Dies wird mit unserer Lösung verhindert. Es
gibt Verwaltungsabteilungen, die in den nächsten Jahren
sicher ohne zusätzliches Personal auskommen oder sogar
Personal abbauen können. Wir sind der Meinung, dass
dies alljährlich mit dem Voranschlag zu überprüfen ist und
dass der Personalbestand der einzelnen Verwaltungsabtei-
lungen regelmässig durch die Bundesversammlung neu zu
fixieren ist. Andere Abteilungen wiederum - ich denke hier
in erster Linie an die Betriebsabteilungen der Bundesbe-
triebe - werden in einem oder vielleicht sogar in mehreren
Jahren der Periode, für die wir legiferieren, mehr als die-
ses halbe Prozent Zuwachs benötigen, wenn ihr Dienstlei-
stungsangebot aufrechterhalten oder sogar verbessert
werden soll. Auch diesen Fällen kann mit unserer Rege-
lung Rechnung getragen werden. Was wir anstreben, Ist -
ich wiederhole es - eine flexible Lösung, eine Lösung, die
uns immer wieder zwingt, die Verhältnisse neu zu überprü-
fen, eine Lösung, die der Verwaltung, aber auch uns, nicht
einen festen Zuwachsanspruch gibt, eine Lösung schliess-
lich, die nicht jene Verwaltungsabteilungen, die in den
letzten Jahren bereits alle Möglichkeiten der Personalein-
sparung ausgenutzt haben, bestraft und sie gegenüber
denjenigen benachteiligt, die in den vergangenen Jahren
vorsorglich den Personalbestand aufstockten und sich nun
in Ruhe einen mehrjährigen Stopp leisten können. In die-
sem Sinne bitte ich Sie, den Antrag der Minderheit zu
verstehen und ihm zuzustimmen. Wir wollen, wie die Mehr-
heit, eine Beschränkung, und zwar eine massive Beschrän-
kung des Personalbestandes. Wir lehnen jedoch eine star-
re und, nebenbei gesagt, sehr zufällig und willkürlich fest-
gesetzte Begrenzung ab.

Kaufmann: Mein Antrag geht auf dem Weg, den die Mehr-
heit der Kommission einschlägt, einen Schritt weiter, und
ich hoffe gerne, Herr Kollege Fischer aus Bern sei nun
wieder mit den St. Galler Deputierten zufrieden. Mein An-
trag will für drei Jahre einen Personalstopp und für zwei
Jahre eine reduzierte Zuwachsrate von 0,5 Prozent. Die
Hauptbegründung hat und wird Ihnen der Kommissions-
präsident zum Mehrheitsantrag noch geben. Mein Antrag
basiert vorerst auf einem psychologischen und politischen
Argument. Das Volk erwartet Einsparungen, das ist wieder-
holt festgehalten worden, und zwar etwas Konkretes. Sol-
len wir mit leeren Händen in die Abstimmung ziehen? Hier
genügt meines Erachtens der Minderheitsantrag und der
Antrag des Bundesrates nicht. Sie sind an sich systemkon-

form, aber nichtssagend. Vom Sparen im allgemeinen war
schon lange die Rede. Ich glaube, dass mein Antrag auch
einen reellen Gehalt hat. Ein Personalstopp für drei Jahre
ist durchaus machbar. Sie können versichert sein, unser
Staat geht nicht unter. Der Kommissionspräsident deutete
es bereits an und man weiss es auch: die Finanzverwal-
tung will selber, aus eigenen Stücken, für das Jahr 1975
einen Personalstopp einführen. Ich gehe noch zwei Jahre
weiter. Man sagte mir heute: Wie ist es, wenn in diesen
drei Jahren neue Aufgaben kommen? Da möchte ich die
Gegenfrage stellen: Sind denn die alten Aufgaben heute
noch gleich notwendig, wie sie es ursprünglich waren? Ein
kleines Beispiel: Militärpferdeanstalt. Ich glaube, nur mit
einem Personalstopp zwingen wir die Verwaltung zu einer
Rationalisierung, zwingen wir sie, sich über Sinn, be-
dingten Sinn oder gar Unsinn der Arbeit auseinanderzu-
setzen. Ohne Druck passiert leider nichts. Das ist kein Vor-
wurf an die Beamten. Wir alle haben die Tendenz, unsere
Arbeit wichtiger zu nehmen, als sie es objektiv gesehen ist.
Diese Gefahr besteht nun bei der Verwaltung und bei der
Bundesverwaltung ganz besonders. Hier gibt es keine
Rentabilitätsschranken. Hier besteht, wenn überhaupt, nur
eine sehr humane Leistungskontrolle. Gerade well Renta-
bilitätsschranken und Leistungskontrolle fehlen, müssen
sie von Zeit zu Zeit durch einen Personalstopp oder durch
eine Personallimitierung ersetzt werden, selbst wenn wir
nicht in einer Defizitklemme wären. Der Zwang zum
Ueberdenken und Rationalisieren muss dann einsetzen,
wenn eine Stelle frei wird. Wir haben in der Zentralverwal-
tung und in den zentralen Regiebetrieben alljährlich etwa
1200 durch Tod oder Kündigung frei werdende Stellen.
Hier wäre meines Erachtens der Ansatzpunkt zum Rationa-
lisieren. Man hielt mir heute morgen auch entgegen: Was
geschieht, wenn in den nächsten drei Jahren eine Krise
entsteht, eine Krise, die immer mehr Personal verlangt?
Abgesehen davon, dass ich diese Krise zurzeit nicht sehr
plastisch sehe, erlassen wir ja heute eine Bundesgesetz
und beschränken das Personal. Selbstverständlich können
wir in Notzeiten, ohne davon zu leichten Gebrauch zu
machen, dieses Gesetz jederzeit wieder revidieren.
Also passiert nichts, selbst wenn Sie heute einem ab-
soluten Personalstopp zustimmen. Ich möchte Ihnen noch
einige Argumente mitgeben, weshalb ich meinen Antrag
eingereicht habe. Wir erlebten in den letzten fünf Jahren
in der Bundeszentralverwaltung Jahr für Jahr eine Vermeh-
rung um 800 Personen. Ich glaube, es ist jetzt Zeit für eine
Besinnung, für eine Atempause, besonders in einer Zeit, in
der wir doch der Privatwirtschaft - ich denke hier vor
allem an das Gewerbe - einiges zumuten an Personal-
stopp und Personalabbau. Ich erinnere an die Fremd-
arbeiterfrage und neuestens an die Kreditbeschränkungen.
Nach meiner Meinung ist es psychologisch ungeschickt,
wenn der Bund bei der heutigen Situation expandiert. Ich
darf Sie auch darauf hinweisen, dass im Kanton St. Gallen
seit anderthalb Jahren ein Personalstopp besteht. Wir ha-
ben damit gute Erfahrungen gemacht, obwohl die Verhält-
nisse in einem Kanton mit einem viel kleineren Personal-
bestand natürlich eher heikler sind, weil die Rationalisie-
rung meist weiter fortgeschritten ist bei einem kleinen
Personalbestand. Im Kanton sind die Probleme auch des-
halb heikler, weil es die Probleme mit den neuen Spitälern
und Schulen zu bewältigen gilt. Trotzdem klappt der Per-
sonalstopp im Kanton St. Gallen seit eineinhalb Jah-
ren.
Gestatten Sie mir noch eine letzte Ueberlegung. Zusätzli-
ches Personal, das ist augenscheinlich, bringt zusätzliche
Personalkosten. Zusätzliches Personal bringt aber Sekun-
därkosten, ich denke an Büro, Mobiliar und Einrichtungen.
Und was man häufig übersieht: mehr Personal führt zu
einer stillen Aufblähung der staatlichen Tätigkeiten. Jeder
tüchtige Beamte hat die Tendenz, seine Funktionen auszu-
weiten. Ich bin sehr froh gewesen, dass Herr Biel heute
morgen diese Bilder noch angereichert hat; er hat darauf
hingewiesen, dass zusätzliches Personal der inneren Ten-
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denz folgend auch neue Beiträge und neue Subventionen
ausrichten wird, nur weil das Personal jetzt da ist und eine
Tätigkeit erfüllen möchte. Ich glaube, an das haben wir in
erster Linie zu denken, wenn wir uns jetzt einige Be-
schränkungen auferlegen wollen. Ich habe Ihnen meinen
Antrag sicherlich auch dadurch noch annehmbarer ge-
macht, als ich die Betriebsdienste der SBB und PTT - hier
spielen andere Ueberlegungen und Verhältnisse - aus-
drücklich ausgenommen habe in meinem Absatz 4. Ich er-
suche Sie aus all diesen Gründen, meinem Antrag zuzu-
stimmen.

Ueltschi: Das in Êeratung stehende Bundesgesetz über
zusätzliche Massnahmen zur Wiederherstellung des finan-
ziellen Gleichgewichtes sieht in Artikel 1 Absatz 2b vor,
dass der Bundesrat den Personalbestand auf das absolut
Notwendige beschränke.
In diesem Zusammenhang gestatte ich mir folgende Aus-
führungen: Nachdem es mir wiederholt möglich war, in die
Administration der eidgenössischen Verwaltung Einblick
zu nehmen, muss ich feststellen, dass die zuständigen
Personalstellen ganz allgemein eindeutig darauf tendieren,
ja keine frei werdenden Stellen aufzugeben, sondern sie,
ob notwendig oder nicht, zu besetzen, unter dem Motto:
Kein Arbeitsplatz darf verloren und preisgegeben werden.
Selbst verantwortliche Beamte sehen nicht ein, warum
nicht bei Austritten und Pensionierungen eine anderweiti-
ge Zuteilung der Aufgaben an bereits vorhandene Beamte
möglich sein sollte. Die Neueinstellungen sollten nach Be-
dürfnis und nach Notwendigkeit genauestens überprüft
werden. Denn mit diesen Gefälligkeitsanstellungen im Sin-
ne von sogenannten Sackgeldverdienern sollte nun auch
nach Auffassung von verantwortlichen Beamten endlich
Remedur geschaffen werden. Mit der Schaffung von über-
bordenden sogenannten Stabsstellen innerhalb der Dienst-
stellen und der Betriebe wurde eine Mentalität gezüchtet,
was eine massive Zersplitterung und Aufblähung der be-
treffenden Abteilungen zur Folge hat. Das Resultat ist ein-
deutig: eine Vermehrung der Chefbeamten, der Beamten,
die sich den Titel Chef selbst gelegentlich aneignen, ein
Heer von Vizechefs mit den dazugehörigen Sekretären und
Sekretärinnen, vermehrte Büroräumlichkeiten und Büroma-
schinen usw. Kurz und gut ein ungeheurer Mehraufwand,
wobei erwähnt werden muss, dass gelegentlich weder die
Arbeitskräfte noch die Büroräume und die Büromaschinen
ausgelastet sein sollen.
Ein weiteres Kapitel ist die Hefstellung von sogenannten
Pflichtenheften in gewissen Bundesbetrieben. Es wird viel-
fach von den Beamten selbst nicht eingesehen, warum aus-
gerechnet in den Lohnklassen 25 bis 18 die Abgabe dieser
Pflichtenhefte nicht unterlassen werden könnte, nachdem
diese nachgewiesenermassen zu Tausenden gehortet wer-
den sollen, was ein übertriebener und nicht verantwortba-
rer Aufwand an Material, an Personal und an Zeit bedeu-
tet. Vielfach werden die Arbeitsleistungen der Angestellten
nicht kontrolliert, und wohlwollende und gut gemeinte An-
träge von untergeordneten Beamten werden an die oberen
und kompetenten Instanzen gelegentlich nicht weitergelei-
tet. Zehntausende von Franken könnten auf dieser Sparte
eingespart werden. Ein Institut, das als zu kostspielig und
umstritten gilt, sind die sogenannten Hauszeitungen, deren
Kosten pro Betrieb jährlich gelegentlich über 100 000 Fran-
ken ausmachen sollen. Man muss sich hier wirklich fra-
gen, ob der Aufwand tatsächlich in einer gesunden Rela-
tion zum Nutzeffekt steht. Dasselbe gilt für die Betreuung
der Bibliotheken, welche von teuren und teuersten Fach-
leuten geführt werden. Diese Beispiele Hessen sich x-fach
zusätzlich vermehren.
Summa summarum müssen wir ganz allgemein auf der Hut
sein, dass unsere Bundesverwaltung nicht zu einem Ver-
sorgungs- und Wohltätigkeitsinstitut wird. Im Sinne dieser
Ausführungen unterstütze ich den Antrag Kaufmann. Es ist
vordringlich wünschbar, Herr Bundesrat Chevallaz, dass
die einzelnen Bundesbetriebe auf ihren zweckmässigen

Ausbau hinsichtlich ihrer Organisation, gründlich und un-
gesäumt überprüft und kontrolliert werden.

Her wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

Schluss der Sitzung um 18.50 Uhr
La séance est levée à 18 h 50
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Schürmann unterstellt ist. Ich betrachte es als unqualifi-
zierbar, dass er nun diese Petition dazu benutzt, einen
derartigen Angriff gegen die Bierbrauereien und das Gast-
gewerbe zu starten.

Präsident: Das Wort ist nicht weiter begehrt; ein anderer
Antrag ist nicht gestellt. Herr Reich möchte eine persönli-
che Erklärung abgeben.

Reich: Dass Herr Fischer meine Kritik natürlich nicht ger-
ne hört, habe ich sehr gut verstanden und habe auch
erwartet, dass er nachstösst. Aber gerade diese Abhängig-
keit von den Grossen haben wir geprüft, diese liegt vor;
die Tatsache der Preisgestaltung kann nicht bestritten
werden, denn diese Preisgestaltung ist und bleibt über-
setzt. Wenn Herr Schürmann bis jetzt nicht eingreifen
konnte, dann deswegen, weil ihm die gesetzlichen Unterla-
gen dazu fehlen. Aber er selbst wird genau meiner Ansicht
sein; ich habe zwar mit ihm noch nicht darüber gespro-
chen. Auf alle Fälle sind die Entscheidungsfaktoren objek-
tiv sehr leicht erfassbar.

Präsident: Herr Reich, das war keine persönliche Erklä-
rung; das war die Fortführung der Diskussion, die ge-
schlossen war.
Sie haben die Kommissionsanträge angenommen.

Zustimmung - Adhésion

#ST# 11 936
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Siehe Seite 962 hiervor — Voir page 962 ci-devant

Fortsetzung - Suite

Präsident: Wir sind bei Art. 41 ter Abs. 5c des Bundesbe-
schlusses. Wir haben gestern über die Anträge betr. die
Höchstansätze für natürliche Personen abgestimmt. Wir
kommen jetzt zu Punkt 2 und 3 von Buchstabe c, die
Höchstansätze für die juristischen Personen bei der Rein-
ertrags- und bei der Kapitalsteuer. Ich beantrage Ihnen,
die Behandlung über diese zwei Punkte zu verschieben
bis zur Erledigung von Artikel 8 Buchstabe b der Ueber-
gangsbestimmungen. Dort haben wir entsprechende Anträ-
ge, die zusammenhängen. Wir sollten die beiden Sachen
miteinander behandeln. Sind Sie so einverstanden? Das ist
der Fall; dieser Abschnitt ist also ausgesetzt.

Anträge siehe Seiten 980/81 hiervor

Ziff. II, Ingress
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. Il, préambule
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen - Adopté

Art. 8 Abs. 1 und 2
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Antrag Muret
Abs. 2
Streichen

Art. 8 al. 1 et 2
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Proposition Muret
Ai. 2
Biffer

Präsident: Hier liegt ein Antrag Muret auf Streichung vor.
Darf ich Herrn Muret bitten, den Antrag zu begründen. -
Herr Muret ist bereit, diesen Antrag zurückzuziehen; damit
ist Absatz 2 angenommen.

Angenommen - Adopté

Art. 8 Abs. 3, Ingress
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Art. 8 al. 3, préambule
Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen - Adopté

Art. 8 Abs. 3 Buchst, a
Antrag der Kommission
Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Minderheit l
(Stich, Bussey, Müller-Bern, Reiniger, Schläppy, Uchtenha-
gen)
Der Höchstsatz der Steuer vom Einkommen natürlicher
Personen 12 Prozent, zuzüglich eines Zuschlages von 10
Prozent auf Einkommensteilen über 120000 Franken; die-
ser Zuschlag ermässigt sich so weit, als die Steuern des
Kantons und der Gemeinde bei einem Einkommen von
120000 Franken 24,5 Prozent, und für Einkommensteile
über 120000 Franken 33 Prozent übersteigen.

Minderheit II
(Letsch, Eisenring, Fischer-Bern, Masoni, Richter)
Streichen

Antrag Muret
... 15 Prozent.

Art. 8 al. 3 let. a
Proposition de la commission

Majorité
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Minorité I
(Stich, Bussey, Müller-Berne, Reiniger, Schläppy, Uchten-
hagen)

Le taux maximum de l'impôt dû par les personnes physi-
ques sur le revenu s'élève à 12 pour cent, auquel s'ajoute
un supplément de 10 pour cent sur les parties de revenu
excédant 120000 francs; ce supplément est réduit lorsque
les impôts du canton et de la commune excédent 24,5
pour cent pour un revenu de 120000 francs et 33 pour
cent pour les parties de revenu dépassant 120000 francs.

Minorité II
(Letsch, Eisenring, Fischer-Berne, Masoni, Richter)
Biffer.
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Proposition Muret
... 15 pour cent.

Präsident: In Absatz 3 Buchstabe a liegen verschiedene
Anträge vor: der Antrag der Mehrheit, der Antrag der Min-
derheit l (Stich), der Antrag der Minderheit II (Letsch) und
ein Antrag Muret.
Es handelt sich hier wiederum um die Höchstansätze für
die Besteuerung der natürlichen Personen. Diese Frage
haben wir gestern mit der Abstimmung über die verschie-
denen Anträge zu Artikel 41 Absatz 3 Buchstabe c erle-
digt. Ich nehme an, dass die Antragsteller damit einver-
standen sind, dass wir die Anträge zu Artikel 8 als gegen-
standslos betrachten.
Angenommen sind die Anträge der Kommissionsmehrheit.
(Zustimmung - Adhésion)

Art. 8 Abs. 3 Buchst, a bis
Antrag der Kommission

Mehrheit
Der Abzug bei der Steuer vom Einkommen der natürlichen
Personen:
- für verheiratete Personen 3000 Franken
- für Kinder und unterstützungsbedürftige Personen

1500 Franken
- für Versicherungsprämien und Zinsen von Sparkapitalien

zusammen 2000 Franken
- vom Erwerbseinkommen der Ehefrau 2400 Franken

Minderheit
(Müller-Bern, Bussey, Diethelm, Reiniger, Schläppy, Stich,
Uchtenhagen)
Der Abzug bei der Steuer vom Einkommen der natürlichen
Personen:
- für verheiratete Personen 3000 Franken
- für Kinder und unterstützungsbedürftige Personen

1500 Franken
- für Versicherungsprämien und Zinsen von Sparkapitalien

zusammen 2000 Franken
- vom Erwerbseinkommen der Ehefrau 2400 Franken
Auf den ersten 100 Franken Jahressteuer wird eine Ermäs-
sigung von 20 Prozent und auf den nächsten 400 Franken
von 10 Prozent gewährt. Jahressteuerbeträge, die weniger
als 22 Franken betragen, werden nicht erhoben;

Eventualantrag Welter
(Für den Fall der Ablehnung des Minderheitsantrages Mül-
ler-Bern)
- vom Erwerbseinkommen der Ehefrau 2400 Franken
Bis zu einem steuerbaren Einkommen von 40000 Fran-
ken wird ein Rabatt von 50 Franken gewährt.

Art. 8 al. 3 let. a bis
Proposition de la commission

Maiorité
Pour l'impôt sur le revenu des personnes physiques, la
déduction s'élève:
- pour les personnes mariées à 3000 francs
- pour les enfants et les personnes dont le contribuable

a le soin, à 1500 francs
- pour les primes d'assurance et les intérêts de capitaux

d'épargne, ensemble, à 2000 francs
- pour le revenu du travail de l'épouse, à 2400 francs

Minorité
(Müller-Berne, Bussey, Diethelm, Reiniger, Schläppy, Stich,
Uchtenhagen)
Pour l'impôt sur le revenu des personnes physiques, la
déduction s'élève:
- pour les personnes mariées à 3000 francs
- pour les enfants et les personnes dont le contribuable

a le soin, à 1500 francs

- pour les primes d'assurance et les intérêts de capitaux
d'épargne, ensemble, à 2000 francs

- pour le revenu du travail de l'épouse, à 2400 francs

Une réduction de 20 pour cent est accordée sur les pre-
miers 100 francs de l'impôt annuel et de 10 pour cent sur
les 400 francs suivants Les montants de l'impôt annuel
inférieurs à 22 francs ne sont pas perçus;

Proposition subsidiaire Welter
(En cas de rejet de la proposition de la minorité Muller-

. Berne)
- Pour le revenu du travail de l'épouse à 2400 francs;
II est accordé un rabais de 50 francs lorsque le revenu
imposable n'excède pas 40 000 francs.

Präsident: Bei Buchstabe a bis haben wir die Anträge der
Kommissionsmehrheit und dann einen Antrag Müller-Bern
(namens der Minderheit) und einen Eventualantrag Welter.
Ich erteile zuerst Herrn Müller-Bern das Wort. Herr Müller
ist nicht da; Herr Stich will sich äussern.

Stich, Berichterstatter der Minderheit: Der Antrag, den
Herr Müller-Bern im Namen der Minderheit eingereicht
hat, verlangt wenigstens einen gewissen Ausgleich der
kalten Progression, und zwar in der Form, dass ein Rabatt
gewährt werden soll von 20 Prozent auf die ersten 100
Franken des Steuerbetrages und von 10 Prozent auf die
weiteren 400 Franken des Steuerbetrages.
Wir sind zu diesem Antrag gekommen, weil wir die alleini-
ge. Erhöhung der Sozialabzüge nicht als einen genügen-
den Ausgleich der kalten Progression betrachten; die Er-
höhung der Sozialabzüge ist ein Teil, der aber an sich
sehr wenig ausmacht. Wenn Sie die Sozialabzüge um 20
Prozent erhöhen, so macht das bei der Tarifstruktur des
Wehrsteuertarifs bei Einkommen von 20000 Franken eine
Reduktion von ganzen 5 Franken aus. Das ist also sicher
kein Ausgleich der kalten Progression.

Wir haben auch darauf verzichtet, bei der Erhöhung der
Warenumsatzsteuer zu opponieren, weil wir der Meinung
sind, der Bund müsse entschieden mehr Einnahmen ha-
ben; aber auf der anderen Seite sollte doch gerade für die
kleinen Einkommen eine gewisse Reduktion der Steuerlast
eintreten; denn bei den kleinen Einkommen ist die prozen-
tuale Erhöhung der Belastung durch die Warenumsatz-
steuer natürlich am höchsten. Wenn es auch absolut nicht
sehr grosse Beträge sind, so macht es dort doch sehr viel
aus. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass wir einen
verfassungsmässigen Auftrag haben, die kalte Progression
auszugleichen; ich glaube, es ist wohl das mindeste, dass
sich das Parlament an die Verfassung hält. Wenn es aus
finanziellen Gründen auch nicht möglich ist, die kalte
Progression ganz auszugleichen, so sollte man doch für
die kleinsten, kleinen und mittleren Einkommen einen
Schritt tun, und ich bitte Sie, diesen Minderheitsantrag
gutzuheissen.

Welter: Bevor ich auf meinen Antrag zu sprechen komme,
möchte ich doch erwähnen, dass ich sehr froh bin, dass
Herr Bundesrat Chevallaz die Situation in unserem Lande,
in unserer Wirtschaft nicht so schwarz gemalt hat, wie das
die Herren Otto Fischer-Bern und Eisenring-Zürich ge-
macht haben. In der Uebersetzung der «NZZ» lauteten die
Ausführungen von Bundesrat Chevallaz wie folgt: «Unsere
Wirtschaft dreht trotz einer gewissen konjunkturellen Ver-
langsamung auf Hochtouren. Wir kennen keine Arbeitslo-
sigkeit, unsere Zahlungsbilanz scheint auch dieses Jahr
ungeachtet der Verteuerung der Treibstoffe und der Roh-
stoffe im Gleichgewicht zu bleiben. Unsere Währungsre-
serven sind im Vergleich zu anderen Industriestaaten
gross. Internationale Statistiken attestieren uns ein Pro-
Kopf-Einkommen, das zu den grössten Europas zählt. Die
öffentliche Bilanz ist gesund.» Das waren die Ausführun-
gen von Herrn Bundesrat Chevallaz, und das gibt mir mei-
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